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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Allgemeiner Teil Allgemeiner Teil 

Erster Abschnitt Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

Fahrlässigkeit Fahrlässigkeit 
§ 6. (1) und (2)… § 6. (1) und (2)… 

 (3) Grob fahrlässig handelt, wer ungewöhnlich und auffallend sorgfaltswidrig 
handelt, sodass der Eintritt eines dem gesetzlichen Tatbild entsprechenden 
Sachverhaltes als geradezu wahrscheinlich vorhersehbar war. 

Dritter Abschnitt Dritter Abschnitt 
Strafen, Verfall und vorbeugende Maßnahmen Strafen, Verfall und vorbeugende Maßnahmen 

Konfiskation Konfiskation 
§ 19a. (1) Gegenstände, die der Täter zur Begehung einer vorsätzlichen 

Straftat verwendet hat, die von ihm dazu bestimmt worden waren, bei der 
Begehung dieser Straftat verwendet zu werden, oder die durch diese Handlung 
hervorgebracht worden sind, sind zu konfiszieren, wenn sie zur Zeit der 
Entscheidung im Eigentum des Täters stehen. 

§ 19a. (1) Gegenstände, die der Täter zur Begehung einer vorsätzlichen 
Straftat verwendet hat, die von ihm dazu bestimmt worden waren, bei der 
Begehung dieser Straftat verwendet zu werden, oder die durch diese Handlung 
hervorgebracht worden sind, sind zu konfiszieren, wenn sie zur Zeit der 
Entscheidung erster Instanz im Eigentum des Täters stehen. 

 (1a) Die Konfiskation erstreckt sich auch auf die zur Zeit der Entscheidung 
erster Instanz im Eigentum des Täters stehenden Ersatzwerte der in Abs. 1 
Gegenstände 

(2)… (2)… 
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Vierter Abschnitt Vierter Abschnitt 
Strafbemessung Strafbemessung 

Besondere Erschwerungsgründe Besondere Erschwerungsgründe 
§ 33. (1) Z 1 bis 4… § 33. (1) Z 1 bis 4… 

  5. aus rassistischen, fremdenfeindlichen, oder anderen besonders 
verwerflichen Beweggründen, insbesondere solchen, die sich gegen eine 
der in § 283 Abs. 1 Z 1 genannten Gruppen von Personen oder ein 
Mitglied einer solchen Gruppe ausdrücklich wegen der Zugehörigkeit zu 
dieser Gruppe richten, gehandelt hat. 

 6 und 7…  6 und 7… 
  8. die Tat unter Missbrauch der personenbezogenen Daten einer anderen 

Person begangen hat, um das Vertrauen eines Dritten zu gewinnen, 
wodurch dem rechtmäßigen Identitätseigentümer ein Schaden zugefügt 
wird. 

(2) Ein Erschwerungsgrund ist es außer in den Fällen des § 39a Abs. 1 auch, 
wenn ein volljähriger Täter die Tat unter Anwendung von Gewalt oder 
gefährlicher Drohung gegen eine unmündige Person begangen hat. 

(2) Ein Erschwerungsgrund ist es außer in den Fällen des § 39a Abs. 1 auch, 
wenn ein volljähriger Täter vorsätzlich eine strafbare Handlung unter Anwendung 
von Gewalt oder gefährlicher Drohung gegen eine unmündige Person oder für 
diese wahrnehmbar gegen eine ihr nahestehende Person begangen hat. 

 (3) Ein Erschwerungsgrund ist es ferner auch, wenn der Täter vorsätzlich eine 
strafbare Handlung nach dem ersten bis dritten oder zehnten Abschnitt des 
Besonderen Teils, 

  1. gegen eine Angehörige oder einen Angehörigen (§ 72), einschließlich 
einer früheren Ehefrau, eingetragenen Partnerin oder Lebensgefährtin 
oder eines früheren Ehemanns, eingetragenen Partners oder 
Lebensgefährten, als mit dem Opfer zusammenlebende Person oder eine 
ihre Autoritätsstellung missbrauchende Person; 

  2. gegen eine aufgrund besonderer Umstände schutzbedürftig gewordene 
Person unter Ausnützung deren besonderer Schutzbedürftigkeit; 

  3. unter Einsatz eines außergewöhnlich hohen Ausmaßes an Gewalt oder 
nachdem der Tat eine solche Gewaltanwendung vorausgegangen ist; 

  4. unter Einsatz oder Drohung mit einer Waffe 
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 begangen hat. 

Verhängung von Geldstrafen an Stelle von Freiheitsstrafen Verhängung von Geldstrafen an Stelle von Freiheitsstrafen 

§ 37. (1) Ist für eine Tat keine strengere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren, sei es auch in Verbindung mit einer Geldstrafe, angedroht, so ist statt auf 
eine Freiheitsstrafe von nicht mehr als sechs Monaten gleichwohl auf eine 
Geldstrafe von nicht mehr als 360 Tagessätzen zu erkennen, wenn es nicht der 
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe bedarf, um den Täter von weiteren strafbaren 
Handlungen abzuhalten oder der Begehung strafbarer Handlungen durch andere 
entgegenzuwirken. 

§ 37. (1) Ist für eine Tat keine strengere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren angedroht, so ist statt auf eine Freiheitsstrafe von nicht mehr als einem Jahr 
gleichwohl auf eine Geldstrafe von nicht mehr als 720 Tagessätzen zu erkennen, 
wenn es nicht der Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe bedarf, um den Täter von 
weiteren strafbaren Handlungen. 

(2) Ist für eine Tat eine strengere Freiheitsstrafe als nach Abs. 1, aber keine 
strengere als eine zehnjährige Freiheitsstrafe, sei es auch in Verbindung mit einer 
Geldstrafe, angedroht, so ist die Verhängung einer Geldstrafe von nicht mehr als 
360 Tagessätzen an Stelle einer Freiheitsstrafe von nicht mehr als sechs Monaten 
nur zulässig, wenn es nicht der Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe bedarf, um 
den Täter von weiteren strafbaren Handlungen abzuhalten, und die Verhängung 
einer Geldstrafe aus besonderen Gründen, so etwa, weil die Umstände des Falles 
einem Rechtfertigungs- oder Entschuldigungsumstand nahekommen, genügt, um 
der Begehung strafbarer Handlungen durch andere entgegenzuwirken. 

(2) Ist für eine Tat eine strengere Freiheitsstrafe als nach Abs. 1, aber keine 
strengere als eine zehnjährige Freiheitsstrafe so ist die Verhängung einer 
Geldstrafe von nicht mehr als 720 Tagessätzen an Stelle einer Freiheitsstrafe von 
nicht mehr als einem Jahrnur zulässig, wenn es nicht der Verurteilung zu einer 
Freiheitsstrafe bedarf, um den Täter von weiteren strafbaren Handlungen 
abzuhalten, und die Verhängung einer Geldstrafe genügt, um der Begehung 
strafbarer Handlungen durch andere entgegenzuwirken. 

Bedingte Nachsicht eines Teiles der Strafe Bedingte Nachsicht eines Teiles der Strafe 
§ 43a. (1) Wird auf eine Geldstrafe erkannt und treffen die Voraussetzungen 

des § 43 auf einen Teil der Strafe zu, so hat das Gericht diesen Teil, höchstens 
jedoch deren Hälfte, bedingt nachzusehen. 

§ 43a. (1) Wird auf eine Geldstrafe erkannt und treffen die Voraussetzungen 
des § 43 auf einen Teil der Strafe zu, so hat das Gericht diesen Teil, höchstens 
jedoch drei Viertel davon, bedingt nachzusehen. 

(2) bis (5)… (2) bis (5)… 

Sechster Abschnitt Sechster Abschnitt 

Verjährung Verjährung 

Verlängerung der Verjährungsfrist Verlängerung der Verjährungsfrist 
§ 58 (1) bis (3)… § 58 (1) bis (3)… 

 (3a) Eine nach den vorstehenden Absätzen eingetretene Hemmung der 
Verjährung bleibt wirksam, auch wenn durch eine spätere Änderung des Gesetzes 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

4 von 83 
689 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die Tat im Zeitpunkt der Hemmung nach dem neuen Recht bereits verjährt 
gewesen wäre 

(4)… (4)… 

Siebenter Abschnitt Siebenter Abschnitt 
Geltungsbereich Geltungsbereich 

Strafbare Handlungen im Ausland, die ohne Rücksicht auf die Gesetze 
des Tatorts bestraft werden 

Strafbare Handlungen im Ausland, die ohne Rücksicht auf die Gesetze 
des Tatorts bestraft werden 

§ 64 (1) Z 1 bis 3… § 64 (1) Z 1 bis 3… 

 4. Geldfälschung (§ 232), die nach § 232 strafbare Fälschung besonders 
geschützter Wertpapiere (§ 237), kriminelle Organisation (§ 278a) und die 
nach den §§ 28a, 31a sowie 32 Abs. 3 des Suchtmittelgesetzes strafbaren 
Handlungen, wenn durch die Tat österreichische Interessen verletzt 
worden sind oder der Täter nicht ausgeliefert werden kann; 

 4. Geldfälschung (§ 232), Weitergabe und Besitz nachgemachten oder 
verfälschten Geldes (§ 233), die nach § 232 strafbare Fälschung besonders 
geschützter Wertpapiere (§ 237), kriminelle Organisation (§ 278a) und die 
nach den §§ 28a, 31a sowie 32 Abs. 3 des Suchtmittelgesetzes strafbaren 
Handlungen, wenn durch die Tat österreichische Interessen verletzt 
worden sind oder der Täter nicht ausgeliefert werden kann; 

 4a. Genitalverstümmelung im Sinne von § 90 Abs. 3, erpresserische 
Entführung (§ 102), Überlieferung an eine ausländische Macht (§ 103), 
Sklavenhandel (§ 104), Menschenhandel (§ 104a), schwere Nötigung 
nach § 106 Abs. 1 Z 3, verbotene Adoptionsvermittlung (§ 194), 
Vergewaltigung (§ 201), geschlechtliche Nötigung (§ 202), sexueller 
Missbrauch einer wehrlosen oder psychisch beeinträchtigten Person 
(§ 205), schwerer sexueller Missbrauch von Unmündigen (§ 206), 
sexueller Missbrauch von Unmündigen (§ 207), pornographische 
Darstellungen Minderjähriger nach § 207a Abs. 1 und 2, sexueller 
Missbrauch von Jugendlichen (§ 207b), Missbrauch eines 
Autoritätsverhältnisses nach § 212 Abs. 1, Förderung der Prostitution und 
pornographischer Darbietungen Minderjähriger (§ 215a), 
grenzüberschreitender Prostitutionshandel (§ 217), wenn 

 4a. Genitalverstümmelung im Sinne von § 90 Abs. 3, erpresserische 
Entführung (§ 102), Überlieferung an eine ausländische Macht (§ 103), 
Sklavenhandel (§ 104), Menschenhandel (§ 104a), schwere Nötigung 
nach § 106 Abs. 1 Z 3, Zwangsheirat (§ 106a), verbotene 
Adoptionsvermittlung (§ 194), Vergewaltigung (§ 201), geschlechtliche 
Nötigung (§ 202), sexueller Missbrauch einer wehrlosen oder psychisch 
beeinträchtigten Person (§ 205), schwerer sexueller Missbrauch von 
Unmündigen (§ 206), sexueller Missbrauch von Unmündigen (§ 207), 
pornographische Darstellungen Minderjähriger nach § 207a Abs. 1 und 2, 
sexueller Missbrauch von Jugendlichen (§ 207b), Missbrauch eines 
Autoritätsverhältnisses nach § 212 Abs. 1, Förderung der Prostitution und 
pornographischer Darbietungen Minderjähriger (§ 215a), 
grenzüberschreitender Prostitutionshandel (§ 217), wenn  

 a) der Täter oder das Opfer Österreicher ist oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland hat, 

 a) der Täter oder das Opfer Österreicher ist oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland hat, 

 b) durch die Tat sonstige österreichische Interessen verletzt worden sind 
oder 

 b) durch die Tat sonstige österreichische Interessen verletzt worden sind 
oder 
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 c) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Österreich aufhält und 

nicht ausgeliefert werden kann; 
 c) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Österreich aufhält und 

nicht ausgeliefert werden kann; 
 4b. bis 10a…  4b. bis 10a… 

 10b. der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Österreich aufhält und 
nicht ausgeliefert werden kann. 

 10b. der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Österreich aufhält und 
nicht ausgeliefert werden kann, 

  11. unvertretbare Darstellung wesentlicher Informationen über bestimmte 
Verbände (§ 163a) und Unvertretbare Berichte von Prüfern bestimmter 
Verbände (§ 163b), wenn die Hauptniederlassung oder der Sitz des 
Verbandes im Inland liegt. 

(2) … (2) … 

Achter Abschnitt Achter Abschnitt 
Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

Gewerbsmäßige Begehung Erwerbsmäßige Begehung 
§ 70. Gewerbsmäßig begeht eine strafbare Handlung, wer sie in der Absicht 

vornimmt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung eine fortlaufende Einnahme 
zu verschaffen. 

§ 70. (1) Erwerbsmäßig begeht eine Tat, wer sie in der Absicht ausführt, sich 
durch ihre wiederkehrende Begehung längere Zeit hindurch ein nicht bloß 
geringfügiges fortlaufendes Einkommen zu verschaffen, und 

  1. unter Einsatz besonderer Fähigkeiten oder Mittel handelt, die eine 
wiederkehrende Begehung nahelegen, oder 

  2. zwei weitere solche Taten schon im Einzelnen geplant hat oder 
  3. bereits zwei solche Taten begangen hat oder einmal wegen einer solchen 

Tat verurteilt worden ist. 
 (2) Ein nicht bloß geringfügiges fortlaufendes Einkommen ist ein solches, das 

nach einer jährlichen Durchschnittsbetrachtung monatlich den Betrag von 
400 Euro übersteigt. 

 (3) Eine frühere Tat oder Verurteilung bleibt außer Betracht, wenn seit ihrer 
Begehung oder Rechtskraft bis zur folgenden Tat mehr als ein Jahr vergangen ist. 
In diese Frist werden Zeiten, in denen der Täter auf behördliche Anordnung 
angehalten worden ist, nicht eingerechnet. 
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Andere Begriffsbestimmungen Andere Begriffsbestimmungen 
§ 74 (1) Z 1 bis 4… § 74 (1) Z 1 bis 4… 

 5. gefährliche Drohung: eine Drohung mit einer Verletzung an Körper, 
Freiheit, Ehre oder Vermögen, die geeignet ist, dem Bedrohten mit 
Rücksicht auf die Verhältnisse und seine persönliche Beschaffenheit oder 
die Wichtigkeit des angedrohten Übels begründete Besorgnisse 
einzuflößen, ohne Unterschied, ob das angedrohte Übel gegen den 
Bedrohten selbst, gegen dessen Angehörige oder gegen andere unter 
seinen Schutz gestellte oder ihm persönlich nahestehende Personen 
gerichtet ist; 

 „5. gefährliche Drohung: eine Drohung mit einer Verletzung an Körper, 
Freiheit, Ehre, Vermögen oder des höchstpersönlichen Lebensbereiches 
durch Zugänglichmachen, Bekanntgeben oder Veröffentlichen von 
Tatsachen oder Bildaufnahmen, die geeignet ist, dem Bedrohten mit 
Rücksicht auf die Verhältnisse und seine persönliche Beschaffenheit oder 
die Wichtigkeit des angedrohten Übels begründete Besorgnisse 
einzuflößen, ohne Unterschied, ob das angedrohte Übel gegen den 
Bedrohten selbst, gegen dessen Angehörige oder gegen andere unter 
seinen Schutz gestellte oder ihm persönlich nahestehende Personen 
gerichtet ist; 

 6 bis 9…  6 bis 9… 

 10. unbares Zahlungsmittel: jedes personengebundene oder übertragbare 
körperliche Zahlungsmittel, das den Aussteller erkennen lässt, durch 
Codierung, Ausgestaltung oder Unterschrift gegen Fälschung oder 
missbräuchliche Verwendung geschützt ist und im Rechtsverkehr 
bargeldvertretende Funktion hat oder der Ausgabe von Bargeld dient. 

 10. unbares Zahlungsmittel: jedes personengebundene oder übertragbare 
körperliche Zahlungsmittel, das den Aussteller erkennen lässt, durch 
Codierung, Ausgestaltung oder Unterschrift gegen Fälschung oder 
missbräuchliche Verwendung geschützt ist und im Rechtsverkehr 
bargeldvertretende Funktion hat oder der Ausgabe von Bargeld dient; 

  11. kritische Infrastruktur: Einrichtungen, Anlagen, Systeme oder Teile 
davon, die eine wesentliche Bedeutung für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und der Landesverteidigung, die 
Funktionsfähigkeit öffentlicher Informations- und 
Kommunikationstechnologie, die Verhütung oder Bekämpfung von 
Katastrophen, den öffentlichen Gesundheitsdienst, die öffentliche 
Versorgung mit Wasser, Energie sowie lebenswichtigen Gütern, des 
öffentlichen Abfallentsorgungs- und Kanalwesens oder den öffentlichen 
Verkehr haben. 
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Besonderer Teil Besonderer Teil 

Erster Abschnitt Erster Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen Leib und Leben Strafbare Handlungen gegen Leib und Leben 

Tötung eines Kindes bei der Geburt Tötung eines Kindes bei der Geburt 
§ 79. Eine Mutter, die das Kind während der Geburt oder solange sie noch 

unter der Einwirkung des Geburtsvorgangs steht, tötet, ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 79. Eine Mutter, die das Kind während der Geburt oder solange sie noch 
unter der Einwirkung des Geburtsvorgangs steht, tötet, ist mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

Fahrlässige Tötung Fahrlässige Tötung 
§ 80. Wer fahrlässig den Tod eines anderen herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe 

bis zu einem Jahr zu bestrafen. 
§ 80. (1) Wer fahrlässig den Tod eines anderen herbeiführt, ist mit 

Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

 (2) Hat die Tat den Tod mehrerer Menschen zur Folge, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

Fahrlässige Tötung unter besonders gefährlichen Verhältnissen Grob fahrlässige Tötung 
§ 81. (1) Wer fahrlässig den Tod eines anderen herbeiführt § 81. (1) Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) den Tod eines anderen herbeiführt, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
 1. unter besonders gefährlichen Verhältnissen,  

 2. nachdem er sich vor der Tat, wenn auch nur fahrlässig, durch Genuss von 
Alkohol oder den Gebrauch eines anderen berauschenden Mittels in einen 
die Zurechnungsfähigkeit nicht ausschließenden Rauschzustand versetzt 
hat, obwohl er vorhergesehen hat oder hätte vorhersehen können, dass 
ihm eine Tätigkeit bevorstehe, deren Vornahme in diesem Zustand eine 
Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die körperliche Sicherheit 
eines anderen herbeizuführen oder zu vergrößern geeignet sei, oder 

 

 3. dadurch, dass er, wenn auch nur fahrlässig, ein gefährliches Tier entgegen 
einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag hält, verwahrt 
oder führt, 

 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.  
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(2) Der Täter ist nach Abs. 1 Z 3 auch zu bestrafen, wenn er sich mit einer 
Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag nicht bekannt gemacht hat, 
obwohl er seinem Beruf, seiner Beschäftigung oder sonst den Umständen nach 
dazu verpflichtet gewesen wäre, oder wenn ihm der Irrtum über die 
Rechtsvorschrift oder den behördlichen Auftrag sonst vorzuwerfen ist. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer den Tod eines Menschen fahrlässig 
herbeiführt, nachdem er sich vor der Tat, wenn auch nur fahrlässig, durch Genuss 
von Alkohol oder den Gebrauch eines anderen berauschenden Mittels in einen die 
Zurechnungsfähigkeit nicht ausschließenden Rauschzustand versetzt hat, obwohl 
er vorhergesehen hat oder hätte vorhersehen können, dass ihm eine Tätigkeit 
bevorstehe, deren Vornahme in diesem Zustand eine Gefahr für das Leben, die 
Gesundheit oder die körperliche Sicherheit eines anderen herbeizuführen oder zu 
vergrößern geeignet sei. 

 (3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, 
wer grob fahrlässig oder in dem in Abs. 2 bezeichneten Fall den Tod einer 
größeren Zahl von Menschen herbeiführt. 

Körperverletzung Körperverletzung 
§ 83. (1) Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit 

schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 83. (1) Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit 
schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) … (2) … 

Schwere Körperverletzung Schwere Körperverletzung 
§ 84. (1) Hat die Tat eine länger als vierundzwanzig Tage dauernde 

Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit zur Folge oder ist die Verletzung 
oder Gesundheitsschädigung an sich schwer, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 84. (1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch 
fahrlässigeine länger als vierundzwanzig Tage dauernde Gesundheitsschädigung 
oder Berufsunfähigkeit oder eine an sich schwere Verletzung oder 
Gesundheitsschädigung zufügt ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

(2) Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn die Tat begangen worden ist (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Körperverletzung (§ 83 Abs. 1 oder 
Abs. 2) an einem Beamten, Zeugen oder Sachverständigen während oder wegen 
der Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfüllung seiner Pflichten begeht. 

 1. mit einem solchen Mittel und auf solche Weise, womit in der Regel 
Lebensgefahr verbunden ist, 

 

 2. von mindestens drei Personen in verabredeter Verbindung,  

 3. unter Zufügung besonderer Qualen oder  . 

 4. an einem Beamten, Zeugen oder Sachverständigen während oder wegen 
der Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfüllung seiner Pflichten. 

 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
689 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

9 von 83 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn er mindestens drei selbständige 
Taten ohne begreiflichen Anlaß und unter Anwendung erheblicher Gewalt 
begangen hat. 

(3) Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn er mindestens drei selbstständige 
Taten (§ 83 Abs. 1 oder Abs. 2) ohne begreiflichen Anlass und unter Anwendung 
erheblicher Gewalt begangen hat. 

 (4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, 
wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit schädigt und 
dadurch, wenn auch nur fahrlässig, eine schwere Körperverletzung oder 
Gesundheitsschädigung (Abs. 1) des anderen herbeiführt. 

 (5) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Körperverletzung (§ 83 Abs. 1 oder 
Abs. 2) begeht 

  1. auf eine Weise, mit der Lebensgefahr verbunden war, 
  2. von mindestens drei Personen in verabredeter Verbindung, oder 
  3. unter Zufügung besonderer Qualen. 

Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen 
§ 85. Hat die Tat für immer oder für lange Zeit § 85. (1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch fahrlässig 

 1. und 2…  1. und 2… 

 3. ein schweres Leiden, Siechtum oder Berufsunfähigkeit des Geschädigten 
zur Folge, 

 3. ein schweres Leiden, Siechtum oder Berufsunfähigkeit des Geschädigten 

so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 

herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer einen 
anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit schädigt und dadurch 
fahrlässig eine schwere Dauerfolge (Abs. 1) beim Verletzten herbeiführt. 

Körperverletzung mit tödlichem Ausgang Körperverletzung mit tödlichem Ausgang 
§ 86. Hat die Tat den Tod des Geschädigten zur Folge, so ist der Täter mit 

Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 
§ 86. (1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch fahrlässig 

dessen Tod herbeiführt ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 

 (2) Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit schädigt 
und dadurch fahrlässig dessen Tod herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von einem 
bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 
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Absichtliche schwere Körperverletzung Absichtliche schwere Körperverletzung 
§ 87. (1) Wer einem anderen eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 

absichtlich zufügt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 

§ 87. (1) Wer einem anderen eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
absichtlich zufügt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 

(2) Zieht die Tat eine schwere Dauerfolge (§ 85) nach sich, so ist der Täter 
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, hat die Tat den Tod des 
Geschädigten zur Folge, mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 

(2) Zieht die Tat eine schwere Dauerfolge (§ 85) nach sich, so ist der Täter 
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat den Tod des 
Geschädigten zur Folge, mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu 
bestrafen. 

Fahrlässige Körperverletzung Fahrlässige Körperverletzung 
§ 88. (1)… § 88. (1)… 

(2) Trifft den Täter kein schweres Verschulden und ist entweder (2) Handelt der Täter nicht grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) und ist 

 1. die verletzte Person mit dem Täter in auf- oder absteigender Linie 
verwandt oder verschwägert oder sein Ehegatte, sein eingetragener 
Partner, sein Bruder oder seine Schwester oder nach § 72 Abs. 2 wie ein 
Angehöriger des Täters zu behandeln, 

 1. die verletzte Person mit dem Täter in auf- oder absteigender Linie 
verwandt oder verschwägert oder sein Ehegatte, sein eingetragener 
Partner, sein Bruder oder seine Schwester oder nach § 72 Abs. 2 wie ein 
Angehöriger des Täters zu behandeln, oder 

 2. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 111/2010)  2. aus der Tat keine Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit einer 
anderen Person von mehr als vierzehntägiger Dauer erfolgt, oder 

 3. aus der Tat keine Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit einer 
anderen Person von mehr als vierzehntägiger Dauer erfolgt, 

 3. der Täter ein Angehöriger eines gesetzlich geregelten Gesundheitsberufes, 
die Körperverletzung nicht schwer (§ 84 Abs. 1) und in Ausübung seines 
Berufes zugefügt worden, 

so  ist der Täter nach Abs. 1 nicht zu bestrafen. so ist der Täter nach Abs. 1 nicht zu bestrafen. 

(3) In den im § 81 Abs. 1 Z 1 bis 3 bezeichneten Fällen ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

(3) Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) oder in dem in § 81 Abs. 2 bezeichneten 
Falleinen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit schädigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

(4) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge, so ist 
der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen, in den im § 81 Abs. 1 Z 1 bis 3 bezeichneten Fällen aber mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(4) Hat die Tat nach Abs. 1 eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur 
Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat nach Abs. 3 eine schwere 
Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge, ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren, hat sie jedoch eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) einer 
größeren Zahl von Menschen zur Folge, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
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bestrafen. 

Gefährdung der körperlichen Sicherheit Gefährdung der körperlichen Sicherheit 
§ 89. Wer in den im § 81 Abs. 1 Z 1 bis 3 bezeichneten Fällen, wenn auch 

nur fahrlässig, eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die körperliche 
Sicherheit eines anderen herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 89. Wer vorsätzlich, grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) oder fahrlässig unter den 
in § 81 Abs. 2 umschriebenen Umständen eine Gefahr für das Leben, die 
Gesundheit oder die körperliche Sicherheit eines anderen herbeiführt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

Raufhandel Raufhandel 
§ 91. (1) Wer an einer Schlägerei tätlich teilnimmt, ist schon wegen dieser 

Teilnahme mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen, wenn die Schlägerei eine schwere Körperverletzung 
(§ 84 Abs. 1) eines anderen verursacht, wenn sie aber den Tod eines anderen 
verursacht, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren. 

§ 91. (1) Wer an einer Schlägerei tätlich teilnimmt, ist schon wegen dieser 
Teilnahme mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen, wenn die Schlägerei eine schwere Körperverletzung 
(§ 84 Abs. 1) eines anderen verursacht, wenn sie aber den Tod eines anderen 
verursacht, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren. 

(2) Wer an einem Angriff mehrerer tätlich teilnimmt, ist schon wegen dieser 
Teilnahme mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen, wenn der Angriff eine Körperverletzung eines anderen 
verursacht, wenn er aber eine schwere Körperverletzung eines anderen verursacht, 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, 
wenn er den Tod eines anderen verursacht, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren. 

(2) Wer an einem Angriff mehrerer tätlich teilnimmt, ist schon wegen dieser 
Teilnahme mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen, wenn der Angriff eine Körperverletzung eines anderen 
verursacht, wenn er aber eine schwere Körperverletzung eines anderen verursacht, 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen, 
wenn er den Tod eines anderen verursacht, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren. 

(2a) Wer an einer Schlägerei oder einem Angriff mehrerer in einem 
Sicherheitsbereich bei einer Sportgroßveranstaltung (§ 49a SPG) tätlich teilnimmt, 
ist schon wegen dieser Teilnahme mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2a) Wer an einer Schlägerei oder einem Angriff mehrerer in einem 
Sicherheitsbereich bei einer Sportgroßveranstaltung (§ 49a SPG) tätlich teilnimmt, 
ist schon wegen dieser Teilnahme mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3)… (3)… 

Imstichlassen eines Verletzten Imstichlassen eines Verletzten 
§ 94. (1) Wer es unterläßt, einem anderen, dessen Verletzung am Körper 

(§ 83) er, wenn auch nicht widerrechtlich, verursacht hat, die erforderliche Hilfe 
zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 94. (1) Wer es unterläßt, einem anderen, dessen Verletzung am Körper 
(§ 83) er, wenn auch nicht widerrechtlich, verursacht hat, die erforderliche Hilfe 
zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) und (4)… (2) und (4)… 
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Unterlassung der Hilfeleistung Unterlassung der Hilfeleistung 
§ 95. (1) Wer es bei einem Unglücksfall oder einer Gemeingefahr (§ 176) 

unterläßt, die zur Rettung eines Menschen aus der Gefahr des Todes oder einer 
beträchtlichen Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung offensichtlich 
erforderliche Hilfe zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, wenn die Unterlassung der Hilfeleistung 
jedoch den Tod eines Menschen zur Folge hat, mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen, es sei denn, dass die 
Hilfeleistung dem Täter nicht zuzumuten ist. 

§ 95. (1) Wer es bei einem Unglücksfall oder einer Gemeingefahr (§ 176) 
unterläßt, die zur Rettung eines Menschen aus der Gefahr des Todes oder einer 
beträchtlichen Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung offensichtlich 
erforderliche Hilfe zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, wenn die Unterlassung der Hilfeleistung 
jedoch den Tod eines Menschen zur Folge hat, mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen, es sei denn, dass die 
Hilfeleistung dem Täter nicht zuzumuten ist. 

(2)… (2)… 

Zweiter Abschnitt Zweiter Abschnitt 

Schwangerschaftsabbruch Schwangerschaftsabbruch 

Schwangerschaftsabbruch Schwangerschaftsabbruch 
§ 96. (1) Wer mit Einwilligung der Schwangeren deren Schwangerschaft 

abbricht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, begeht er die Tat gewerbsmäßig, 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 96. (1) Wer mit Einwilligung der Schwangeren deren Schwangerschaft 
abbricht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen, begeht er die Tat erwerbsmäßig, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
zu bestrafen. 

(2) Ist der unmittelbare Täter kein Arzt, so ist er mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren, begeht er die Tat gewerbsmäßig oder hat sie den Tod der Schwangeren zur 
Folge, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Ist der unmittelbare Täter kein Arzt, so ist er mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren, begeht er die Tat erwerbsmäßig oder hat sie den Tod der Schwangeren zur 
Folge, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(3) Eine Frau, die den Abbruch ihrer Schwangerschaft selbst vornimmt oder 
durch einen anderen zuläßt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

(3) Eine Frau, die den Abbruch ihrer Schwangerschaft selbst vornimmt oder 
durch einen anderen zuläßt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs 
§ 97. (1)… § 97. (1)… 

(2) Kein Arzt ist verpflichtet, einen Schwangerschaftsabbruch durchzuführen 
oder an ihm mitzuwirken, es sei denn, dass der Abbruch ohne Aufschub 
notwendig ist, um die Schwangere aus einer unmittelbar drohenden, nicht anders 
abwendbaren Lebensgefahr zu retten. Dies gilt auch für die im 
Krankenpflegefachdienst, in medizinisch-technischen Diensten oder im 

(2) Kein Arzt ist verpflichtet, einen Schwangerschaftsabbruch durchzuführen 
oder an ihm mitzuwirken, es sei denn, dass der Abbruch ohne Aufschub 
notwendig ist, um die Schwangere aus einer unmittelbar drohenden, nicht anders 
abwendbaren Lebensgefahr zu retten. Dies gilt auch für die in gesetzlich 
geregelten Gesundheitsberufen tätigen Personen. 
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Sanitätshilfsdienst tätigen Personen. 

(3)… (3)… 

Dritter Abschnitt Dritter Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen die Freiheit Strafbare Handlungen gegen die Freiheit 

Menschenhandel Menschenhandel 
§ 104a. (1) bis (3) § 104a. (1) bis (3) 

(4) Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter Anwendung 
schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat das Leben der Person 
vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet wird oder die Tat einen besonders 
schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe von einem 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(4) Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter Anwendung 
schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat das Leben der Person 
vorsätzlich oder grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet wird oder die Tat einen 
besonders schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(5)… (5)… 

Nötigung Nötigung 

§ 105. (1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr zu bestrafen. 

§ 105. (1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

§ 106. (1) Z 1 und 2 § 106. (1) Z 1 und 2 

 3. die genötigte Person zur Eheschließung, zur Begründung einer 
eingetragenen Partnerschaft, zur Prostitution oder zur Mitwirkung an 
einer pornographischen Darbietung (§ 215a Abs. 3) oder sonst zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige 
Interessen der genötigten oder einer dritten Person verletzt, 

 3. die genötigte Person zur Prostitution oder zur Mitwirkung an einer 
pornographischen Darbietung (§ 215a Abs. 3) oder sonst zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige 
Interessen der genötigten oder einer dritten Person verletzt, 

(2)… (2)… 

(3) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Nötigung zur Prostitution oder zur 
Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung gegen eine unmündige Person, 
im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt 

(3) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Nötigung zur Prostitution oder zur 
Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung gegen eine unmündige Person, 
im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt 
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oder so begeht, dass durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob 
fahrlässig gefährdet wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die 
Person zur Folge hat. 

oder so begeht, dass durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob 
fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet wird oder die Tat einen besonders schweren 
Nachteil für die Person zur Folge hat. 

 Zwangsheirat 
 § 106a. (1) Wer eine Person mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung oder 

Drohung mit dem Abbruch oder Entzug der familiären Kontakte zur 
Eheschließung oder zur Begründung einer eingetragenen Partnerschaft nötigt, ist 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Person in der Absicht, dass sie in einem 
anderen Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, zur Eheschließung oder zur Begründung einer 
eingetragenen Partnerschaft gezwungen werde (Abs. 1), durch Täuschung über 
dieses Vorhaben verleitet oder mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung oder 
Drohung mit dem Abbruch oder Entzug der familiären Kontakte nötigt, sich in 
einen anderen Staat zu begeben, oder sie mit Gewalt oder unter Ausnützung ihres 
Irrtums über dieses Vorhaben in einen anderen Staat befördert. 

 (3) § 106 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

Gefährliche Drohung Gefährliche Drohung 

§ 107. (1) Wer einen anderen gefährlich bedroht, um ihn in Furcht und 
Unruhe zu versetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 107. (1) Wer einen anderen gefährlich bedroht, um ihn in Furcht und 
Unruhe zu versetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) bis (4)… (2) bis (4)… 

Beharrliche Verfolgung Beharrliche Verfolgung 

§ 107a. (1) Wer eine Person widerrechtlich beharrlich verfolgt (Abs. 2), ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 107a. (1) Wer eine Person widerrechtlich beharrlich verfolgt (Abs. 2), ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

(2) … (2) … 
 (3) Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der im Sinn 

des Abs. 2 verfolgten Person zu Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. 
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 Fortgesetzte Belästigung im Wege einer Telekommunikation oder 

eines Computersystems 
 § 107c. (1) Wer im Wege einer Telekommunikation oder unter Verwendung 

eines Computersystems in einer Weise, die geeignet ist, eine Person in ihrer 
Lebensführung unzumutbar zu beeinträchtigen, eine längere Zeit hindurch 
fortgesetzt 

  1. eine Person für eine größere Zahl von Menschen wahrnehmbar an der 
Ehre verletzt oder 

  2. Tatsachen oder Bildaufnahmen des höchstpersönlichen Lebensbereiches 
einer Person ohne deren Zustimmung für eine größere Zahl von Menschen 
wahrnehmbar macht, 

 ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

 (2) Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der im Sinn 
des Abs. 1 verletzten Person zu Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. 

Täuschung Täuschung 

§ 108. (1) Wer einem anderen in seinen Rechten dadurch absichtlich einen 
Schaden zufügt, daß er ihn oder einen Dritten durch Täuschung über Tatsachen zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung verleitet, die den Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 108. (1) Wer einem anderen in seinen Rechten dadurch absichtlich einen 
Schaden zufügt, daß er ihn oder einen Dritten durch Täuschung über Tatsachen zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung verleitet, die den Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 

Hausfriedensbruch Hausfriedensbruch 

§ 109. (1) Wer den Eintritt in die Wohnstätte eines anderen mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt erzwingt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen. 

§ 109. (1) Wer den Eintritt in die Wohnstätte eines anderen mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt erzwingt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 
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Vierter Abschnitt Vierter Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen die Ehre Strafbare Handlungen gegen die Ehre 

Üble Nachrede Üble Nachrede 
§ 111. (1) Wer einen anderen in einer für einen Dritten wahrnehmbaren 

Weise einer verächtlichen Eigenschaft oder Gesinnung zeiht oder eines 
unehrenhaften Verhaltens oder eines gegen die guten Sitten verstoßenden 
Verhaltens beschuldigt, das geeignet ist, ihn in der öffentlichen Meinung 
verächtlich zu machen oder herabzusetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 111. (1) Wer einen anderen in einer für einen Dritten wahrnehmbaren 
Weise einer verächtlichen Eigenschaft oder Gesinnung zeiht oder eines 
unehrenhaften Verhaltens oder eines gegen die guten Sitten verstoßenden 
Verhaltens beschuldigt, das geeignet ist, ihn in der öffentlichen Meinung 
verächtlich zu machen oder herabzusetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat in einem Druckwerk, im Rundfunk oder sonst auf eine Weise 
begeht, wodurch die üble Nachrede einer breiten Öffentlichkeit zugänglich wird, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat in einem Druckwerk, im Rundfunk oder sonst auf eine Weise 
begeht, wodurch die üble Nachrede einer breiten Öffentlichkeit zugänglich wird, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen 

(3)… (3)… 

Berechtigung zur Anklage Berechtigung zur Anklage 
§ 117 (1) und (2)… § 117 (1) und (2)… 

(3) Der Täter ist wegen einer im § 115 mit Strafe bedrohten Handlung mit 
Ermächtigung des Verletzten von der Staatsanwaltschaft zu verfolgen, wenn sich 
die Tat gegen den Verletzten wegen seiner Zugehörigkeit zu einer der im § 283 
Abs. 1 bezeichneten Gruppen richtet und entweder in einer Mißhandlung oder 
Bedrohung mit einer Mißhandlung oder in einer die Menschenwürde verletzenden 
Beschimpfung oder Verspottung besteht. 

(3) Der Täter ist wegen einer im § 115 mit Strafe bedrohten Handlung mit 
Ermächtigung des Verletzten von der Staatsanwaltschaft zu verfolgen, wenn sich 
die Tat gegen den Verletzten wegen seiner Zugehörigkeit zu einer der im § 283 
Abs. 1 bezeichneten Gruppen richtet und entweder in einer Mißhandlung oder 
Bedrohung mit einer Mißhandlung oder in einer Beschimpfung oder Verspottung 
besteht, die geeignet ist, den Verletzten in der öffentlichen Meinung verächtlich zu 
machen oder herabzusetzen. 

(4) und (5)… (4) und (5)… 
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Fünfter Abschnitt Fünfter Abschnitt 
Verletzungen der Privatsphäre und bestimmter Berufsgeheimnisse Verletzungen der Privatsphäre und bestimmter Berufsgeheimnisse 

Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem 
§ 118a. (1) Wer sich in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten von 

in einem Computersystem gespeicherten und nicht für ihn bestimmten Daten 
Kenntnis zu verschaffen und dadurch, dass er die Daten selbst benützt, einem 
anderen, für den sie nicht bestimmt sind, zugänglich macht oder veröffentlicht, 
sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem anderen 
einen Nachteil zuzufügen, zu einem Computersystem, über das er nicht oder nicht 
allein verfügen darf, oder zu einem Teil eines solchen Zugang verschafft, indem er 
spezifische Sicherheitsvorkehrungen im Computersystem überwindet, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

§ 118a. (1) Wer sich zu einem Computersystem, über das er nicht oder nicht 
allein verfügen darf, oder zu einem Teil eines solchen durch Überwindung einer 
spezifischen Sicherheitsvorkehrung im Computersystem in der Absicht Zugang 
verschafft 

  1. sich oder einem anderen Unbefugten Kenntnis von personenbezogenen 
Daten zu verschaffen, deren Kenntnis schutzwürdige 
Geheimhaltungsinteressen des Betroffenen verletzt, oder 

  2. durch die Verwendung von im System gespeicherten und nicht für ihn 
bestimmten Daten, deren Kenntnis er sich verschafft einem anderen einen 
Nachteil zuzufügen, 

 ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. (2) Wer die Tat in Bezug auf ein Computersystem, das ein wesentlicher 
Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Z 11) ist, begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(3) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 

 (4) Wer die Tat nach Abs. 1 im Rahmen einer kriminellen Vereinigung 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, wer die Tat nach Abs. 2 im 
Rahmen einer kriminellen Vereinigung begeht, mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen. 
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Mißbrauch von Tonaufnahme- oder Abhörgeräten Mißbrauch von Tonaufnahme- oder Abhörgeräten 
§ 120. (1) Wer ein Tonaufnahmegerät oder ein Abhörgerät benützt, um sich 

oder einem anderen Unbefugten von einer nicht öffentlichen und nicht zu seiner 
Kenntnisnahme bestimmten Äußerung eines anderen Kenntnis zu verschaffen, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

§ 120. (1) Wer ein Tonaufnahmegerät oder ein Abhörgerät benützt, um sich 
oder einem anderen Unbefugten von einer nicht öffentlichen und nicht zu seiner 
Kenntnisnahme bestimmten Äußerung eines anderen Kenntnis zu verschaffen, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

(2) bis (3)… (2) bis (3)… 

Verletzung von Berufsgeheimnissen Verletzung von Berufsgeheimnissen 
§ 121. (1) und (1a)… § 121. (1) und (1a)… 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) bis (6)… (3) bis (6)… 

Verletzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses Verletzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 
§ 122. (1)… § 122. (1)… 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) bis (5)… (3) bis (5)… 

Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 
§ 123. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz 

auskundschaftet, es zu verwerten, einem anderen zur Verwertung zu überlassen 
oder der Öffentlichkeit preiszugeben, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Beide Strafen können 
auch nebeneinander verhängt werden. 

§ 123. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz 
auskundschaftet, es zu verwerten, einem anderen zur Verwertung zu überlassen 
oder der Öffentlichkeit preiszugeben, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 
bestrafen. 

(2)… (2)… 
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Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 
zugunsten des Auslands 

Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 
zugunsten des Auslands 

§ 124. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz 
auskundschaftet, dass es im Ausland verwertet, verwendet oder sonst ausgewertet 
werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Daneben kann auf 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen erkannt werden. 

§ 124. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz 
auskundschaftet, dass es im Ausland verwertet, verwendet oder sonst ausgewertet 
werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Sechster Abschnitt Sechster Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen fremdes Vermögen Strafbare Handlungen gegen fremdes Vermögen 

Schwere Sachbeschädigung Schwere Sachbeschädigung 
§ 126. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 

360 Tagessätzen ist zu bestrafen, wer eine Sachbeschädigung begeht 
§ 126. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer eine 

Sachbeschädigung begeht 
 1 bis 4…  1 bis 4… 

 5. an einer Einrichtung, Anlage oder anderen Sache, die der öffentlichen 
Sicherheit, der Verhütung oder Bekämpfung von Katastrophen, dem 
öffentlichen Gesundheitsdienst, der öffentlichen Versorgung mit Wasser, 
Licht, Wärme oder Kraft oder dem öffentlichen Verkehr dient, oder an 
einer für diesen Verkehr oder sonst für öffentliche Zwecke bestimmten 
Fernmeldeanlage, 

 5. an einem wesentlichen Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 
Abs. 1 Z 11), 

6… 6… 

 7. durch die der Täter an der Sache einen 3 000 Euro übersteigenden 
Schaden herbeiführt. 

 7. durch die der Täter an der Sache einen 5 000 Euro übersteigenden 
Schaden herbeiführt. 

(2) Wer durch die Tat an der Sache einen 50 000 Euro übersteigenden 
Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat an der Sache einen 300 000 Euro übersteigenden 
Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

Datenbeschädigung Datenbeschädigung 
§ 126a. (1)… § 126a. (1)… 

(2) Wer durch die Tat an den Daten einen 3 000 Euro übersteigenden (2) Wer durch die Tat an den Daten einen 5 000 Euro übersteigenden 
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Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen, wer einen 50 000 Euro übersteigenden Schaden 
herbeiführt oder die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht, mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

 (3) Wer durch die Tat viele Computersysteme unter Verwendung eines 
Computerprogramms, eines Computerpasswortes, Zugangscodes oder 
vergleichbarer Daten, die den Zugriff auf ein Computersystem oder einen Teil 
davon ermöglichen, sofern diese Mittel nach ihrer besonderen Beschaffenheit 
ersichtlich dafür geschaffen oder adaptiert wurden, beeinträchtigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

 (4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, 
wer 

  1. durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
  2. durch die Tat wesentliche Bestandteile der kritischen Infrastruktur (§ 74 

Abs. 1 Z 11) beeinträchtigt, oder 
  3. die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 

Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems 
§ 126b. (1)… § 126b. (1)… 

(2) Wer durch die Tat eine längere Zeit andauernde Störung der 
Funktionsfähigkeit eines Computersystems herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, wer die Tat als 
Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht, mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat eine längere Zeit andauernde Störung der 
Funktionsfähigkeit eines Computersystems herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren zu bestrafen. 

 (3) Wer durch die Tat viele Computersysteme unter Verwendung eines 
Computerprogramms, eines Computerpasswortes, eines Zugangscodes oder 
vergleichbarer Daten, die den Zugriff auf ein Computersystem oder einen Teil 
davon ermöglichen, sofern diese Mittel nach ihrer besonderen Beschaffenheit 
ersichtlich dafür geschaffen oder adaptiert wurden, schwer stört, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

 (4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, 
wer 
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  1. durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
  2. die Tat gegen ein Computersystem verübt, das ein wesentlicher 

Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Z 11) ist, oder 
  3. die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 

Schwerer Diebstahl Schwerer Diebstahl 
§ 128. (1) Z 1 bis 3… § 128. (1) Z 1 bis 3… 

 4. an einer Sache, deren Wert 3 000 Euro übersteigt.  4. an einem wesentlichen Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 
Abs. 1 Z 11), oder 

  5. an einer Sache, deren Wert 5 000 Euro übersteigt. 

(2) Wer eine Sache stiehlt, deren Wert 50 000 Euro übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer eine Sache stiehlt, deren Wert 300 000 Euro übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

Diebstahl durch Einbruch oder mit Waffen Diebstahl durch Einbruch oder mit Waffen 
§ 129. Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu 

bestrafen, wer einen Diebstahl begeht, 
§ 129. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer einen 

Diebstahl begeht, indem er zur Ausführung der Tat 
 1. indem er in ein Gebäude, in ein Transportmittel, in eine Wohnstätte oder 

sonst einen abgeschlossenen Raum, der sich in einem Gebäude oder 
Transportmittel befindet, oder in einen Lagerplatz einbricht, einsteigt oder 
mit einem nachgemachten oder widerrechtlich erlangten Schlüssel oder 
einem anderen nicht zur ordnungsgemäßen Öffnung bestimmten 
Werkzeug eindringt, 

 1. in ein Gebäude, in ein Transportmittel, einen Lagerplatz oder sonst in 
einen anderen umschlossenen Raum einbricht, einsteigt, mit einem 
nachgemachten oder widerrechtlich erlangten Schlüssel, einem anderen 
nicht zur ordnungsmäßigen Öffnung bestimmten Werkzeug oder einem 
widerrechtlich erlangten Zugangscode eindringt, 

 2. indem er ein Behältnis aufbricht oder mit einem der in Z 1 genannten 
Mittel öffnet, 

 2. ein Behältnis aufbricht oder mit einem der in Z 1 genannten Mittel öffnet, 

 3. indem er sonst eine Sperrvorrichtung aufbricht oder mit einem der in Z 1 
genannten Mittel öffnet oder 

 3. eine Sperrvorrichtung aufbricht oder mit einem der in Z 1 genannten 
Mittel öffnet, oder 

 4. bei dem er oder mit seinem Wissen ein anderer Beteiligter (§ 12) eine 
Waffe oder ein anderes Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer 
Person zu überwinden oder zu verhindern. 

 4. eine Zugangssperre elektronisch außer Kraft setzt. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, 
wer einen Diebstahl begeht, 
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  1. indem er in eine Wohnstätte auf die in Abs. 1 Z 1 oder 4 genannte Art 

gelangt, oder 
  2. bei dem er oder mit seinem Wissen ein anderer Beteiligter (§ 12) eine 

Waffe oder ein anderes Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer 
Person zu überwinden oder zu verhindern. 

Gewerbsmäßiger Diebstahl und Diebstahl im Rahmen einer 
kriminellen Vereinigung 

Erwerbsmäßiger Diebstahl und Diebstahl im Rahmen einer 
kriminellen Vereinigung 

§ 130. Wer einen Diebstahl gewerbsmäßig oder als Mitglied einer 
kriminellen Vereinigung unter Mitwirkung (§ 12) eines anderen Mitglieds dieser 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. Wer einen schweren Diebstahl (§ 128) oder einen Diebstahl durch 
Einbruch oder mit Waffen (§ 129) in der Absicht begeht, sich durch die 
wiederkehrende Begehung der Tat eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen, ist 
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 130. (1) Wer einen Diebstahl erwerbsmäßig oder als Mitglied einer 
kriminellen Vereinigung unter Mitwirkung (§ 12) eines anderen Mitglieds dieser 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

 (2) Wer auf die in Abs. 1 bezeichnete Weise einen schweren Diebstahl nach 
§ 128 Abs. 1 oder einen Diebstahl nach § 129 Abs. 1 begeht, ist mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 (3) Wer auf die in Abs. 1 bezeichnete Weise einen Diebstahl nach § 129 
Abs. 2 begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

Entziehung von Energie Entziehung von Energie 
§ 132. (1)… § 132. (1)… 

(2) Wer Energie entzieht, deren Wert 3 000 Euro übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer Energie im Wert von mehr als 50 000 Euro 
entzieht, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer Energie entzieht, deren Wert 5 000 Euro übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer Energie im Wert von mehr als 300 000 Euro 
entzieht, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

Veruntreuung Veruntreuung 
§ 133. (1)… § 133. (1)… 

(2) Wer ein Gut veruntreut, dessen Wert 3 000 Euro übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer ein Gut im Wert von mehr als 50 000 Euro 
veruntreut, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer ein Gut veruntreut, dessen Wert 5 000 Euro übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer ein Gut im Wert von mehr als 300 000 Euro 
veruntreut, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 
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Unterschlagung Unterschlagung 
§ 134. (1) und (2)… § 134. (1) und (2)… 

(3) Wer ein fremdes Gut unterschlägt, dessen Wert 3 000 Euro übersteigt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, 
wer ein fremdes Gut im Wert von mehr als 50 000 Euro unterschlägt, mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer ein fremdes Gut unterschlägt, dessen Wert 5 000 Euro übersteigt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, wer ein fremdes Gut im Wert von mehr als 
300 000 Euro unterschlägt, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

Dauernde Sachentziehung Dauernde Sachentziehung 
§ 135. (1)… § 135. (1)… 

(2) Wer die Tat an einer der im § 126 Abs. 1 Z 1 bis 6 genannten Sachen oder 
an einer Sache begeht, deren Wert 3 000 Euro übersteigt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, wer die Tat an einer 
Sache begeht, deren Wert 50 000 Euro übersteigt, mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat an einer der im § 126 Abs. 1 Z 1 bis 6 genannten Sachen oder 
an einer Sache begeht, deren Wert 5 000 Euro übersteigt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren, wer die Tat an einer Sache begeht, deren Wert 300 000 Euro 
übersteigt, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

Unbefugter Gebrauch von Fahrzeugen Unbefugter Gebrauch von Fahrzeugen 
§ 136. (1) und (2)… § 136. (1) und (2)… 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist der Täter zu bestrafen, wenn der 
durch die Tat verursachte Schaden am Fahrzeug, an der Ladung oder durch den 
Verbrauch von Betriebsmitteln insgesamt 3 000 Euro übersteigt; wenn jedoch der 
Schaden 50 000 Euro übersteigt, ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
zu bestrafen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist der Täter zu bestrafen, wenn der 
durch die Tat verursachte Schaden am Fahrzeug, an der Ladung oder durch den 
Verbrauch von Betriebsmitteln insgesamt 5 000 Euro übersteigt; wenn jedoch der 
Schaden 300 000 Euro übersteigt, ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen. 

(4)… (4)… 

Schwerer Eingriff in fremdes Jagd- oder Fischereirecht Schwerer Eingriff in fremdes Jagd- oder Fischereirecht 
§ 138. Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat § 138. Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat 

 1. an Wild, an Fischen oder an anderen dem fremden Jagd- oder 
Fischereirecht unterliegenden Sachen in einem 3 000 Euro übersteigenden 
Wert, 

 1. an Wild, an Fischen oder an anderen dem fremden Jagd- oder 
Fischereirecht unterliegenden Sachen in einem 5 000 Euro übersteigenden 
Wert, 

 2 und 3…  2 und 3… 
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 4. gewerbsmäßig  4. erwerbsmäßig 

begeht. begeht. 

Schwerer Raub Schwerer Raub 
§ 143. Wer einen Raub als Mitglied einer kriminellen Vereinigung unter 

Mitwirkung (§ 12) eines anderen Mitglieds dieser Vereinigung begeht oder wer 
einen Raub unter Verwendung einer Waffe verübt, ist mit Freiheitsstrafe von fünf 
bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn durch 
die ausgeübte Gewalt jemand schwer verletzt wird (§ 84 Abs. 1). Hat die 
Gewaltanwendung jedoch eine Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen (§ 85) 
zur Folge, ist der Täter mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren, hat sie 
aber den Tod eines Menschen zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu 
zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

§ 143. (1) Wer einen Raub als Mitglied einer kriminellen Vereinigung unter 
Mitwirkung (§ 12) eines anderen Mitglieds der Vereinigung begeht oder wer einen 
Raub unter Verwendung einer Waffe verübt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis 
zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

 (2) Wird durch die ausgeübte Gewalt jemand schwer verletzt (§ 84 Abs. 1), 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 
Hat die Gewaltanwendung jedoch eine Körperverletzung mit schweren 
Dauerfolgen (§ 84 Abs. 1) zur Folge, ist der Täter mit Freiheitsstrafe von zehn bis 
zu zwanzig Jahren, hat sie aber den Tod eines Menschen zur Folge, mit 
Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger 
Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

Schwere Erpressung Schwere Erpressung 
§ 145. (1)… § 145. (1)… 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Erpressung (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Erpressung 

 1. gewerbsmäßig begeht oder  1. erwerbsmäßig begeht oder 

 2. …  2. … 

(3)… (3)… 

Schwerer Betrug Schwerer Betrug 

§ 147. (1) Wer einen Betrug begeht, indem er zur Täuschung § 147. (1) Wer einen Betrug begeht, indem er zur Täuschung 
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 1. eine falsche oder verfälschte Urkunde, ein falsches, verfälschtes oder 

entfremdetes unbares Zahlungsmittel, falsche oder verfälschte Daten, ein 
anderes solches Beweismittel oder ein unrichtiges Meßgerät benützt, 

 1. eine falsche oder verfälschte Urkunde, ein falsches, verfälschtes oder 
entfremdetes unbares Zahlungsmittel, ausgespähte Daten eines unbaren 
Zahlungsmittels, falsche oder verfälschte Daten, ein anderes solches 
Beweismittel oder ein unrichtiges Meßgerät benützt, 

 2. ein zur Bezeichnung der Grenze oder des Wasserstands bestimmtes 
Zeichen unrichtig setzt, verrückt, beseitigt oder unkenntlich macht oder 

 2. entfällt. 

 3. …  3. … 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Betrug mit einem 3 000 Euro 
übersteigenden Schaden begeht. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Betrug mit einem 5 000 Euro 
übersteigenden Schaden begeht. 

(3) Wer durch die Tat einen 50 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

Gewerbsmäßiger Betrug Erwerbsmäßiger Betrug 
§ 148. Wer einen Betrug gewerbsmäßig begeht, ist mit Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wer jedoch einen schweren Betrug in der 
Absicht begeht, sich durch dessen wiederkehrende Begehung eine fortlaufende 
Einnahme zu verschaffen, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 

§ 148. Wer einen Betrug erwerbsmäßig begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren, wer jedoch einen schweren Betrug nach § 147 Abs. 1 bis 2 
erwerbsmäßig begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

Betrügerischer Datenverarbeitungsmißbrauch Betrügerischer Datenverarbeitungsmißbrauch 
§ 148a. (1)… § 148a. (1)… 

(2) Wer die Tat gewerbsmäßig begeht oder durch die Tat einen 3 000 Euro 
übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer 
durch die Tat einen 50 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat erwerbsmäßig begeht oder durch die Tat einen 5 000 Euro 
übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer 
durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

Kreditschädigung Kreditschädigung 
§ 152. (1) Wer unrichtige Tatsachen behauptet und dadurch den Kredit, den 

Erwerb oder das berufliche Fortkommen eines anderen schädigt oder gefährdet, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. Die Freiheits- und die Geldstrafe können auch 
nebeneinander verhängt werden. 

§ 152. (1) Wer unrichtige Tatsachen behauptet und dadurch den Kredit, den 
Erwerb oder das berufliche Fortkommen eines anderen schädigt oder gefährdet, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 
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(2)… (2)… 

Untreue Untreue 
§ 153. (1)... § 153. (1)… 

(2) Wer durch die Tat einen 3 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer einen 50 000 Euro übersteigenden 
Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat einen 5 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer einen 300 000 Euro übersteigenden 
Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 

Geschenkannahme durch Machthaber Geschenkannahme durch Machthaber 

§ 153a. Wer für die Ausübung der ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag 
oder Rechtsgeschäft eingeräumten Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen 
oder einen anderen zu verpflichten, einen nicht bloß geringfügigen 
Vermögensvorteil angenommen hat und pflichtwidrig nicht abführt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 153a. Wer für die Ausübung der ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag 
oder Rechtsgeschäft eingeräumten Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen 
oder einen anderen zu verpflichten, einen nicht bloß geringfügigen 
Vermögensvorteil angenommen hat und pflichtwidrig nicht abführt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

Förderungsmißbrauch Förderungsmißbrauch 
§ 153b. (1) und (2)… § 153b. (1) und (2)… 

(3) Wer die Tat in bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Betrag begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Wer die Tat in bezug auf einen 5 000 Euro übersteigenden Betrag begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(4) Wer die Tat in bezug auf einen 50 000 Euro übersteigenden Betrag 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(4) Wer die Tat in bezug auf einen 300 000 Euro übersteigenden Betrag 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(5)… (5)… 

Vorenthalten von Dienstnehmerbeiträgen zur Sozialversicherung Vorenthalten von Dienstnehmerbeiträgen zur Sozialversicherung 
§ 153c. (1) Wer als Dienstgeber Beiträge eines Dienstnehmers zur 

Sozialversicherung dem berechtigten Versicherungsträger vorenthält, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

§ 153c. (1) Wer als Dienstgeber Beiträge eines Dienstnehmers zur 
Sozialversicherung dem berechtigten Versicherungsträger vorenthält, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

(2) und (4)… (2) und (4)… 
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Betrügerisches Vorenthalten von Sozialversicherungsbeiträgen und 
Zuschlägen nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz 

Betrügerisches Anmelden zur Sozialversicherung oder Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse 

§ 153d. (1) Wer als Dienstgeber Beiträge zur Sozialversicherung dem 
berechtigten Versicherungsträger oder Zuschläge nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- 
und Abfertigungsgesetz der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
betrügerisch vorenthält, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
Betrügerisch handelt, wer schon die Anmeldung zur Sozialversicherung oder die 
Meldung bei der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse mit dem Vorsatz 
vorgenommen hat, keine ausreichenden Beiträge oder Zuschläge zu leisten. 

§ 153d. (1) Wer die Anmeldung einer Person zur Sozialversicherung in dem 
Wissen, dass die in Folge der Anmeldung auflaufenden 
Sozialversicherungsbeiträge nicht vollständig geleistet werden sollen, vornimmt, 
vermittelt oder in Auftrag gibt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen, wenn die in Folge der Anmeldung auflaufenden 
Sozialversicherungsbeiträge nicht vollständig geleistet werden. 

(2) Wer Beiträge oder Zuschläge in einem 50 000 Euro übersteigenden 
Ausmaß vorenthält, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer die Meldung einer Person zur Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse in dem Wissen, dass die in Folge der Meldung 
auflaufenden Zuschläge nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz 
nicht vollständig geleistet werden sollen, vornimmt, vermittelt oder in Auftrag 
gibt, wenn die in Folge der Meldung auflaufenden Zuschläge nicht vollständig 
geleistet werden. 

(3) Nach Abs. 1 und 2 ist gleich einem Dienstgeber zu bestrafen, wer die Tat 
als leitender Angestellter (§ 74 Abs. 3) einer juristischen Person oder einer 
Personengemeinschaft ohne Rechtspersönlichkeit, oder zwar ohne Einverständnis 
mit dem Dienstgeber, aber als dessen leitender Angestellter (§ 74 Abs. 3) begeht. 

(3) Wer die Tat nach Abs. 1 oder Abs. 2 erwerbsmäßig oder in Bezug auf 
eine größere Zahl von Personen begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

Organisierte Schwarzarbeit Organisierte Schwarzarbeit 
§ 153e. (1) Wer gewerbsmäßig § 153e. (1) Wer erwerbsmäßig 

 1. bis 3.…  1. bis 3.… 

(2)… (2)… 

Geldwucher Geldwucher 
§ 154. (1) und (2)… § 154. (1) und (2)… 

(3) Wer Geldwucher gewerbsmäßig begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer Geldwucher erwerbsmäßig begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(4) Neben der Freiheitsstrafe kann in allen Fällen auf Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen erkannt werden. 
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Sachwucher Sachwucher 
§ 155. (1) Wer außer den Fällen des § 154 gewerbsmäßig die Zwangslage, 

den Leichtsinn, die Unerfahrenheit oder den Mangel an Urteilsvermögen eines 
anderen dadurch ausbeutet, dass er sich oder einem Dritten für eine Ware oder 
eine andere Leistung einen Vermögensvorteil versprechen oder gewähren läßt, der 
in auffallendem Mißverhältnis zum Wert der eigenen Leistung steht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wenn er jedoch durch die Tat eine größere Zahl 
von Menschen schwer geschädigt hat, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 155. (1) Wer außer den Fällen des § 154 erwerbsmäßig die Zwangslage, 
den Leichtsinn, die Unerfahrenheit oder den Mangel an Urteilsvermögen eines 
anderen dadurch ausbeutet, dass er sich oder einem Dritten für eine Ware oder 
eine andere Leistung einen Vermögensvorteil versprechen oder gewähren läßt, der 
in auffallendem Mißverhältnis zum Wert der eigenen Leistung steht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wenn er jedoch durch die Tat eine größere Zahl 
von Menschen schwer geschädigt hat, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine solche Forderung, die auf ihn 
übergegangen ist, gewerbsmäßig wucherisch verwertet. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine solche Forderung, die auf ihn 
übergegangen ist, erwerbsmäßig wucherisch verwertet. 

(3) Neben der Freiheitsstrafe kann in allen Fällen auf Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen erkannt werden. 

 

Betrügerische Krida Betrügerische Krida 
§ 156. (1)… § 156. (1)… 

(2) Wer durch die Tat einen 50 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

Grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen Grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen 
§ 159. (1) Wer grob fahrlässig seine Zahlungsunfähigkeit dadurch 

herbeiführt, dass er kridaträchtig handelt (Abs. 5), ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr zu bestrafen. 

§ 159. (1) Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) seine Zahlungsunfähigkeit 
dadurch herbeiführt, dass er kridaträchtig handelt (Abs. 5), ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer in Kenntnis oder fahrlässiger Unkenntnis 
seiner Zahlungsunfähigkeit grob fahrlässig die Befriedigung wenigstens eines 
seiner Gläubiger dadurch vereitelt oder schmälert, dass er nach Abs. 5 
kridaträchtig handelt. 

(2)  Ebenso ist zu bestrafen, wer in Kenntnis oder fahrlässiger Unkenntnis 
seiner Zahlungsunfähigkeit grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) die Befriedigung 
wenigstens eines seiner Gläubiger dadurch vereitelt oder schmälert, dass er nach 
Abs. 5 kridaträchtig handelt. 

(3) Ebenso ist zu bestrafen, wer grob fahrlässig seine wirtschaftliche Lage 
durch kridaträchtiges Handeln (Abs. 5) derart beeinträchtigt, dass 
Zahlungsunfähigkeit eingetreten wäre, wenn nicht von einer oder mehreren 
Gebietskörperschaften ohne Verpflichtung hiezu unmittelbar oder mittelbar 
Zuwendungen erbracht,vergleichbare Maßnahmen getroffen oder Zuwendungen 
oder vergleichbare Maßnahmen anderer veranlasst worden wären. 

(3) Ebenso ist zu bestrafen, wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) seine 
wirtschaftliche Lage durch kridaträchtiges Handeln (Abs. 5) derart beeinträchtigt, 
dass Zahlungsunfähigkeit eingetreten wäre, wenn nicht von einer oder mehreren 
Gebietskörperschaften ohne Verpflichtung hiezu unmittelbar oder mittelbar 
Zuwendungen erbracht,vergleichbare Maßnahmen getroffen oder Zuwendungen 
oder vergleichbare Maßnahmen anderer veranlasst worden wären. 
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(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer (4) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer 

 1. im Fall des Abs. 1 einen 800 000 Euro übersteigenden 
Befriedigungsausfall seiner Gläubiger oder wenigstens eines von ihnen 
bewirkt, 

 1. im Fall des Abs. 1 einen 1 000 000 Euro übersteigenden 
Befriedigungsausfall seiner Gläubiger oder wenigstens eines von ihnen 
bewirkt, 

 2. im Fall des Abs. 2 einen 800 000 Euro übersteigenden zusätzlichen 
Befriedigungsausfall seiner Gläubiger oder wenigstens eines von ihnen 
bewirkt oder 

 2. im Fall des Abs. 2 einen 1 000 000 Euro übersteigenden zusätzlichen 
Befriedigungsausfall seiner Gläubiger oder wenigstens eines von ihnen 
bewirkt oder 

 3. …  3. … 

(5) (5) 

Umtriebe während einer Geschäftsaufsicht oder im 
Insolvenzverfahren 

Umtriebe während einer Geschäftsaufsicht oder im 
Insolvenzverfahren 

§ 160. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr ist zu bestrafen: § 160. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen ist zu bestrafen: 

 1 bis 3…  1 bis 3… 

(2)… (2)… 

Vollstreckungsvereitelung Vollstreckungsvereitelung 
§ 162. (1)... § 162. (1)… 

(2) Wer durch die Tat einen 3 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat einen 5 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

 
Unvertretbare Darstellung wesentlicher Informationen über 

bestimmte Verbände 
 § 163a. (1) Wer als Entscheidungsträger (§ 2 Abs. 1 

Verbandsverantwortlichkeitsgesetz – VbVG, BGBl. I Nr. 151/2005) eines in 
§ 163c angeführten Verbandes oder wer sonst von einem Entscheidungsträger mit 
der Informationsdarstellung beauftragt ist, in 

  1. einem Jahres- oder Konzernabschluss, einem Lage- oder 
Konzernlagebericht oder einem anderen an die Öffentlichkeit, an die 
Gesellschafter oder die Mitglieder, an ein aufsichtsberechtigtes Organ 
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oder dessen Vorsitzenden gerichteten Bericht, 

  2. einer öffentlichen Aufforderung zur Beteiligung an dem Verband, 
  3. einem Vortrag oder einer Auskunft in der Haupt-, General- oder 

Mitgliederversammlung oder sonst einer Versammlung der Gesellschafter 
oder Mitglieder des Verbandes, 

  4. Aufklärungen und Nachweisen (§ 272 Abs. 2 UGB) oder sonstigen 
Auskünften, die einem Prüfer (§ 163b Abs. 1) zu geben sind, oder 

  5. einer Anmeldung zum Firmenbuch, die die Leistung von Einlagen auf das 
Gesellschaftskapital betrifft, 

 eine die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage des Verbandes betreffende oder für 
die Beurteilung der künftigen Entwicklung der Vermögens-, Finanz- oder 
Ertragslage bedeutsame wesentliche Information (§ 189a Z 10 
Unternehmensgesetzbuch – UGB, dRGBl. S. 219/1897), einschließlich solcher 
Umstände, die die Beziehung des Verbandes zu mit ihm verbundenen 
Unternehmen betreffen, in unvertretbarer Weise falsch oder unvollständig 
darstellt, und dies geeignet ist, einen schwerwiegenden Schaden für den Verband, 
dessen Gesellschafter, Mitglieder oder Gläubiger oder für Anleger herbeizuführen, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

 (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Entscheidungsträger einen Sonderbericht 
nicht erstattet, der angesichts der drohenden Gefährdung der Liquidität des 
Verbandes gesetzlich geboten ist. 

 (3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat nach 
Abs. 1 oder 2 in Bezug auf einen Verband begeht, dessen übertragbare 
Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Union oder eines Vertragsstaats des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum im Sinn des Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 der Richtlinie 
2014/65/EU über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der 
Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU, ABl. Nr. L 173 vom 12. 6. 2014 S. 349, 
zugelassen sind. 

 (4) Wegen Beteiligung (§§ 12, 14) ist nicht zu bestrafen, wer schon nach 
§ 163b mit Strafe bedroht ist. 

 
Unvertretbare Berichte von Prüfern bestimmter Verbände 
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 § 163b. (1) Wer als Abschlussprüfer, Gründungsprüfer, Sonderprüfer, 

Verschmelzungsprüfer, Spaltungsprüfer, Revisor, Stiftungsprüfer, Mitglied der 
Prüfungskommission (§ 40 ORF-Gesetz, BGBl. Nr. 379/1984) oder sonst als 
aufgrund verbandsrechtlicher Bestimmungen bestellter Prüfer mit vergleichbaren 
Funktionen eines in § 163c angeführten Verbandes in 

  1. seinem Prüfungsbericht oder 
  2. einem Vortrag oder einer Auskunft in der Haupt-, General- oder 

Mitgliederversammlung oder sonst einer Versammlung der Gesellschafter 
oder Mitglieder des Verbandes 

 in unvertretbarer Weise wesentliche Informationen (§ 163a Abs. 1) falsch oder 
unvollständig darstellt oder verschweigt, dass der Jahres- oder Konzernabschluss, 
der Lage- oder Konzernlagebericht oder sonst der geprüfte Abschluss, Vertrag 
oder Bericht wesentliche Informationen (§ 163a Abs. 1) in unvertretbarer Weise 
falsch oder unvollständig darstellt, und dies geeignet ist, einen schwerwiegenden 
Schaden für den Verband, dessen Gesellschafter, Mitglieder oder Gläubiger oder 
für Anleger herbeizuführen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

 (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Prüfer (Abs. 1) 
  1. einen inhaltlich unrichtigen Bestätigungsvermerk erteilt, und dies geeignet 

ist, einen schwerwiegenden Schaden für den Verband, dessen 
Gesellschafter, Mitglieder oder Gläubiger oder für Anleger 
herbeizuführen, oder 

  2. einen Bericht nicht erstattet, der angesichts der drohenden 
Bestandsgefährdung des Verbandes gesetzlich geboten ist. 

 (3) Nach Abs. 2 Z 1 ist nicht zu bestrafen, wer schon wegen der falschen oder 
unvollständigen Darstellung nach Abs. 1 mit Strafe bedroht ist. Nach Abs. 1 ist 
nicht zu bestrafen, wer schon wegen der Nichterstattung des Berichtes nach Abs. 2 
Z 2 mit Strafe bedroht ist. 

 (4) Wer eine Tat nach Abs. 1 oder 2 als Prüfer eines in § 163a Abs. 3 
angeführten Verbandes begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

 (5) Wegen Beteiligung (§§ 12, 14) ist nicht zu bestrafen, wer schon nach 
§ 163a mit Strafe bedroht ist. 
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Verbände 
 § 163c. Die §§ 163a und 163b sind auf folgende Verbände anzuwenden: 
  1. Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
  2. Aktiengesellschaften, 
  3. Europäische Gesellschaften (SE), 
  4. Genossenschaften, 
  5. Europäische Genossenschaften (SCE), 
  6. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 
  7. große Vereine im Sinne des § 22 Abs. 2 des Vereinsgesetzes 2002, 

BGBl. I Nr. 66/2002, 
  8. offene Gesellschaften und Kommanditgesellschaften im Sinne des § 189 

Abs. 1 Z 2 lit. a UGB, 
  9. Sparkassen, 
  10. Privatstiftungen, 
  11. die Stiftung nach dem ORF-Gesetz und 
  12. den in Z 1 bis 11 genannten Verbänden vergleichbare ausländische 

Verbände, deren übertragbare Wertpapiere zum Handel an einem 
geregelten Markt im Inland zugelassen sind oder die im Hinblick auf eine 
Zweigniederlassung im Inland im Firmenbuch eingetragen sind (§ 12 
UGB). 

 
Tätige Reue 

 § 163d. (1) Nach § 163a ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig die falschen 
Angaben richtig stellt oder die fehlenden Angaben nachträgt, 

  1. im Fall eines Berichts an ein aufsichtsberechtigtes Organ (Abs. 1 Z 1), 
bevor die Sitzung des Organs beendet ist, 

  2. in den Fällen des Abs. 1 Z 2, bevor sich jemand an dem Verband beteiligt 
hat, 
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  3. in den Fällen des Abs. 1 Z 3, bevor die Haupt-,General- oder 

Mitgliederversammlung oder sonst die Versammlung der Gesellschafter 
oder Mitglieder des Verbandes beendet ist, 

  4. in den Fällen des Abs. 1 Z 4, bevor der betreffende Prüfer seinen Bericht 
vorgelegt hat, sowie 

  5. in den Fällen des Abs. 1 Z 5, bevor die Eintragung im Firmenbuch 
angeordnet worden ist. 

 (2) Nach § 163b Abs. 1 Z 2 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig die 
verschwiegenen Angaben nachträgt, bevor die Haupt-,General- oder 
Mitgliederversammlung oder sonst die Versammlung der Gesellschafter oder 
Mitglieder des Verbandes beendet ist. 

Hehlerei Hehlerei 
§ 164. (1) und (2)… § 164. (1) und (2)… 

(3) Wer eine Sache im Wert von mehr als 3 000 Euro verhehlt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

(3) Wer eine Sache im Wert von mehr als 5 000 Euro verhehlt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(4) Wer eine Sache im Wert von mehr als 50 000 Euro verhehlt oder wer die 
Hehlerei gewerbsmäßig betreibt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. Ebenso ist der Hehler zu bestrafen, wenn die mit Strafe 
bedrohte Handlung, durch die die Sache erlangt worden ist, aus einem anderen 
Grund als wegen gewerbsmäßiger Begehung mit einer Freiheitsstrafe bedroht ist, 
die fünf Jahre erreicht oder übersteigt, und der Hehler die Umstände kennt, die 
diese Strafdrohung begründen. 

(4) Wer eine Sache im Wert von mehr als 300 000 Euro verhehlt oder wer die 
Hehlerei erwerbsmäßig betreibt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. Ebenso ist der Hehler zu bestrafen, wenn die mit Strafe 
bedrohte Handlung, durch die die Sache erlangt worden ist, aus einem anderen 
Grund als wegen erwerbsmäßiger Begehung mit einer Freiheitsstrafe bedroht ist, 
die fünf Jahre erreicht oder übersteigt, und der Hehler die Umstände kennt, die 
diese Strafdrohung begründen. 

 (5) Wer eine Tat nach Abs. 1 oder Abs. 2 aus Not, aus Unbesonnenheit oder 
zur Befriedigung eines Gelüstes in Bezug auf eine Sache geringen Wertes begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Monat oder mit Geldstrafe bis zu 60 
Tagessätzen zu bestrafen, sofern es sich bei der Vortat nicht um einen Diebstahl 
durch Einbruch oder mit Waffen nach § 129 Abs. 2, einen räuberischen Diebstahl 
nach § 131, einen schweren Eingriffes in fremdes Jagd- oder Fischereirecht nach 
§ 138 Z 2, einen Raub nach § 142, einen schweren Raub nach § 143, eine 
Erpressung nach § 144 oder eine schwere Erpressung nach § 145 handelt. 

 (6) Wer eine Tat nach Abs. 5 begeht, ist nur mit Ermächtigung des durch die 
Vortat Verletzten zu verfolgen. 
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 (7) Wer eine Tat nach Abs. 5 begeht, ist nicht zu bestrafen, wenn die Vortat 

zum Nachteil seines Ehegatten, seines eingetragenen Partners, eines Verwandten 
in gerader Linie, seines Bruders oder seiner Schwester oder zum Nachteil eines 
anderen Angehörigen, sofern er mit diesem in Hausgemeinschaft lebt, begangen 
wurde lebt. 

Geldwäscherei Geldwäscherei 
§ 165. (1) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einer mit 

Strafe bedrohten Handlung gegen fremdes Vermögen, die mit mehr als einjähriger 
Freiheitsstrafe bedroht ist, einem Vergehen nach den §§ 223, 224, 225, 229, 230, 
269, 278, 288, 289, 293, 295 oder 304 bis 309, einem gewerbsmäßig begangenen 
Vergehen gegen Vorschriften des Immaterialgüterrechts oder einem in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden Finanzvergehen des Schmuggels oder der 
Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben herrühren, verbirgt oder ihre 
Herkunft verschleiert, insbesondere, indem er im Rechtsverkehr über den 
Ursprung oder die wahre Beschaffenheit dieser Vermögensbestandteile, das 
Eigentum oder sonstige Rechte an ihnen, die Verfügungsbefugnis über sie, ihre 
Übertragung oder darüber, wo sie sich befinden, falsche Angaben macht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 165. (1) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einer mit 
Strafe bedrohten Handlung gegen fremdes Vermögen, die mit mehr als einjähriger 
Freiheitsstrafe bedroht ist, einem Vergehen nach den §§ 223, 224, 225, 229, 230, 
269, 278, 288, 289, 293, 295 oder 304 bis 309, einem erwerbsmäßig begangenen 
Vergehen gegen Vorschriften des Immaterialgüterrechts oder einem in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden Finanzvergehen des Schmuggels oder der 
Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben herrühren, verbirgt oder ihre 
Herkunft verschleiert, insbesondere, indem er im Rechtsverkehr über den 
Ursprung oder die wahre Beschaffenheit dieser Vermögensbestandteile, das 
Eigentum oder sonstige Rechte an ihnen, die Verfügungsbefugnis über sie, ihre 
Übertragung oder darüber, wo sie sich befinden, falsche Angaben macht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2) bis (5)… (2) bis (5)… 

Begehung im Familienkreis Begehung im Familienkreis 
§ 166. (1) Wer eine Sachbeschädigung, eine Datenbeschädigung, eine 

Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems, einen Diebstahl mit 
Ausnahme der in den §§ 129 Z 4, 131 genannten Fälle, eine Entziehung von 
Energie, eine Veruntreuung, eine Unterschlagung, eine dauernde Sachentziehung, 
einen Eingriff in fremdes Jagd- oder Fischereirecht mit Ausnahme der in den 
§§ 138 Z 2 und 3, 140 genannten Fälle, einen Betrug, einen betrügerischen 
Datenverarbeitungsmißbrauch, eine Untreue, eine Geschenkannahme durch 
Machthaber oder eine Hehlerei zum Nachteil seines Ehegatten, seines 
eingetragenen Partners, eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder 
seiner Schwester oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen begeht, sofern er 
mit diesem in Hausgemeinschaft lebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen, wenn die Tat jedoch sonst mit einer 
Freiheitsstrafe bedroht wäre, die drei Jahre erreicht oder übersteigt, mit 

§ 166. (1) Wer eine Sachbeschädigung, eine Datenbeschädigung, eine 
Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems, einen Diebstahl mit 
Ausnahme der in den §§ 129 Z 4, 131 genannten Fälle, eine Entziehung von 
Energie, eine Veruntreuung, eine Unterschlagung, eine dauernde Sachentziehung, 
einen Eingriff in fremdes Jagd- oder Fischereirecht mit Ausnahme der in den 
§§ 138 Z 2 und 3, 140 genannten Fälle, einen Betrug, einen betrügerischen 
Datenverarbeitungsmißbrauch, eine Untreue, eine Geschenkannahme durch 
Machthaber, eine Hehlerei, eine Fälschung unbarer Zahlungsmittel, eine 
Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder verfälschter unbarer 
Zahlungsmittel, eine Vorbereitung der Fälschung unbarer Zahlungsmittel, eine 
Entfremdung unbarer Zahlungsmittel, einer Annahme, Weitergabe oder Besitz 
entfremdeter unbarer Zahlungsmittel oder ein Ausspähen von Daten eines unbaren 
Zahlungsmittels oder eine Hehlerei zum Nachteil seines Ehegatten, seines 
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Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. Ein Vormund, Kurator oder Sachwalter, der zum Nachteil desjenigen 
handelt, für den er bestellt worden ist, wird jedoch nicht begünstigt. 

eingetragenen Partners, eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder 
seiner Schwester oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen begeht, sofern er 
mit diesem in Hausgemeinschaft lebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen, wenn die Tat jedoch sonst mit einer 
Freiheitsstrafe bedroht wäre, die drei Jahre erreicht oder übersteigt, mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. Ein Vormund, Kurator oder Sachwalter, der zum Nachteil desjenigen 
handelt, für den er bestellt worden ist, wird jedoch nicht begünstigt. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 

Glücksspiel Glücksspiel 
§ 168. (1)… § 168. (1)… 

(2) Wer sich gewerbsmäßig an einem solchen Spiel beteiligt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

(2) Wer sich erwerbsmäßig an einem solchen Spiel beteiligt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

Ketten- oder Pyramidenspiele Ketten- oder Pyramidenspiele 
§ 168a. (1) Z 1 und 2… § 168a. (1) Z 1 und 2… 

 3. sonst die Verbreitung eines solchen Systems gewerbsmäßig fördert,  3. sonst die Verbreitung eines solchen Systems erwerbsmäßig fördert, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen, es sei denn, dass das System bloß zu gemeinnützigen 
Zwecken veranstaltet wird oder bloß Einsätze geringen Wertes verlangt werden. 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen, es sei denn, dass das System bloß zu gemeinnützigen 
Zwecken veranstaltet wird oder bloß Einsätze geringen Wertes verlangt werden. 

Siebenter Abschnitt Siebenter Abschnitt 
Gemeingefährliche strafbare Handlungen und strafbare Handlungen 

gegen die Umwelt 
Gemeingefährliche strafbare Handlungen und strafbare Handlungen 

gegen die Umwelt 

Brandstiftung Brandstiftung 
§ 169. (1) und (2)… § 169. (1) und (2)… 

(3) Hat die Tat den Tod eines Menschen oder schwere Körperverletzungen 
(§ 84 Abs. 1) einer größeren Zahl von Menschen zur Folge oder sind durch die Tat 
viele Menschen in Not versetzt worden, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von 

(3) Hat die Tat den Tod eines Menschen oder schwere Körperverletzungen 
(§ 84 Abs. 1) einer größeren Zahl von Menschen zur Folge oder sind durch die Tat 
viele Menschen in Not versetzt worden, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von 
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fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat sie aber den Tod einer größeren Zahl von 
Menschen nach sich gezogen, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren 
oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat sie aber den Tod einer größeren Zahl von 
Menschen nach sich gezogen, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren 
zu bestrafen. 

Fahrlässige Herbeiführung einer Feuersbrunst Fahrlässige Herbeiführung einer Feuersbrunst 
§ 170. (1) Wer eine der im § 169 mit Strafe bedrohten Taten fahrlässig 

begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 
§ 170. (1) Wer eine der im § 169 mit Strafe bedrohten Taten fahrlässig 

begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) … (2) … 

Fahrlässige Gefährdung durch Kernenergie oder ionisierende 
Strahlen 

Fahrlässige Gefährdung durch Kernenergie oder ionisierende 
Strahlen 

§ 172. (1) Wer die im § 171 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 172. (1) Wer die im § 171 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Fahrlässige Gefährdung durch Sprengmittel Fahrlässige Gefährdung durch Sprengmittel 

§ 174. (1) Wer die im § 173 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 174. (1) Wer die im § 173 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Fahrlässige Gemeingefährdung Fahrlässige Gemeingefährdung 

§ 177. (1) Wer anders als durch eine der in den §§ 170, 172 und 174 mit 
Strafe bedrohten Handlungen fahrlässig eine Gefahr für Leib oder Leben (§ 89) 
einer größeren Zahl von Menschen oder für fremdes Eigentum in großem Ausmaß 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 177. (1) Wer anders als durch eine der in den §§ 170, 172 und 174 mit 
Strafe bedrohten Handlungen fahrlässig eine Gefahr für Leib oder Leben (§ 89) 
einer größeren Zahl von Menschen oder für fremdes Eigentum in großem Ausmaß 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2)… 
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Unerlaubter Umgang mit Kernmaterial, radioaktiven Stoffen oder 
Strahleneinrichtungen 

Unerlaubter Umgang mit Kernmaterial, radioaktiven Stoffen oder 
Strahleneinrichtungen 

§ 177b. (1) und (2)… § 177b. (1) und (2)… 

(3) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag 
Kernmaterial oder radioaktive Stoffe herstellt, bearbeitet, verarbeitet, verwendet, 
besitzt, beseitigt, befördert, in das Inland einführt, aus dem Inland ausführt oder 
durch das Inland durchführt und dadurch die Gefahr herbeiführt, dass 
Kernmaterial oder radioaktive Stoffe der Herstellung oder Verarbeitung von zur 
Massenvernichtung geeigneten atomaren Kampfmitteln zugänglich werden, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu 
bestrafen, wer eine der in Abs. 1 oder Abs. 2 erwähnten Handlungen 
gewerbsmäßig begeht. 

(3) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag 
Kernmaterial oder radioaktive Stoffe herstellt, bearbeitet, verarbeitet, verwendet, 
besitzt, beseitigt, befördert, in das Inland einführt, aus dem Inland ausführt oder 
durch das Inland durchführt und dadurch die Gefahr herbeiführt, dass 
Kernmaterial oder radioaktive Stoffe der Herstellung oder Verarbeitung von zur 
Massenvernichtung geeigneten atomaren Kampfmitteln zugänglich werden, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu 
bestrafen, wer eine der in Abs. 1 oder Abs. 2 erwähnten Handlungen 
erwerbsmäßig begeht. 

(4) und (5)… (4) und (5)… 

Fahrlässiger unerlaubter Umgang mit Kernmaterial, radioaktiven 
Stoffen oder Strahleneinrichtungen 

Fahrlässiger unerlaubter Umgang mit Kernmaterial, radioaktiven 
Stoffen oder Strahleneinrichtungen 

§ 177c. (1) Wer fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 
behördlichen Auftrag eine der im § 177b Abs. 1, 2 oder 3 mit Strafe bedrohten 
Handlungen begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 177c. (1) Wer fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 
behördlichen Auftrag eine der im § 177b Abs. 1, 2 oder 3 mit Strafe bedrohten 
Handlungen begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wird durch die Tat die im § 171 Abs. 1 genannte Gefahr herbeigeführt, 
der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt oder eine lange Zeit 
andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des Bodens oder der 
Luft bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 170 
Abs. 2 genannten Folgen, so sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 

(2) Wird durch die Tat die im § 171 Abs. 1 genannte Gefahr herbeigeführt, 
der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt oder eine lange Zeit 
andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des Bodens oder der 
Luft bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
Hat die Tat eine der im § 170 Abs. 2 genannten Folgen, so sind die dort 
angedrohten Strafen zu verhängen. 

Vorsätzlicher unerlaubter Umgang mit Stoffen, die zum Abbau der 
Ozonschicht beitragen 

Vorsätzlicher unerlaubter Umgang mit Stoffen, die zum Abbau der 
Ozonschicht beitragen 

§ 177d. Wer Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht beitragen, entgegen 
einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag herstellt, einführt, 
ausführt, in Verkehr setzt oder verwendet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 177d. Wer Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht beitragen, entgegen 
einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag herstellt, einführt, 
ausführt, in Verkehr setzt oder verwendet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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Grob fahrlässiger unerlaubter Umgang mit Stoffen, die zum Abbau 
der Ozonschicht beitragen 

Grob fahrlässiger unerlaubter Umgang mit Stoffen, die zum Abbau 
der Ozonschicht beitragen 

§ 177e. Wer grob fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 
behördlichen Auftrag eine der im § 177d mit Strafe bedrohten Handlungen begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 177e. Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) entgegen einer Rechtsvorschrift oder 
einem behördlichen Auftrag eine der im § 177d mit Strafe bedrohten Handlungen 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Vorsätzliche Gefährdung von Menschen durch übertragbare 
Krankheiten 

Vorsätzliche Gefährdung von Menschen durch übertragbare 
Krankheiten 

§ 178. Wer eine Handlung begeht, die geeignet ist, die Gefahr der 
Verbreitung einer übertragbaren Krankheit unter Menschen herbeizuführen, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen, wenn die Krankheit ihrer Art nach zu den wenn auch nur beschränkt 
anzeige- oder meldepflichtigen Krankheiten gehört. 

§ 178. Wer eine Handlung begeht, die geeignet ist, die Gefahr der 
Verbreitung einer übertragbaren Krankheit unter Menschen herbeizuführen, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wenn die Krankheit ihrer Art nach 
zu den wenn auch nur beschränkt anzeige- oder meldepflichtigen Krankheiten 
gehört. 

Fahrlässige Gefährdung von Menschen durch übertragbare 
Krankheiten 

Fahrlässige Gefährdung von Menschen durch übertragbare 
Krankheiten 

§ 179. Wer die im § 178 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

§ 179. Wer die im § 178 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

Fahrlässige Beeinträchtigung der Umwelt Fahrlässige Beeinträchtigung der Umwelt 
§ 181. (1) Wer fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 

behördlichen Auftrag eine der im § 180 mit Strafe bedrohten Handlungen begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 181. (1) Wer fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 
behördlichen Auftrag eine der im § 180 mit Strafe bedrohten Handlungen begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt, 
eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft bewirkt oder ein Beseitigungsaufwand oder sonst ein 
Schaden an einer fremden Sache, an einem unter Denkmalschutz stehenden 
Gegenstand oder an einem Naturdenkmal, der 50 000 Euro übersteigt, 
herbeigeführt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 170 
Abs. 2 genannten Folgen, so sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt, 
eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft bewirkt oder ein Beseitigungsaufwand oder sonst ein 
Schaden an einer fremden Sache, an einem unter Denkmalschutz stehenden 
Gegenstand oder an einem Naturdenkmal, der 50 000 Euro übersteigt, 
herbeigeführt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
Hat die Tat eine der im § 170 Abs. 2 genannten Folgen, so sind die dort 
angedrohten Strafen zu verhängen. 
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Vorsätzliches umweltgefährdendes Behandeln und Verbringen von 
Abfällen 

Vorsätzliches umweltgefährdendes Behandeln und Verbringen von 
Abfällen 

§ 181b. (1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 
Auftrag Abfälle so sammelt, befördert, verwertet, beseitigt, diese Tätigkeiten 
betrieblich überwacht oder so kontrolliert, dass dadurch 

§ 181b. (1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 
Auftrag Abfälle so sammelt, befördert, verwertet, beseitigt, diese Tätigkeiten 
betrieblich überwacht oder so kontrolliert, dass dadurch 

 1. bis 4….  1. bis 4…. 

entstehen kann, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

entstehen kann, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

(3) Wer außer dem Fall des Abs. 2 Abfälle entgegen Art. 2 Nummer 35 der 
Verordnung 1013/2006/EG über die Verbringung von Abfällen in nicht 
unerheblicher Menge verbringt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Wer außer dem Fall des Abs. 2 Abfälle entgegen Art. 2 Nummer 35 der 
Verordnung 1013/2006/EG über die Verbringung von Abfällen in nicht 
unerheblicher Menge verbringt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Fahrlässiges umweltgefährdendes Behandeln und Verbringen von 
Abfällen 

Fahrlässiges umweltgefährdendes Behandeln und Verbringen von 
Abfällen 

§ 181c. (1)… § 181c. (1)… 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt, 
eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsaufwand, der 50 000 Euro übersteigt, 
bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 170 Abs. 2 
genannten Folgen, so sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt, 
eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsaufwand, der 50 000 Euro übersteigt, 
bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 170 Abs. 2 
genannten Folgen, so sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 

(3) Wer außer den Fällen der Abs. 1 und 2 grob fahrlässig Abfälle entgegen 
Art. 2 Nummer 35 der Verordnung 1013/2006/EG über die Verbringung von 
Abfällen in nicht unerheblicher Menge verbringt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Wer außer den Fällen der Abs. 1 und 2 grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) 
Abfälle entgegen Art. 2 Nummer 35 der Verordnung 1013/2006/EG über die 
Verbringung von Abfällen in nicht unerheblicher Menge verbringt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

Vorsätzliches umweltgefährdendes Betreiben von Anlagen Vorsätzliches umweltgefährdendes Betreiben von Anlagen 
§ 181d. (1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 

Auftrag eine Anlage, in der eine gefährliche Tätigkeit durchgeführt wird, so 
§ 181d. (1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 

Auftrag eine Anlage, in der eine gefährliche Tätigkeit durchgeführt wird, so 
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betreibt, dass dadurch betreibt, dass dadurch 

 1. eine Gefahr für das Leben oder einer schweren Körperverletzung (§ 84 
Abs. 1) eines anderen oder sonst für die Gesundheit oder körperliche 
Sicherheit einer größeren Zahl von Menschen, 

 1. eine Gefahr für das Leben oder einer schweren Körperverletzung (§ 84 
Abs. 1) eines anderen oder sonst für die Gesundheit oder körperliche 
Sicherheit einer größeren Zahl von Menschen, 

 2. bis 4….  2. bis 4…. 

entstehen kann, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

entstehen kann, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt, 
eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsaufwand, der 50 000 Euro übersteigt, 
bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 169 Abs. 3 
genannten Folgen, so sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt, 
eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsaufwand, der 50 000 Euro übersteigt, 
bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Hat die 
Tat eine der im § 169 Abs. 3 genannten Folgen, so sind die dort angedrohten 
Strafen zu verhängen. 

Grob fahrlässiges umweltgefährdendes Betreiben von Anlagen Grob fahrlässiges umweltgefährdendes Betreiben von Anlagen 
§ 181e. (1) Wer grob fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 

behördlichen Auftrag die im § 181d Abs. 1 mit Strafe bedrohte Handlung begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 181e. (1) Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) entgegen einer Rechtsvorschrift 
oder einem behördlichen Auftrag die im § 181d Abs. 1 mit Strafe bedrohte 
Handlung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt, 
eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsaufwand, der 50 000 Euro übersteigt, 
bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 170 Abs. 2 
genannten Folgen, so sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt, 
eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsaufwand, der 50 000 Euro übersteigt, 
bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 170 Abs. 2 
genannten Folgen, so sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 

Vorsätzliche Schädigung des Tier- oder Pflanzenbestandes Vorsätzliche Schädigung des Tier- oder Pflanzenbestandes 
§ 181f. (1) Wer Exemplare einer geschützten wildlebenden Tierart entgegen 

einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag tötet, besitzt oder deren 
Entwicklungsformen zerstört oder aus der Natur entnimmt oder Exemplare einer 
geschützten wildlebenden Pflanzenart zerstört, besitzt oder aus der Natur 
entnimmt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstraße bis zu 360 
Tagessätzen zu betrafen, es sei denn, dass die Handlung eine nur unerhebliche 
Menge der Exemplare betrifft und auf den Erhaltungszustand der Art nur 

§ 181f. (1) Wer Exemplare einer geschützten wildlebenden Tierart entgegen 
einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag tötet, besitzt oder deren 
Entwicklungsformen zerstört oder aus der Natur entnimmt oder Exemplare einer 
geschützten wildlebenden Pflanzenart zerstört, besitzt oder aus der Natur 
entnimmt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu betrafen, es sei denn, dass 
die Handlung eine nur unerhebliche Menge der Exemplare betrifft und auf den 
Erhaltungszustand der Art nur unerhebliche Auswirkungen hat. 
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unerhebliche Auswirkungen hat. 

Grob fahrlässige Schädigung des Tier- oder Pflanzenbestandes Grob fahrlässige Schädigung des Tier- oder Pflanzenbestandes 
§ 181g. Wer grob fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 

behördlichen Auftrag eine der im § 181f mit Strafe bedrohten Handlungen begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 181g. Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) entgegen einer Rechtsvorschrift oder 
einem behördlichen Auftrag eine der im § 181f mit Strafe bedrohten Handlungen 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Vorsätzliche Schädigung von Lebensräumen in geschützten Gebieten Vorsätzliche Schädigung von Lebensräumen in geschützten Gebieten 
§ 181h. (1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 

Auftrag einen Lebensraum innerhalb eines geschützten Gebiets erheblich schädigt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 181h. (1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 
Auftrag einen Lebensraum innerhalb eines geschützten Gebiets erheblich schädigt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Grob fahrlässige Schädigung von Lebensräumen in geschützten 
Gebieten 

Grob fahrlässige Schädigung von Lebensräumen in geschützten 
Gebieten 

§ 181i. Wer grob fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 
behördlichen Auftrag die im § 181h mit Strafe bedrohte Handlung begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

§ 181i. Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) entgegen einer Rechtsvorschrift oder 
einem behördlichen Auftrag die im § 181h mit Strafe bedrohte Handlung begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Andere Gefährdungen des Tier- oder Pflanzenbestandes Andere Gefährdungen des Tier- oder Pflanzenbestandes 
§ 182. (1) Wer eine Handlung begeht, die geeignet ist, § 182. (1) Wer eine Handlung begeht, die geeignet ist, 

 1. und 2.…  1. und 2.… 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Irrtum über Rechtsvorschriften und behördliche Aufträge Irrtum über Rechtsvorschriften und behördliche Aufträge 
§ 183a. (1)… § 183a. (1)… 
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(2) Abs. 1 gilt in den Fällen der §§ 181, 181c Abs. 1 und 2 und 183 
entsprechend, wenn der Täter fahrlässig handelt, in den Fällen der §§ 181c Abs. 3, 
181e, 181g und 181i, wenn er grob fahrlässig handelt. 

(2) Abs. 1 gilt in den Fällen der §§ 181, 181c Abs. 1 und 2 und 183 
entsprechend, wenn der Täter fahrlässig handelt, in den Fällen der §§ 181c Abs. 3, 
181e, 181g und 181i, wenn er grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) handelt. 

Kurpfuscherei Kurpfuscherei 
§ 184. Wer, ohne die zur Ausübung des ärztlichen Berufes erforderliche 

Ausbildung erhalten zu haben, eine Tätigkeit, die den Ärzten vorbehalten ist, in 
bezug auf eine größere Zahl von Menschen gewerbsmäßig ausübt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

§ 184. Wer, ohne die zur Ausübung des ärztlichen Berufes erforderliche 
Ausbildung erhalten zu haben, eine Tätigkeit, die den Ärzten vorbehalten ist, in 
bezug auf eine größere Zahl von Menschen erwerbsmäßig ausübt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

Neunter Abschnitt Neunter Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen Ehe und Familie Strafbare Handlungen gegen Ehe und Familie 

Ehetäuschung Ehetäuschung 

§ 193. (1) Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen Teil eine Tatsache 
verschweigt, die die Ehe nichtig macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen. 

§ 193. (1) Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen Teil eine Tatsache 
verschweigt, die die Ehe nichtig macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 

Partnerschaftstäuschung Partnerschaftstäuschung 

§ 193a. (1) Wer einen anderen durch Täuschung über Tatsachen, 
derentwegen die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft begehrt werden kann, 
verleitet, mit ihm eine eingetragene Partnerschaft zu begründen, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 193a. (1) Wer einen anderen durch Täuschung über Tatsachen, 
derentwegen die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft begehrt werden kann, 
verleitet, mit ihm eine eingetragene Partnerschaft zu begründen, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

(2)… (2)… 

Kindesentziehung Kindesentziehung 

§ 195. (1) Wer eine Person unter sechzehn Jahren dem 
Erziehungsberechtigten entzieht, sie vor ihm verborgen hält, sie verleitet, sich ihm 
zu entziehen oder sich vor ihm verborgen zu halten, oder ihr dazu Hilfe leistet, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 195. (1) Wer eine Person unter sechzehn Jahren dem 
Erziehungsberechtigten entzieht, sie vor ihm verborgen hält, sie verleitet, sich ihm 
zu entziehen oder sich vor ihm verborgen zu halten, oder ihr dazu Hilfe leistet, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. 
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(2) bis (5)… (2) bis (5)… 

Verletzung der Unterhaltspflicht Verletzung der Unterhaltspflicht 

§ 198. (1) Wer seine im Familienrecht begründete Unterhaltspflicht gröblich 
verletzt und dadurch bewirkt, daß der Unterhalt oder die Erziehung des 
Unterhaltsberechtigten gefährdet wird oder ohne Hilfe von anderer Seite gefährdet 
wäre, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten zu bestrafen. Seine 
Unterhaltspflicht verletzt insbesondere auch, wer es unterläßt, einem Erwerb 
nachzugehen, der ihm die Erfüllung dieser Pflicht ermöglichen würde. 

§ 198. (1) Wer seine im Familienrecht begründete Unterhaltspflicht gröblich 
verletzt und dadurch bewirkt, daß der Unterhalt oder die Erziehung des 
Unterhaltsberechtigten gefährdet wird oder ohne Hilfe von anderer Seite gefährdet 
wäre, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. Seine Unterhaltspflicht verletzt insbesondere auch, wer 
es unterläßt, einem Erwerb nachzugehen, der ihm die Erfüllung dieser Pflicht 
ermöglichen würde. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 

Unterschiebung eines Kindes Unterschiebung eines Kindes 

§ 200. Wer ein Kind unterschiebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen. 

§ 200. Wer ein Kind unterschiebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Zehnter Abschnitt Zehnter Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integrität und 

Selbstbestimmung 
Strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integrität und 

Selbstbestimmung 
 

Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung 
 § 205a. (1) Wer mit einer Person gegen deren Willen, unter Ausnützung einer 

Zwangslage oder durch vorangegangene Einschüchterung, den Beischlaf oder eine 
dem Beischlaf gleichzusetzende geschlechtliche Handlung vornimmt, ist, wenn die 
Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

 (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Person auf die im Abs. 1 beschriebene 
Weise zur Vornahme oder Duldung des Beischlafes oder einer dem Beischlaf 
gleichzusetzenden geschlechtlichen Handlung mit einer anderen Person oder, um 
sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, dazu 
veranlasst, eine dem Beischlaf gleichzusetzende geschlechtliche Handlung 
unfreiwillig an sich selbst vorzunehmen. 
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Pornographische Darstellungen Minderjähriger Pornographische Darstellungen Minderjähriger 
§ 207a. (1)… § 207a. (1)… 

(2) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, 
wer eine pornographische Darstellung einer minderjährigen Person (Abs. 4) zum 
Zweck der Verbreitung herstellt, einführt, befördert oder ausführt oder eine Tat 
nach Abs. 1 gewerbsmäßig begeht. Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung 
oder so begeht, dass sie einen besonders schweren Nachteil der minderjährigen 
Person zur Folge hat; ebenso ist zu bestrafen, wer eine pornographische 
Darstellung einer minderjährigen Person (Abs. 4) unter Anwendung schwerer 
Gewalt herstellt oder bei der Herstellung das Leben der dargestellten 
minderjährigen Person vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet. 

(2) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, 
wer eine pornographische Darstellung einer minderjährigen Person (Abs. 4) zum 
Zweck der Verbreitung herstellt, einführt, befördert oder ausführt oder eine Tat 
nach Abs. 1 erwerbsmäßig begeht. Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung 
oder so begeht, dass sie einen besonders schweren Nachteil der minderjährigen 
Person zur Folge hat; ebenso ist zu bestrafen, wer eine pornographische 
Darstellung einer minderjährigen Person (Abs. 4) unter Anwendung schwerer 
Gewalt herstellt oder bei der Herstellung das Leben der dargestellten 
minderjährigen Person vorsätzlich oder grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet. 

(3) Wer sich eine pornographische Darstellung einer mündigen 
minderjährigen Person (Abs. 4 Z 3 und 4) verschafft oder eine solche besitzt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren ist zu bestrafen, wer sich eine pornographische Darstellung einer 
unmündigen Person (Abs. 4) verschafft oder eine solche besitzt. 

(3) Wer sich eine pornographische Darstellung einer mündigen 
minderjährigen Person (Abs. 4 Z 3 und 4) verschafft oder eine solche besitzt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer sich eine 
pornographische Darstellung einer unmündigen Person (Abs. 4) verschafft oder 
eine solche besitzt. 

(3a) bis (4)… (3a) bis (4)… 

(5) Nach Abs. 1 Z 1 und Abs. 3 ist nicht zu bestrafen, wer (5) Nach Abs. 1 und Abs. 3 ist nicht zu bestrafen, wer 

 1. eine pornographische Darstellung einer mündigen minderjährigen Person 
mit deren Einwilligung und zu deren eigenem Gebrauch herstellt oder 
besitzt oder 

 1. eine pornographische Darstellung einer mündigen minderjährigen Person 
mit deren Einwilligung und zu deren oder seinem eigenen Gebrauch 
herstellt, besitzt oder 

  1a. eine pornographische Darstellung einer mündigen minderjährigen Person 
von sich selbst herstellt, besitzt, oder einem anderen zu dessen eigenen 
Gebrauch anbietet, verschafft, überlässt, vorführt oder sonst zugänglich 
macht, oder 

 2. …  2. … 

Sexueller Missbrauch von Jugendlichen Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 
§ 207b. (1) Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat und aus bestimmten Gründen noch nicht reif genug ist, die Bedeutung des 
§ 207b. (1) Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat und aus bestimmten Gründen noch nicht reif genug ist, die Bedeutung des 
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Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, unter Ausnützung 
dieser mangelnden Reife sowie seiner altersbedingten Überlegenheit eine 
geschlechtliche Handlung vornimmt, von einer solchen Person an sich vornehmen 
lässt oder eine solche Person dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an 
einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, unter Ausnützung 
dieser mangelnden Reife sowie seiner altersbedingten Überlegenheit eine 
geschlechtliche Handlung vornimmt, von einer solchen Person an sich vornehmen 
lässt oder eine solche Person dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an 
einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Sittliche Gefährdung von Personen unter sechzehn Jahren Sittliche Gefährdung von Personen unter sechzehn Jahren 

§ 208. (1) Wer eine Handlung, die geeignet ist, die sittliche, seelische oder 
gesundheitliche Entwicklung von Personen unter sechzehn Jahren zu gefährden, 
vor einer unmündigen Person oder einer seiner Erziehung, Ausbildung oder 
Aufsicht unterstehenden Person unter sechzehn Jahren vornimmt, um dadurch sich 
oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen, es sei denn, daß nach den 
Umständen des Falles eine Gefährdung der unmündigen oder Person unter 
sechzehn Jahren ausgeschlossen ist. 

§ 208. (1) Wer eine Handlung, die geeignet ist, die sittliche, seelische oder 
gesundheitliche Entwicklung von Personen unter sechzehn Jahren zu gefährden, 
vor einer unmündigen Person oder einer seiner Erziehung, Ausbildung oder 
Aufsicht unterstehenden Person unter sechzehn Jahren vornimmt, um dadurch sich 
oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen, es sei denn, daß nach den Umständen des Falles eine Gefährdung der 
unmündigen oder Person unter sechzehn Jahren ausgeschlossen ist. 

(2) bis (4)… (2) bis (4)… 

Anbahnung von Sexualkontakten zu Unmündigen Anbahnung von Sexualkontakten zu Unmündigen 
§ 208a. (1)… § 208a. (1)… 

(1a) Wer zu einer unmündigen Person in der Absicht, eine strafbare 
Handlung nach § 207a Abs. 3 oder 3a in Bezug auf eine pornographische 
Darstellung (§ 207a Abs. 4) dieser Person zu begehen, im Wege einer 
Telekommunikation oder unter Verwendung eines Computersystems Kontakt 
herstellt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(1a) Wer zu einer unmündigen Person in der Absicht, eine strafbare 
Handlung nach § 207a Abs. 3 oder 3a in Bezug auf eine pornographische 
Darstellung (§ 207a Abs. 4) dieser Person zu begehen, im Wege einer 
Telekommunikation oder unter Verwendung eines Computersystems Kontakt 
herstellt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Blutschande Blutschande 

§ 211. (1) Wer mit einer Person, die mit ihm in gerader Linie verwandt ist, 
den Beischlaf vollzieht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 211. (1) Wer mit einer Person, die mit ihm in gerader Linie verwandt ist, 
den Beischlaf vollzieht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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(2)… (2)… 

(3) Wer mit seinem Bruder oder mit seiner Schwester den Beischlaf vollzieht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

(3) Wer mit seinem Bruder oder mit seiner Schwester den Beischlaf vollzieht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(4)… (4)… 

Förderung der Prostitution und pornographischer Darbietungen 
Minderjähriger 

Förderung der Prostitution und pornographischer Darbietungen 
Minderjähriger 

§ 215a. (1)… § 215a. (1)… 

(2) Wer die Tat gegen eine unmündige Person, im Rahmen einer kriminellen 
Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die 
Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet wird oder die 
Tat einen besonders schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, ist mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat gegen eine unmündige Person, im Rahmen einer kriminellen 
Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die 
Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet 
wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, 
ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2a) Wer wissentlich eine pornographische Darbietung, an der eine mündige 
minderjährige Person mitwirkt, betrachtet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
zu bestrafen. Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer 
wissentlich eine pornographische Darbietung, an der eine unmündige Person 
mitwirkt, betrachtet. 

(2a) Wer wissentlich eine pornographische Darbietung, an der eine mündige 
minderjährige Person mitwirkt, betrachtet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. Mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren ist zu bestrafen, wer wissentlich eine pornographische Darbietung, an 
der eine unmündige Person mitwirkt, betrachtet. 

(3)… (3)… 

Grenzüberschreitender Prostitutionshandel Grenzüberschreitender Prostitutionshandel 
§ 217. (1) Wer eine Person, mag sie auch bereits der Prostitution nachgehen, 

der Prostitution in einem anderen Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, zuführt oder sie hiefür 
anwirbt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wenn er die 
Tat jedoch gewerbsmäßig begeht, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren 
zu bestrafen. 

§ 217. (1) Wer eine Person, mag sie auch bereits der Prostitution nachgehen, 
der Prostitution in einem anderen Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, zuführt oder sie hiefür 
anwirbt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wenn er die 
Tat jedoch erwerbsmäßig begeht, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren 
zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Sexuelle Belästigung und öffentliche geschlechtliche Handlungen Sexuelle Belästigung und öffentliche geschlechtliche Handlungen 
§ 218. (1) Wer eine Person durch eine geschlechtliche Handlung § 218. (1) Wer eine Person 
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 1. an ihr oder  1. durch eine geschlechtliche Handlung an ihr, oder 

 2. vor ihr unter Umständen, unter denen dies geeignet ist, berechtigtes 
Ärgernis zu erregen, 

 2. durch eine geschlechtliche Handlung vor ihr unter Umständen, unter 
denen dies geeignet ist, berechtigtes Ärgernis zu erregen, 

belästigt, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit 
strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

belästigt, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit 
strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

 (1a) Nach Abs. 1 ist auch zu bestrafen, wer eine andere Person durch eine 
intensive Berührung einer der Geschlechtssphäre zuzuordnenden Körperstelle in 
ihrer Würde verletzt. 

(2)… (2)… 

(3) Im Falle des Abs. 1 ist der Täter nur mit Ermächtigung der belästigten 
Person zu verfolgen. 

(3) Im Fall der Abs. 1 und 1a ist der Täter nur mit Ermächtigung der 
verletzten Person zu verfolgen. 

Werbung für Unzucht mit Tieren 
 

§ 220a. Wer in einem Druckwerk, in einem Laufbild oder sonst öffentlich zur 
Unzucht mit Tieren auffordert oder sie in einer Art gutheißt, die geeignet ist, 
solche Unzuchtshandlungen nahezulegen, ist, sofern er nicht als Beteiligter (§ 12) 
mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

 

Elfter Abschnitt Elfter Abschnitt 
Tierquälerei Tierquälerei 

Tierquälerei Tierquälerei 
§ 222. (1) Wer ein Tier § 222. (1) Wer ein Tier 

 1. bis 3….  1. bis 3…. 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
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Zwölfter Abschnitt Zwölfter Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen die Zuverlässigkeit von Urkunden und 

Beweiszeichen 
Strafbare Handlungen gegen die Zuverlässigkeit von Urkunden und 

Beweiszeichen 

Urkundenfälschung Urkundenfälschung 

§ 223. (1) Wer eine falsche Urkunde mit dem Vorsatz herstellt oder eine 
echte Urkunde mit dem Vorsatz verfälscht, daß sie im Rechtsverkehr zum Beweis 
eines Rechtes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werde, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 223. (1) Wer eine falsche Urkunde mit dem Vorsatz herstellt oder eine 
echte Urkunde mit dem Vorsatz verfälscht, daß sie im Rechtsverkehr zum Beweis 
eines Rechtes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werde, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder verfälschter 
besonders geschützter Urkunden 

Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder verfälschter 
besonders geschützter Urkunden 

§ 224a. Wer eine falsche oder verfälschte besonders geschützte Urkunde 
(§ 224) mit dem Vorsatz, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechtes, 
eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werde, von einem 
anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, befördert, einem anderen 
überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 224a. Wer eine falsche oder verfälschte besonders geschützte Urkunde 
(§ 224) mit dem Vorsatz, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechtes, 
eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werde, von einem 
anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, befördert, einem anderen 
überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Datenfälschung Datenfälschung 

§ 225a. Wer durch Eingabe, Veränderung, Löschung oder Unterdrückung 
von Daten falsche Daten mit dem Vorsatz herstellt oder echte Daten mit dem 
Vorsatz verfälscht, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechtes, eines 
Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werden, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 225a. Wer durch Eingabe, Veränderung, Löschung oder Unterdrückung 
von Daten falsche Daten mit dem Vorsatz herstellt oder echte Daten mit dem 
Vorsatz verfälscht, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechtes, eines 
Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werden, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Vorbereitung der Fälschung öffentlicher Urkunden oder 
Beglaubigungszeichen 

Vorbereitung der Fälschung öffentlicher Urkunden oder 
Beglaubigungszeichen 

§ 227. (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine 
Urkundenfälschung in Beziehung auf eine inländische öffentliche Urkunde oder 
eine ausländische öffentliche Urkunde, wenn sie durch Gesetz oder 
zwischenstaatlichen Vertrag inländischen öffentlichen Urkunden gleichgestellt ist 

§ 227. (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine 
Urkundenfälschung in Beziehung auf eine inländische öffentliche Urkunde oder 
eine ausländische öffentliche Urkunde, wenn sie durch Gesetz oder 
zwischenstaatlichen Vertrag inländischen öffentlichen Urkunden gleichgestellt ist 
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(§ 224), oder eine Fälschung öffentlicher Beglaubigungszeichen (§ 225) zu 
ermöglichen, ein Mittel oder Werkzeug, das nach seiner besonderen 
Beschaffenheit ersichtlich zu einem solchen Zweck bestimmt ist, anfertigt, von 
einem anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, einem anderen 
überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

(§ 224), oder eine Fälschung öffentlicher Beglaubigungszeichen (§ 225) zu 
ermöglichen, ein Mittel oder Werkzeug, das nach seiner besonderen 
Beschaffenheit ersichtlich zu einem solchen Zweck bestimmt ist, anfertigt, von 
einem anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, einem anderen 
überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Mittelbare unrichtige Beurkundung oder Beglaubigung Mittelbare unrichtige Beurkundung oder Beglaubigung 

§ 228. (1) Wer bewirkt, daß gutgläubig ein Recht, ein Rechtsverhältnis oder 
eine Tatsache in einer inländischen öffentlichen Urkunde unrichtig beurkundet 
oder an einer Sache ein unrichtiges öffentliches Beglaubigungszeichen angebracht 
wird, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, daß die Urkunde im Rechtsverkehr 
zum Beweis des Rechtes, des Rechtsverhältnisses oder der Tatsache gebraucht 
werde oder die Sache im Rechtsverkehr gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr zu bestrafen. 

§ 228. (1) Wer bewirkt, daß gutgläubig ein Recht, ein Rechtsverhältnis oder 
eine Tatsache in einer inländischen öffentlichen Urkunde unrichtig beurkundet 
oder an einer Sache ein unrichtiges öffentliches Beglaubigungszeichen angebracht 
wird, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, daß die Urkunde im Rechtsverkehr 
zum Beweis des Rechtes, des Rechtsverhältnisses oder der Tatsache gebraucht 
werde oder die Sache im Rechtsverkehr gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 

Urkundenunterdrückung Urkundenunterdrückung 

§ 229. (1) Wer eine Urkunde, über die er nicht oder nicht allein verfügen darf, 
vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, zu 
verhindern, daß sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechtes, eines 
Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 229. (1) Wer eine Urkunde, über die er nicht oder nicht allein verfügen darf, 
vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, zu 
verhindern, daß sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechtes, eines 
Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Dreizehnter Abschnitt Dreizehnter Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen die Sicherheit des Verkehrs mit Geld, 

Wertpapieren, Wertzeichen und unbaren Zahlungsmitteln 
Strafbare Handlungen gegen die Sicherheit des Verkehrs mit Geld, 

Wertpapieren, Wertzeichen und unbaren Zahlungsmitteln 

Weitergabe und Besitz nachgemachten oder verfälschten Geldes Weitergabe und Besitz nachgemachten oder verfälschten Geldes 
§ 233. (1) Wer nachgemachtes oder verfälschtes Geld § 233. (1) Wer nachgemachtes oder verfälschtes Geld 

 1. und 2….  1. und 2…. 
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ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat an nachgemachtem oder verfälschtem Geld im Nennwert von 
mehr als 50 000 Euro begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat an nachgemachtem oder verfälschtem Geld im Nennwert von 
mehr als 300 000 Euro begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren 
zu bestrafen. 

Verringerung von Geldmünzen und Weitergabe verringerter 
Geldmünzen 

Verringerung von Geldmünzen und Weitergabe verringerter 
Geldmünzen 

§ 234. (1)… § 234. (1)… 

(2) Wer eine verringerte Geldmünze (2) Wer eine verringerte Geldmünze 

 1 und 2….  1. und 2…. 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Wer die Tat an 
verringerten Geldmünzen begeht, deren Nennwert 50 000 Euro übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Wer die Tat an 
verringerten Geldmünzen begeht, deren Nennwert 300 000 Euro übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

Ansichbringen, Verheimlichen oder Verhandeln des Münzabfalls Ansichbringen, Verheimlichen oder Verhandeln des Münzabfalls 

§ 235. Wer das von einem anderen durch die Verringerung von Geldmünzen 
(§ 234 Abs. 1) gewonnene Metall kauft, zum Pfand nimmt oder sonst an sich 
bringt, verheimlicht oder verhandelt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen. 

§ 235. Wer das von einem anderen durch die Verringerung von Geldmünzen 
(§ 234 Abs. 1) gewonnene Metall kauft, zum Pfand nimmt oder sonst an sich 
bringt, verheimlicht oder verhandelt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Weitergabe von Falschgeld oder verringerten Geldmünzen Weitergabe von Falschgeld oder verringerten Geldmünzen 
§ 236. (1) Wer nachgemachtes oder verfälschtes Geld oder eine verringerte 

Geldmünze als echt und unverfälscht oder als vollwertig weitergibt, ist, wenn er 
oder ein anderer für ihn das Geld oder die Münze gutgläubig als echt und 
unverfälscht oder als vollwertig empfangen hat, ohne sich dadurch strafbar zu 
machen, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 236. (1) Wer nachgemachtes oder verfälschtes Geld oder eine verringerte 
Geldmünze als echt und unverfälscht oder als vollwertig weitergibt, ist, wenn er 
oder ein anderer für ihn das Geld oder die Münze gutgläubig als echt und 
unverfälscht oder als vollwertig empfangen hat, ohne sich dadurch strafbar zu 
machen, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Fälschung unbarer Zahlungsmittel Fälschung unbarer Zahlungsmittel 
§ 241a. (1)… § 241a. (1)… 
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(2) Wer die Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat erwerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder verfälschter unbarer 
Zahlungsmittel 

Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder verfälschter unbarer 
Zahlungsmittel 

§ 241b. Wer ein falsches oder verfälschtes unbares Zahlungsmittel mit dem 
Vorsatz, dass es im Rechtsverkehr wie ein echtes verwendet werde, von einem 
anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, befördert, einem anderen 
überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 241b. Wer ein falsches oder verfälschtes unbares Zahlungsmittel mit dem 
Vorsatz, dass es im Rechtsverkehr wie ein echtes verwendet werde, von einem 
anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, befördert, einem anderen 
überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Vorbereitung der Fälschung unbarer Zahlungsmittel Vorbereitung der Fälschung unbarer Zahlungsmittel 

§ 241c. Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine Fälschung eines 
unbaren Zahlungsmittels zu ermöglichen, ein Mittel oder Werkzeug, das nach 
seiner besonderen Beschaffenheit ersichtlich zu einem solchen Zweck bestimmt 
ist, anfertigt, von einem anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, 
einem anderen überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
zu bestrafen. 

§ 241c. Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine Fälschung eines 
unbaren Zahlungsmittels zu ermöglichen, ein Mittel oder Werkzeug, das nach 
seiner besonderen Beschaffenheit ersichtlich zu einem solchen Zweck bestimmt 
ist, anfertigt, von einem anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, 
einem anderen überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Entfremdung unbarer Zahlungsmittel Entfremdung unbarer Zahlungsmittel 
§ 241e. (1)… § 241e. (1)… 

(2) Wer die Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat erwerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

(3) Wer ein unbares Zahlungsmittel, über das er nicht oder nicht allein 
verfügen darf, mit dem Vorsatz, dessen Verwendung im Rechtsverkehr zu 
verhindern, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr zu bestrafen. 

(3) Wer ein unbares Zahlungsmittel, über das er nicht oder nicht allein 
verfügen darf, mit dem Vorsatz, dessen Verwendung im Rechtsverkehr zu 
verhindern, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Annahme, Weitergabe oder Besitz entfremdeter unbarer 
Zahlungsmittel 

Annahme, Weitergabe oder Besitz entfremdeter unbarer 
Zahlungsmittel 

§ 241f. Wer ein entfremdetes unbares Zahlungsmittel mit dem Vorsatz, dass 
er oder ein Dritter durch dessen Verwendung unrechtmäßig bereichert werde, oder 
mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine Fälschung unbarer Zahlungsmittel 

§ 241f. Wer ein entfremdetes unbares Zahlungsmittel mit dem Vorsatz, dass 
er oder ein Dritter durch dessen Verwendung unrechtmäßig bereichert werde, oder 
mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine Fälschung unbarer Zahlungsmittel 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

52 von 83 
689 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(§ 241a) zu ermöglichen, von einem anderen übernimmt, sich oder einem anderen 
verschafft, befördert, einem anderen überlässt oder sonst besitzt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

(§ 241a) zu ermöglichen, von einem anderen übernimmt, sich oder einem anderen 
verschafft, befördert, einem anderen überlässt oder sonst besitzt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

 
Ausspähen von Daten eines unbaren Zahlungsmittels 

 § 241h. (1) Wer Daten eines unbaren Zahlungsmittels mit dem Vorsatz 
ausspäht, 

  1. dass er oder ein Dritter durch deren Verwendung im Rechtsverkehr 
unrechtmäßig bereichert werde oder 

  2. sich oder einem anderen eine Fälschung unbarer Zahlungsmittel (§ 241a) 
zu ermöglichen, 

 ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

 (2) Wer die Tat erwerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

 (3) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn er freiwillig, bevor die 
ausgespähten Daten im Sinne des Abs. 1 Z 1 und 2 verwendet wurden, die Gefahr 
ihrer Verwendung durch Verständigung der Behörde, des Berechtigten oder auf 
andere Weise beseitigt. Besteht die Gefahr einer solchen Verwendung nicht oder 
ist sie ohne Zutun des Tätersbeseitigt worden, so ist er nicht zu bestrafen, wenn er 
sich in Unkenntnis dessen freiwillig und ernstlich bemüht, sie zu beseitigen. 

Vierzehnter Abschnitt Vierzehnter Abschnitt 
Hochverrat und andere Angriffe gegen den Staat Hochverrat und andere Angriffe gegen den Staat 

Staatsfeindliche Verbindungen Staatsfeindliche Verbindungen 

§ 246. (1) und (2)… § 246. (1) und (2)… 

(3) Wer an einer solchen Verbindung sonst teilnimmt oder sie auf eine andere 
als die im Abs. 2 bezeichnete Weise unterstützt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr zu bestrafen. 

(3) Wer an einer solchen Verbindung sonst teilnimmt oder sie auf eine andere 
als die im Abs. 2 bezeichnete Weise unterstützt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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Herabwürdigung des Staates und seiner Symbole Herabwürdigung des Staates und seiner Symbole 
§ 248. (1) Wer auf eine Art, daß die Tat einer breiten Öffentlichkeit bekannt 

wird, in gehässiger Weise die Republik Österreich oder eines ihrer Bundesländer 
beschimpft oder verächtlich macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen. 

§ 248. (1) Wer auf eine Art, daß die Tat einer breiten Öffentlichkeit bekannt 
wird, in gehässiger Weise die Republik Österreich oder eines ihrer Bundesländer 
beschimpft oder verächtlich macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)… (2).... 

Achtzehnter Abschnitt Achtzehnter Abschnitt 
Strafbare Handlungen bei Wahlen und Volksabstimmungen Strafbare Handlungen bei Wahlen und Volksabstimmungen 

Wahlbehinderung Wahlbehinderung 
§ 262. (1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung 

nötigt oder hindert, überhaupt oder in einem bestimmten Sinn zu wählen oder zu 
stimmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, unter den Voraussetzungen des 
§ 106 jedoch mit den dort bezeichneten Strafen zu bestrafen. 

§ 262. (1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung 
nötigt oder hindert, überhaupt oder in einem bestimmten Sinn zu wählen oder zu 
stimmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen, unter den Voraussetzungen des § 106 jedoch mit den dort 
bezeichneten Strafen zu bestrafen. 

(2)…. (2)… 

Bestechung bei einer Wahl oder Volksabstimmung Bestechung bei einer Wahl oder Volksabstimmung 

§ 265. (1) Wer einem Wahl- oder Stimmberechtigten ein Entgelt anbietet, 
verspricht oder gewährt, damit er in einem bestimmten Sinn oder damit er nicht 
oder nicht in einem bestimmten Sinn wähle oder stimme, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 265. (1) Wer einem Wahl- oder Stimmberechtigten ein Entgelt anbietet, 
verspricht oder gewährt, damit er in einem bestimmten Sinn oder damit er nicht 
oder nicht in einem bestimmten Sinn wähle oder stimme, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)…. (2)…. 

Zwanzigster Abschnitt Zwanzigster Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen den öffentlichen Frieden Strafbare Handlungen gegen den öffentlichen Frieden 

Landfriedensbruch Schwere gemeinschaftliche Gewalt 
§ 274. (1) Wer wissentlich an einer Zusammenrottung einer Menschenmenge 

teilnimmt, die darauf abzielt, dass unter ihrem Einfluß ein Mord (§ 75), ein 
Totschlag (§ 76), eine Körperverletzung (§§ 83 bis 87) oder eine schwere 

§ 274. (1) Wer wissentlich an einer Zusammenkunft vieler Menschen 
teilnimmt, die darauf abzielt, dass durch ihre vereinten Kräfte ein Mord (§ 75), ein 
Totschlag (§ 76), eine Körperverletzung (§§ 84 Abs. 1 bis 87) oder eine schwere 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Sachbeschädigung (§ 126) begangen werde, ist, wenn es zu einer solchen 
Gewalttat gekommen ist, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

Sachbeschädigung nach § 126 Abs. 1 Z 5 oder Abs. 2 begangen werde, ist, wenn 
es zu einer solchen Gewalttat gekommen ist, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
zu bestrafen. 

(2) Wer an der Zusammenrottung führend teilnimmt oder als Teilnehmer eine 
der im Abs. 1 angeführten strafbaren Handlungen ausführt oder zu ihrer 
Ausführung beigetragen hat (§ 12), ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

(2) Wer an einer solchen Zusammenkunft führend oder dadurch teilnimmt, 
dass er zur Begehung einer der im Abs. 1 angeführten strafbaren Handlungen 
aufstachelt oder als Teilnehmer eine solche strafbare Handlung ausführt oder zu 
ihrer Ausführung beigetragen hat (§ 12), ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
zu bestrafen. 

(3) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer sich freiwillig aus der 
Zusammenrottung zurückzieht oder ernstlich zurückzuziehen sucht, bevor sie zu 
einer Gewaltanwendung geführt hat, es sei denn, dass er an der Zusammenrottung 
führend teilgenommen hat. 

(3) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer sich freiwillig aus der 
Zusammenkunft zurückzieht oder ernstlich zurückzuziehen sucht, bevor sie zu 
einer Gewaltanwendung geführt hat, es sei denn, dass er an der Zusammenkunft in 
der in Abs. 2 umschriebenen Weise teilgenommen hat. 

Verbreitung falscher, beunruhigender Gerüchte 
 

§ 276. (1) Wer ein Gerücht, von dem er weiß (§ 5 Abs. 3), dass es falsch ist, 
und das geeignet ist, einen großen Personenkreis zu beunruhigen und dadurch die 
öffentliche Ordnung zu gefährden, absichtlich verbreitet, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

 

(2) Hat die Tat  

 1. eine schwere oder längere Zeit anhaltende Störung des öffentlichen 
Lebens, 

 

 2. eine schwere Schädigung des Wirtschaftslebens oder  

 3. den Tod eines Menschen oder die schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
einer größeren Zahl von Menschen zur Folge oder sind durch die Tat viele 
Menschen in Not versetzt worden, 

 

so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.  

(3) Hat die Tat aber den Tod einer größeren Zahl von Menschen nach sich 
gezogen, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 

Kriminelle Vereinigung Kriminelle Vereinigung 
§ 278. (1)… § 278. (1)… 

(2) Eine kriminelle Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter (2) Eine kriminelle Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zusammenschluss von mehr als zwei Personen, der darauf ausgerichtet ist, dass 
von einem oder mehreren Mitgliedern der Vereinigung ein oder mehrere 
Verbrechen, andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und Leben, nicht nur 
geringfügige Sachbeschädigungen, Diebstähle oder Betrügereien, Vergehen nach 
den §§ 104a, 165, 177b, 233 bis 239, 241a bis 241c, 241e, 241f, 304 oder 307, in 
§ 278d Abs. 1 genannte andere Vergehen oder Vergehen nach den §§ 114 Abs. 1 
oder 116 des Fremdenpolizeigesetzes ausgeführt werden. 

Zusammenschluss von mehr als zwei Personen, der darauf ausgerichtet ist, dass 
von einem oder mehreren Mitgliedern der Vereinigung ein oder mehrere 
Verbrechen, andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und Leben, nicht nur 
geringfügige Sachbeschädigungen, Diebstähle oder Betrügereien, Vergehen nach 
den §§ 104a, 165, 177b, 233 bis 239, 241a bis 241c, 241e, 241f, 283, 304 oder 
307, in § 278d Abs. 1 genannte andere Vergehen oder Vergehen nach den §§ 114 
Abs. 1 oder 116 des Fremdenpolizeigesetzes ausgeführt werden. 

(3) und (4)… (3) und (4)… 

Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze 
 

§ 281. Wer in einem Druckwerk, im Rundfunk oder sonst auf eine Weise, 
dass es einer breiten Öffentlichkeit zugänglich wird, zum allgemeinen 
Ungehorsam gegen ein Gesetz auffordert, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
zu bestrafen. 

 

Verhetzung Verhetzung 
§ 283. (1) Wer öffentlich auf eine Weise, die geeignet ist, die öffentliche 

Ordnung zu gefährden, oder wer für eine breite Öffentlichkeit wahrnehmbar zu 
Gewalt gegen eine Kirche oder Religionsgesellschaft oder eine andere nach den 
Kriterien der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion oder 
Weltanschauung, der Staatsangehörigkeit, der Abstammung oder nationalen oder 
ethnischen Herkunft, des Geschlechts, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung definierte Gruppe von Personen oder gegen ein Mitglied 
einer solchen Gruppe ausdrücklich wegen dessen Zugehörigkeit zu dieser Gruppe 
auffordert oder aufreizt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

§ 283. (1) Wer öffentlich auf eine Weise, dass es vielen Menschen zugänglich 
wird, 

  1. zu Gewalt gegen eine Kirche oder Religionsgesellschaft oder eine andere 
nach den vorhandenen oder fehlenden Kriterien der Rasse, der Hautfarbe, 
der Sprache, der Religion oder Weltanschauung, der Staatsangehörigkeit, 
der Abstammung oder nationalen oder ethnischen Herkunft, des 
Geschlechts, einer körperlichen oder geistigen Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Ausrichtung definierte Gruppe von Personen oder 
gegen ein Mitglied einer solchen Gruppe ausdrücklich wegen der 
Zugehörigkeit zu dieser Gruppe auffordert, oder zu Hass gegen sie 
aufstachelt, oder 

  2. in der Absicht, die Menschenwürde anderer zu verletzen, eine der in Z 1 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bezeichneten Gruppen in einer Weise beschimpft, die geeignet ist, diese 
Gruppe in der öffentlichen Meinung verächtlich zu machen oder 
herabzusetzen, oder 

  3. Verbrechen im Sinne der §§ 321 bis 321f, die von einem inländischen 
oder einem internationalen Gericht rechtskräftig festgestellt wurden, 
billigt, leugnet, gröblich verharmlost oder rechtfertigt, wobei die 
Handlung gegen eine der in Z 1 bezeichneten Gruppen oder gegen ein 
Mitglied einer solchen Gruppe ausdrücklich wegen der Zugehörigkeit zu 
dieser Gruppe gerichtet ist und in einer Weise begangen wird, die 
geeignet ist, zu Gewalt oder Hass gegen solch eine Gruppe oder gegen ein 
Mitglied einer solchen Gruppe aufzustacheln, 

 ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer für eine breite Öffentlichkeit wahrnehmbar 
gegen eine in Abs. 1 bezeichnete Gruppe hetzt oder sie in einer die 
Menschenwürde verletzenden Weise beschimpft und dadurch verächtlich zu 
machen sucht. 

(2) Wer die Tat nach Abs. 1 in einem Druckwerk, im Rundfunk oder sonst 
auf eine Weise begeht, wodurch die in Abs. 1 bezeichneten Handlungen einer 
breiten Öffentlichkeit zugänglich werden, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
zu bestrafen. 

 (3) Wer durch eine Tat nach Abs. 1 oder 2 bewirkt, dass andere Personen 
gegen eine in Abs. 1 Z 1 bezeichnete Gruppe oder gegen ein Mitglied einer 
solchen Gruppe wegen dessen Zugehörigkeit zu dieser Gruppe Gewalt ausüben, ist 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 (4) Wer, wenn er nicht als an einer Handlung nach den Abs. 1 bis 3 
Beteiligter (§ 12) mit strengerer Strafe bedroht ist, schriftliches Material, Bilder 
oder andere Darstellungen von Ideen oder Theorien, die Hass oder Gewalt gegen 
eine in Abs. 1 Z 1 bezeichnete Gruppe oder gegen ein Mitglied einer solchen 
Gruppe wegen dessen Zugehörigkeit zu dieser Gruppe befürworten, fördern oder 
dazu aufstacheln, in einem Druckwerk, im Rundfunk oder sonst auf eine Weise, 
wodurch diese einer breiten Öffentlichkeit zugänglich werden, in gutheißender 
oder rechtfertigender Weise verbreitet oder anderweitig öffentlich verfügbar 
macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Sprengung einer Versammlung Sprengung einer Versammlung 

§ 284. Wer eine Versammlung, einen Aufmarsch oder eine ähnliche 
Kundgebung, die nicht verboten sind, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 

§ 284. Wer eine Versammlung, einen Aufmarsch oder eine ähnliche 
Kundgebung, die nicht verboten sind, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
verhindert oder sprengt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. verhindert oder sprengt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 

Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Begehung einer mit Strafe bedrohten Handlung im Zustand voller 
Berauschung 

Begehung einer mit Strafe bedrohten Handlung im Zustand voller 
Berauschung 

§ 287. (1) Wer sich, wenn auch nur fahrlässig, durch den Genuß von Alkohol 
oder den Gebrauch eines anderen berauschenden Mittels in einen die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Rausch versetzt, ist, wenn er im Rausch 
eine Handlung begeht, die ihm außer diesem Zustand als Verbrechen oder 
Vergehen zugerechnet würde, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Die Strafe darf jedoch nach Art 
und Maß nicht strenger sein, als sie das Gesetz für die im Rausch begangene Tat 
androht. 

§ 287. (1) Wer sich, wenn auch nur fahrlässig, durch den Genuß von Alkohol 
oder den Gebrauch eines anderen berauschenden Mittels in einen die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Rausch versetzt, ist, wenn er im Rausch 
eine Handlung begeht, die ihm außer diesem Zustand als Verbrechen oder 
Vergehen zugerechnet würde, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
Die Strafe darf jedoch nach Art und Maß nicht strenger sein, als sie das Gesetz für 
die im Rausch begangene Tat androht. 

(2)… (2)… 

Einundzwanzigster Abschnitt Einundzwanzigster Abschnitt 
Strafbare Handlungen gegen die Rechtspflege Strafbare Handlungen gegen die Rechtspflege 

Falsche Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde Falsche Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde 

§ 289. Wer außer in den Fällen des § 288 Abs. 3 und 4 vor einer 
Verwaltungsbehörde als Zeuge bei seiner förmlichen Vernehmung zur Sache 
falsch aussagt oder als Sachverständiger einen falschen Befund oder ein falsches 
Gutachten erstattet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 289. Wer außer in den Fällen des § 288 Abs. 3 und 4 vor einer 
Verwaltungsbehörde als Zeuge bei seiner förmlichen Vernehmung zur Sache 
falsch aussagt oder als Sachverständiger einen falschen Befund oder ein falsches 
Gutachten erstattet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis 
zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Herbeiführung einer unrichtigen Beweisaussage Herbeiführung einer unrichtigen Beweisaussage 

§ 292. (1)… § 292. (1)… 

(2) Wer auf die im Abs. 1 bezeichnete Weise bewirkt, daß jemand gutgläubig 
eine unrichtige Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde ablegt (§ 289), ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

(2) Wer auf die im Abs. 1 bezeichnete Weise bewirkt, daß jemand gutgläubig 
eine unrichtige Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde ablegt (§ 289), ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

 Unzulässige Bieterabsprachen in exekutiven Versteigerungsverfahren 

 § 292c. (1) Wer für sich oder einen Dritten für die Zusage, im Zuge einer 
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Versteigerung in einem Exekutionsverfahren als Mitbieter nicht zu erscheinen 
oder nur bis zu einem bestimmten Preis oder sonst nur nach einem gegebenen 
Maßstab oder gar nicht mitzubieten, einen Vorteil fordert, annimmt oder sich 
versprechen lässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

 (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einem Mitbieter ohne dessen Andringen für 
eine Zusage im Sinne von Abs. 1 für ihn oder einen Dritten einen Vorteil anbietet, 
verspricht oder gewährt. 

Fälschung eines Beweismittels Fälschung eines Beweismittels 

§ 293. (1) Wer ein falsches Beweismittel herstellt oder ein echtes 
Beweismittel verfälscht, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, daß das 
Beweismittel in einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Verfahren, in 
einem Ermittlungsverfahren nach der Strafprozessordnung oder im Verfahren vor 
einem Untersuchungsausschuss des Nationalrates gebraucht werde, mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen, wenn die Tat nicht nach den §§ 223, 
224, 225 oder 230 mit Strafe bedroht ist. 

§ 293. (1) Wer ein falsches Beweismittel herstellt oder ein echtes 
Beweismittel verfälscht, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, daß das 
Beweismittel in einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Verfahren, in 
einem Ermittlungsverfahren nach der Strafprozessordnung oder im Verfahren vor 
einem Untersuchungsausschuss des Nationalrates gebraucht werde, mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen, wenn die Tat nicht nach den §§ 223, 224, 225 oder 230 mit Strafe 
bedroht ist. 

(2)… (2)… 

Unterdrückung eines Beweismittels Unterdrückung eines Beweismittels 

§ 295. Wer ein Beweismittel, das zur Verwendung in einem gerichtlichen 
oder verwaltungsbehördlichen Verfahren oder in einem Ermittlungsverfahren nach 
der Strafprozessordnung bestimmt ist und über das er nicht oder nicht allein 
verfügen darf, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, ist, wenn er mit dem 
Vorsatz handelt, zu verhindern, daß das Beweismittel im Verfahren gebraucht 
werde, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen, wenn die Tat nicht nach 
den §§ 229 oder 230 mit Strafe bedroht ist. 

§ 295. Wer ein Beweismittel, das zur Verwendung in einem gerichtlichen 
oder verwaltungsbehördlichen Verfahren oder in einem Ermittlungsverfahren nach 
der Strafprozessordnung bestimmt ist und über das er nicht oder nicht allein 
verfügen darf, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, ist, wenn er mit dem 
Vorsatz handelt, zu verhindern, daß das Beweismittel im Verfahren gebraucht 
werde, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen, wenn die Tat nicht nach den §§ 229 oder 230 mit Strafe 
bedroht ist. 

Verleumdung Verleumdung 

§ 297. (1) Wer einen anderen dadurch der Gefahr einer behördlichen 
Verfolgung aussetzt, daß er ihn einer von Amts wegen zu verfolgenden mit Strafe 
bedrohten Handlung oder der Verletzung einer Amts- oder Standespflicht falsch 
verdächtigt, ist, wenn er weiß (§ 5 Abs. 3), daß die Verdächtigung falsch ist, mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, wenn die fälschlich angelastete Handlung aber 

§ 297. (1) Wer einen anderen dadurch der Gefahr einer behördlichen 
Verfolgung aussetzt, daß er ihn einer von Amts wegen zu verfolgenden mit Strafe 
bedrohten Handlung oder der Verletzung einer Amts- oder Standespflicht falsch 
verdächtigt, ist, wenn er weiß (§ 5 Abs. 3), daß die Verdächtigung falsch ist, mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen, wenn 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mit einer ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

die fälschlich angelastete Handlung aber mit einer ein Jahr übersteigenden 
Freiheitsstrafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Begünstigung Begünstigung 

§ 299. (1) Wer einen anderen, der eine mit Strafe bedrohte Handlung 
begangen hat, der Verfolgung oder der Vollstreckung der Strafe oder 
vorbeugenden Maßnahme absichtlich ganz oder zum Teil entzieht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

§ 299. (1) Wer einen anderen, der eine mit Strafe bedrohte Handlung 
begangen hat, der Verfolgung oder der Vollstreckung der Strafe oder 
vorbeugenden Maßnahme absichtlich ganz oder zum Teil entzieht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) bis (4)… (2) bis (4)… 

Befreiung von Gefangenen Befreiung von Gefangenen 
§ 300. (1) Wer einen Gefangenen, der auf Grund einer Entscheidung oder 

Verfügung eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde festgehalten wird, 
befreit, zum Entweichen verleitet oder ihm dazu Hilfe leistet, ist, sofern der Täter 
nicht nach den §§ 196 oder 299 mit Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 300. (1) Wer einen Gefangenen, der auf Grund einer Entscheidung oder 
Verfügung eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde festgehalten wird, 
befreit, zum Entweichen verleitet oder ihm dazu Hilfe leistet, ist, sofern der Täter 
nicht nach den §§ 196 oder 299 mit Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren zu bestrafen. 

(2)… (2)… 

Verbotene Veröffentlichung Verbotene Veröffentlichung 
§ 301. (1) und (2)… § 301. (1) und (2)… 

(3) Wer auf eine im Abs. 1 bezeichnete Weise eine Mitteilung über den Inhalt 
von Ergebnissen aus einer Auskunft über Vorratsdaten oder Daten einer 
Nachrichtenübermittlung oder einer Überwachung von Nachrichten oder aus einer 
optischen oder akustischen Überwachung von Personen unter Verwendung 
technischer Mittel (§ 134 Z 5 StPO) veröffentlicht, ist, wenn diese Ergebnisse 
nicht zuvor zum Akt genommen wurden (§ 145 Abs. 2 StPO), mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Wer auf eine im Abs. 1 bezeichnete Weise eine Mitteilung über den Inhalt 
von Ergebnissen aus einer Auskunft über Vorratsdaten oder Daten einer 
Nachrichtenübermittlung oder einer Überwachung von Nachrichten oder aus einer 
optischen oder akustischen Überwachung von Personen unter Verwendung 
technischer Mittel (§ 134 Z 5 StPO) veröffentlicht, ist, wenn diese Ergebnisse 
nicht zuvor zum Akt genommen wurden (§ 145 Abs. 2 StPO), mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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Zweiundzwanzigster Abschnitt Zweiundzwanzigster Abschnitt 
Strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Korruption und verwandte 

strafbare Handlungen 
Strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Korruption und verwandte 

strafbare Handlungen 

Fahrlässige Verletzung der Freiheit der Person oder des Hausrechts Fahrlässige Verletzung der Freiheit der Person oder des Hausrechts 
§ 303. Ein Beamter, der fahrlässig durch eine gesetzwidrige Beeinträchtigung 

oder Entziehung der persönlichen Freiheit oder durch eine gesetzwidrige 
Hausdurchsuchung einen anderen an seinen Rechten schädigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

§ 303. Ein Beamter, der grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) durch eine gesetzwidrige 
Beeinträchtigung oder Entziehung der persönlichen Freiheit oder durch eine 
gesetzwidrige Hausdurchsuchung einen anderen an seinen Rechten schädigt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

Vorteilsannahme Vorteilsannahme 
§ 305. (1) bis (3)… § 305. (1) bis (3)… 

(4) Keine ungebührlichen Vorteile sind (4) Keine ungebührlichen Vorteile sind 

 1. bis 2….  1. bis 2…. 

 3. in Ermangelung von Erlaubnisnormen im Sinne der Z 1 orts- oder 
landesübliche Aufmerksamkeiten geringen Werts, es sei denn, dass die 
Tat gewerbsmäßig begangen wird. 

 3. in Ermangelung von Erlaubnisnormen im Sinne der Z 1 orts- oder 
landesübliche Aufmerksamkeiten geringen Werts, es sei denn, dass die 
Tat erwerbsmäßig begangen wird. 

Vorteilsannahme zur Beeinflussung Vorteilsannahme zur Beeinflussung 
§ 306. (1) und (2)… § 306. (1) und (2)… 

(3) Wer lediglich einen geringfügigen Vorteil annimmt oder sich versprechen 
lässt, ist nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, es sei denn, dass die Tat gewerbsmäßig 
begangen wird. 

(3) Wer lediglich einen geringfügigen Vorteil annimmt oder sich versprechen 
lässt, ist nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, es sei denn, dass die Tat erwerbsmäßig 
begangen wird. 

Dreiundzwanzigster Abschnitt Dreiundzwanzigster Abschnitt 
Amtsanmaßung und Erschleichung eines Amtes Amtsanmaßung und Erschleichung eines Amtes 

Erschleichung eines Amtes Erschleichung eines Amtes 

§ 315. Wer wissentlich eine zur Übertragung eines öffentlichen Amtes 
berufene Stelle über eine Tatsache täuscht, die nach einem Gesetz oder einer 
Rechtsverordnung die Übertragung eines bestimmten öffentlichen Amtes 

§ 315. Wer wissentlich eine zur Übertragung eines öffentlichen Amtes 
berufene Stelle über eine Tatsache täuscht, die nach einem Gesetz oder einer 
Rechtsverordnung die Übertragung eines bestimmten öffentlichen Amtes 
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ausschließen würde, und dadurch bewirkt, daß ihm dieses Amt übertragen wird, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

ausschließen würde, und dadurch bewirkt, daß ihm dieses Amt übertragen wird, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

Fünfundzwanzigster Abschnitt Fünfundzwanzigster Abschnitt 
Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen 
 

Verbrechen der Aggression 
 § 321k. (1) Wer tatsächlich in der Lage ist, das politische oder militärische 

Handeln eines Staates zu kontrollieren oder zu lenken, und eine Angriffshandlung, 
die ihrer Art, ihrer Schwere und ihrem Umfang nach eine offenkundige Verletzung 
der Satzung der Vereinten Nationen darstellt, einleitet oder ausführt, ist mit 
Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 

 (2) Wer unter den in Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen eine solche 
Angriffshandlung plant oder vorbereitet, ist mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu 
zehn Jahren zu bestrafen. 

 (3) Im Sinne des Abs. 1 bedeutet „Angriffshandlung“ eine gegen die 
Souveränität, die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit 
eines Staates gerichtete oder sonst mit der Satzung der Vereinten Nationen 
unvereinbare Anwendung von Waffengewalt durch einen anderen Staat. 

Artikel 2 

Änderung des Suchtmittelgesetzes 

2. Hauptstück 
Suchtmittel Suchtmittel 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 

Gesundheitsbezogene Maßnahmen bei Suchtgiftmißbrauch Gesundheitsbezogene Maßnahmen bei Suchtgiftmißbrauch 
§ 12. (1) und (2)… § 12. (1) und (2)… 
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 (3) Die Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde kann von der 

Person, die sich einer gesundheitsbezogenen Maßnahme nach Abs. 2 unterzieht, 
verlangen, Bestätigungen über Beginn und Verlauf der Maßnahme vorzulegen. 

§ 13. (1)… § 13. (1)… 

(2) Ergibt (2) Ergibt 

 1.bis 3 …  1. bis 3 … 

Grund zur Annahme eines Suchtgiftmißbrauchs, so hat die Stellungskommission 
oder das Heeresgebührenamt oder der Kommandant der militärischen Dienststelle, 
bei der der Soldat Wehrdienst leistet, an Stelle einer Strafanzeige diesen Umstand 
der Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde mitzuteilen. 

Grund zur Annahme eines Suchtgiftmißbrauchs, so hat die Stellungskommission 
oder das Heerespersonalamt oder der Kommandant der militärischen Dienststelle, 
bei der der Soldat Wehrdienst leistet, an Stelle einer Strafanzeige diesen Umstand 
der Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde mitzuteilen. 

 (2a) Wird einer Behörde oder öffentlichen Dienststelle der Anfangsverdacht 
(§ 1 Abs. 3 der Strafprozessordnung 1975 – StPO, BGBl. Nr. 631/1975) bekannt, 
dass eine Person eine Straftat nach §§ 27 Abs. 1 und 2 ausschließlich für den 
eigenen persönlichen Gebrauch oder den persönlichen Gebrauch eines anderen 
begangen habe, ohne dass diese Person daraus einen Vorteil gezogen habe, so hat 
die Behörde oder öffentliche Dienststelle an Stelle einer Strafanzeige (§ 78 StPO) 
diesen Umstand der Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde 
mitzuteilen. 

 (2b) Ergeben Ermittlungen der Kriminalpolizei ausschließlich den in Abs. 2a 
umschriebenen Verdacht, so hat sie diesen der Bezirksverwaltungsbehörde als 
Gesundheitsbehörde mitzuteilen sowie der Staatsanwaltschaft darüber zu berichten 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde hat in den 
vorstehend bezeichneten Fällen nach § 12 vorzugehen. 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde hat in den 
vorstehend bezeichneten Fällen nach § 12 vorzugehen, soweit es sich nicht bloß 
um einen in § 35 Abs. 4 genannten Fall handelt. 

§ 14. (1) Steht eine Person, die Suchtgift missbraucht, im Verdacht, eine 
Straftat nach § 27 Abs. 1 oder 2 begangen zu haben, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde nur dann Strafanzeige zu erstatten, wenn sich die 
Person den notwendigen, zweckmäßigen, ihr nach den Umständen möglichen und 
zumutbaren und nicht offenbar aussichtslosen gesundheitsbezogenen Maßnahmen 
gemäß § 11 Abs. 2 nicht unterzieht. Besteht Grund zur Annahme, dass die 
Voraussetzungen des § 35 vorliegen, so hat sie statt einer Strafanzeige sogleich 
eine Stellungnahme nach § 35 Abs. 3 Z 2 zu erstatten. 

§ 14. (1) Steht eine Person, die Suchtgift missbraucht, im Verdacht, eine 
Straftat nach §§ 27 Abs. 1 und 2 begangen zu haben, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde nur dann Strafanzeige zu erstatten, wenn sich die 
Person den notwendigen, zweckmäßigen, ihr nach den Umständen möglichen und 
zumutbaren und nicht offenbar aussichtslosen gesundheitsbezogenen Maßnahmen 
gemäß § 11 Abs. 2 nicht unterzieht. Eine Strafanzeige ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde auch dann zu erstatten, wenn sich die betreffende 
Person der notwendigen Untersuchung gemäß § 12 Abs. 1 nicht unterzieht. Ist der 
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Staatsanwaltschaft der Verdacht bereits bekannt (Abtretungsbericht, § 13 Abs. 2b), 
so sind ihr derartige Weigerungen lediglich mitzuteilen. Besteht Grund zur 
Annahme, dass die Voraussetzungen des § 35 vorliegen, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde statt einer Strafanzeige oder Mitteilung sogleich eine 
Stellungnahme nach § 35 Abs. 3 Z 2 zu erstatten. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 

4. Hauptstück 4. Hauptstück 

Überwachung des Verkehrs und der Gebarung mit Suchtmitteln und 
Drogenausgangsstoffen, Suchtmittel-Datenevidenz und Information 

Überwachung des Verkehrs und der Gebarung mit Suchtmitteln und 
Drogenausgangsstoffen, Suchtmittel-Datenevidenz und Information 

Meldungen an das Suchtmittelregister Meldungen an das Suchtmittelregister 

§ 24a. (1) Dem Suchtmittelregister sind zu melden § 24a. (1) Dem Suchtmittelregister sind zu melden 

 1. vom Bundesministerium für Inneres alle von den nachgeordneten 
Sicherheitsbehörden wegen des Verdachtes einer Straftat nach den §§ 27 
bis 32 an die Staatsanwaltschaft erstatteten Berichte nach § 100 Abs. 2 
Z 4 der Strafprozessordnung, 

 1. vom Bundesministerium für Inneres alle von den nachgeordneten 
Sicherheitsbehörden wegen des Verdachtes einer Straftat nach den §§ 27 
bis 32 an die Staatsanwaltschaft erstatteten Berichte nach § 100 Abs. 2 
Z 4 der Strafprozessordnung und nach § 13 Abs. 2b, 

5. Hauptstück 5. Hauptstück 

Strafrechtliche Bestimmungen und Verfahrensvorschriften Strafrechtliche Bestimmungen und Verfahrensvorschriften 
Vorläufiger Rücktritt von der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft Vorläufiger Rücktritt von der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft 

§ 35. (1) bis (8)… § 35. (1) bis (8)… 
 (9) Im Fall eines Abtretungsberichts (§ 13 Abs. 2b) hat die 

Staatsanwaltschaft, sofern sie nicht noch eine weitere Klärung des Sachverhalts 
für erforderlich hält, von der Verfolgung unmittelbar vorläufig zurückzutreten. 
Dies ist dem Beschuldigten unter Hinweis auf die Fortsetzungsgründe (§ 38 
Abs. 1a) mitzuteilen; die Mitteilung ist zu eigenen Handen zuzustellen. 

Nachträgliche Fortsetzung des Strafverfahrens, endgültiger Rücktritt von der 
Verfolgung und endgültige Einstellung des Strafverfahrens 

Nachträgliche Fortsetzung des Strafverfahrens, endgültiger Rücktritt von der 
Verfolgung und endgültige Einstellung des Strafverfahrens 

§ 38. (1)… § 38. (1)… 
 (1a) Ist die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung nach § 35 Abs. 9 
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zurückgetreten, so ist das Strafverfahren nur fortzusetzen, wenn binnen eines 
Jahres 

  1. die Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde mitteilt, dass sich 
der Beschuldigte der ärztlichen Begutachtung oder den 
gesundheitsbezogenen Maßnahmen nicht unterzieht (§ 14 Abs. 1) oder 

  2. der Beschuldigte einen Antrag auf Fortsetzung des Strafverfahrens stellt. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 

6. Hauptstück 6. Hauptstück 
Schluß-, Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen Schluß-, Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen 

§ 47. (1) bis (13)… § 47. (1) bis (13)… 
 (14) § 12 Abs. 3, § 13 Abs. 2, 2a, 2b und 3, § 14 Abs. 1, § 24a Abs. 1 Z 1 

sowie § 38 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 treten 
mit 1. Jänner 2016 in Kraft 

Artikel 3 
Änderung der Strafprozessordnung 1975 

Zentrale Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Wirtschaftsstrafsachen und 
Korruption (WKStA) 

Zentrale Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Wirtschaftsstrafsachen und 
Korruption (WKStA) 

§ 20a. (1) Der WKStA obliegt für das gesamte Bundesgebiet die Leitung des 
Ermittlungsverfahrens, dessen Beendigung im Sinne des 10. und 11. Hauptstücks 
sowie die Einbringung der Anklage und deren Vertretung im Hauptverfahren und 
im Verfahren vor dem Oberlandesgericht wegen folgender Vergehen oder 
Verbrechen: 

§ 20a. (1) Der WKStA obliegt für das gesamte Bundesgebiet die Leitung des 
Ermittlungsverfahrens, dessen Beendigung im Sinne des 10. und 11. Hauptstücks 
sowie die Einbringung der Anklage und deren Vertretung im Hauptverfahren und 
im Verfahren vor dem Oberlandesgericht wegen folgender Vergehen oder 
Verbrechen: 

 1.  Veruntreuung, schwerer oder gewerbsmäßig schwerer Betrug, 
betrügerischer Datenverarbeitungsmissbrauch, Untreue, 
Förderungsmissbrauch und betrügerische Krida, soweit auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass der durch die Tat 
herbeigeführte Schaden 5 000 000 Euro übersteigt (§§ 133 Abs. 2 2. Fall, 
147 Abs. 3, 148 2. Fall, 148a Abs. 2 2. Fall, § 153 Abs. 2 zweiter Fall, 
153b Abs. 4 und 156 Abs. 2 StGB); 

 1. Veruntreuung, schwerer oder erwerbsmäßig schwerer Betrug, 
betrügerischer Datenverarbeitungsmissbrauch, Untreue, 
Förderungsmissbrauch und betrügerische Krida, soweit auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass der durch die Tat 
herbeigeführte Schaden 5 000 000 Euro übersteigt oder sich der Vorsatz 
darauf erstreckt (§§ 133 Abs. 2 zweiter Fall, 147 Abs. 3, 148 zweiter Fall, 
148a Abs. 2 zweiter Fall, § 153 Abs. 2 zweiter Fall, 153b Abs. 4 und 156 
Abs. 2 StGB); 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
689 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

65 von 83 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. Betrügerisches Vorenthalten von Sozialversicherungsbeiträgen und 

Zuschlägen nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, 
soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass das 
Ausmaß der vorenthaltenen Beiträge oder Zuschläge 5 000 000 Euro 
übersteigt (§ 153d Abs. 2 und 3 StGB) und Organisierte Schwarzarbeit (§ 
153e StGB); 

 2. Betrügerisches Anmelden zur Sozialversicherung oder Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse, soweit auf Grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, dass das Ausmaß der vorenthaltenen Beiträge oder 
Zuschläge 5 000 000 Euro übersteigt oder sich der Vorsatz darauf 
erstreckt (§ 153d Abs. 2 und 3 StGB) und Organisierte Schwarzarbeit (§ 
153e StGB); 

 3. Grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen gemäß § 159 
Abs. 4 StGB, in den Fällen des § 159 Abs. 4 Z 1 und 2 StGB jedoch nur, 
soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass der 
Befriedigungsausfall 5 000 000 Euro übersteigt; 

 3. Grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen gemäß § 159 
Abs. 4 StGB, in den Fällen des § 159 Abs. 4 Z 1 und 2 StGB jedoch nur, 
soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass der 
Befriedigungsausfall 5 000 000 Euro übersteigt; 

 4. Ketten- oder Pyramidenspiele gemäß § 168a Abs. 2 StGB;  4. Ketten- oder Pyramidenspiele gemäß § 168a Abs. 2 StGB; 

 5. Geschenkannahme durch Machthaber (§ 153a StGB), 
wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Vergabeverfahren (§ 168b 
StGB) und soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass 
die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begangen wurde, strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Korruption und 
verwandte strafbare Handlungen nach den §§ 304 bis 309 StGB; 

 5. Geschenkannahme durch Machthaber (§ 153a StGB), 
wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Vergabeverfahren (§ 168b 
StGB) und soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass 
die Tat in Bezug auf einen 3 000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begangen wurde, strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Korruption und 
verwandte strafbare Handlungen nach den §§ 304 bis 309 StGB oder sich 
der Vorsatz darauf erstreckt; 

 6. Vergehen nach dem Aktiengesetz, BGBl. Nr. 98/1965, GmbH-Gesetz, 
RGBl. Nr. 58/1906, Genossenschaftsgesetz, RGBl. Nr. 70/1873, 
Immobilien-Investmentfondsgesetz, BGBl. I Nr. 80/2003, 
Investmentfondsgesetz 2011, BGBl. I Nr. 77/2011, Kapitalmarktgesetz, 
BGBl. Nr. 625/1991, ORF-Gesetz, BGBl. Nr. 379/1984, PSG, BGBl. Nr. 
694/1993, SE-Gesetz, BGBl. I Nr. 67/2004, SpaltG, BGBl. Nr. 304/1996, 
und VAG, BGBl. Nr. 569/1978, jeweils jedoch nur soweit die betroffene 
Gesellschaft über ein Stammkapital von zumindest 5 000 000 Euro oder 
über mehr als 2000 Beschäftigte verfügt, sowie Verfahren nach dem 
BörseG, BGBl. Nr. 555/1989, nach dem ElWOG 2010, BGBl. I Nr. 
110/2010 und dem GWG 2011, BGBl. I Nr. 107/2011. 

 6. Unvertretbare Darstellung wesentlicher Informationen über bestimmte 
Verbände (§ 163a StGB) und unvertretbare Berichte von Prüfern 
bestimmter Verbände (§ 163b StGB) sowie Vergehen nach dem 
Immobilien-Investmentfondsgesetz, BGBl. I Nr. 80/2003, 
Investmentfondsgesetz 2011, BGBl. I Nr. 77/2011, Kapitalmarktgesetz, 
BGBl. Nr. 625/1991, jeweils jedoch nur soweit die betroffene 
Gesellschaft über ein Stammkapital von zumindest 5 000 000 Euro oder 
über mehr als 2000 Beschäftigte verfügt, sowie Vergehen nach dem 
BörseG, BGBl. Nr. 555/1989, nach dem ElWOG 2010, BGBl. I Nr. 
110/2010 und dem GWG 2011, BGBl. I Nr. 107/2011; 

 7. in die Zuständigkeit der Gerichte fallende Finanzvergehen, soweit auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass der strafbestimmende 
Wertbetrag 5 000 000 Euro übersteigt; 

 7. in die Zuständigkeit der Gerichte fallende Finanzvergehen, soweit auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass der strafbestimmende 
Wertbetrag 5 000 000 Euro übersteigt oder sich der Vorsatz darauf 
erstreckt; 

 8. Geldwäscherei (§ 165 StGB), soweit die Vermögensbestandteile aus einer 
in den vorstehenden Ziffern genannten Straftat herrühren; 

 8. Geldwäscherei (§ 165 StGB), soweit die Vermögensbestandteile aus einer 
in den vorstehenden Ziffern genannten Straftat herrühren; 
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 9. Kriminelle Vereinigung oder kriminelle Organisation (§§ 278 und 278a 

StGB), soweit die Vereinigung oder Organisation oder die Begehung auf 
eine der in den vorstehenden Ziffern genannten Straftaten ausgerichtet ist. 

 9. Kriminelle Vereinigung oder kriminelle Organisation (§§ 278 und 278a 
StGB), soweit die Vereinigung oder Organisation auf die Begehung einer 
in den vorstehenden Ziffern genannten Straftaten ausgerichtet ist. 

(2) … (2) … 

(3) Die WKStA ist auch für das Verfahren wegen Rechtshilfe oder 
strafrechtlicher Zusammenarbeit mit den zuständigen Einrichtungen der 
Europäischen Union sowie mit den Justizbehörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union wegen der in Abs. 1 erwähnten Straftaten zuständig. Sie ist 
zentrale nationale Verbindungsstelle gegenüber OLAF und Eurojust, soweit 
Verfahren wegen derartiger Straftaten betroffen sind. 

(3) Wegen der in Abs. 1 erwähnten Straftaten ist die WKStA auch für 
ausländische Ersuchen um Rechtshilfe und Übernahme der Strafverfolgung nach 
dem IV. Hauptstück und § 60 ARHG, BGBl. Nr. 529/1979, die Anerkennung und 
Vollstreckung justizieller Entscheidungen nach § 1 Abs. 1 Z 1 lit. b EU-JZG, 
BGBl. I Nr. 36/2004, und die Rechtshilfe in Strafsachen nach § 1 Abs. 1 Z 2 EU-
JZG sowie entsprechende ausländische Ersuchen nach zwischenstaatlichen 
Übereinkommen zuständig. Sie ist zentrale nationale Verbindungsstelle gegenüber 
OLAF und Eurojust, soweit Verfahren wegen derartiger Straftaten betroffen sind. 

(4)… (4) … 

Bezirksgericht Bezirksgericht 

§ 30. (1) Z 1 bis 3 … § 30. (1) Z 1 bis 3 … 

 3a. des Vergehens der Geschenkannahme durch Machthaber (§ 153a StGB),  3a. des Vergehens der fortgesetzten Belästigung im Wege einer 
Telekommunikation oder eines Computersystems (§ 107c StGB), 

  3b. des Vergehens der Geschenkannahme durch Machthaber (§ 153a StGB), 

  3c. des Vergehens des Vorenthaltens von Dienstnehmerbeiträgen zur 
Sozialversicherung (§ 153c StGB), 

Z 4 bis 8b … Z 4 bis 8b … 

 9. des Vergehens der pornographischen Darstellung Minderjähriger (§ 207a 
Abs. 3 1. Fall und 3a StGB) und 

 9. des Vergehens der pornographischen Darstellung Minderjähriger (§ 207a 
Abs. 3 1. Fall und 3a StGB), 

  9a. des Vergehens der Verhetzung (§ 283 Abs. 4 StGB) und 

 10. …  10. … 

(2) … (2) … 

Landesgericht Landesgericht 

§ 31. (1) … § 31. (1) … 
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(2) Dem Landesgericht als Geschworenengericht obliegt das Hauptverfahren 
wegen 

(2) Dem Landesgericht als Geschworenengericht obliegt das Hauptverfahren 
wegen 

 1. bis 10. ….  1. bis 10. …. 

 10a. des Verbrechens der Aggression (§ 321k StGB),  10a. des Verbrechens der Aggression (§ 321k StGB), 

11. des Vergehens der Aufforderung zu mit Strafe bedrohten Handlungen 
und der Gutheißung mit Strafe bedrohter Handlungen (§ 282 StGB) sowie des 
Vergehens der Unterlassung der Verhinderung einer mit Strafe bedrohten 
Handlung (§ 286 StGB), wenn die Tat mit Beziehung auf eine der unter Z 2 bis 10 
angeführten strafbaren Handlungen begangen worden ist, und 

11. des Vergehens der Aufforderung zu mit Strafe bedrohten Handlungen 
und der Gutheißung mit Strafe bedrohter Handlungen (§ 282 StGB) sowie des 
Vergehens der Unterlassung der Verhinderung einer mit Strafe bedrohten 
Handlung (§ 286 StGB), wenn die Tat mit Beziehung auf eine der unter Z 2 bis 
10a angeführten strafbaren Handlungen begangen worden ist, und 

 12. ….  12. … 

(3) Z 1 bis 4 … (3) Z 1 bis 4 … 

 5. des Vergehens des Landfriedensbruchs und des Verbrechens oder 
Vergehens des Landzwangs (§§ 274 und 275 StGB), 

5. des Vergehens der schweren gemeinschaftlichen Gewalt und des 
Verbrechens oder Vergehens des Landzwangs (§§ 274 und 275 StGB), 

 6. des Verbrechens des Missbrauchs der Amtsgewalt (§ 302 StGB) und  6. des Verbrechens des Missbrauchs der Amtsgewalt (§ 302 StGB), 

  6a. wegen des Vergehens des schweren Diebstahls (§ 128 Abs. 1 Z 5 StGB), 
des Verbrechens des erwerbsmäßig schweren Diebstahls (§ 130 zweiter 
Satz erster Fall StGB), der Vergehen der Entziehung von Energie (§ 132 
Abs. 2 erster Fall StGB), der Veruntreuung (§ 133 Abs. 2 erster Fall 
StGB), des schweren Betrugs (§ 147 Abs. 2 StGB), der Untreue (§ 153 
Abs. 2 erster Fall StGB), der Verbrechen der betrügerischen Krida (§ 156 
Abs. 1 StGB) und der Schädigung fremder Gläubiger (§ 157 StGB), wenn 
der durch die Tat herbeigeführte Schaden 50.000 Euro übersteigt oder die 
Tat in Bezug auf einen 50.000 Euro übersteigenden Wert des Vorteils 
begangen wurde oder sich jeweils der Vorsatz darauf erstreckt, 

 7. …  7. … 

(4) bis (6) …  (4) bis (6) … 

Landesgericht als Geschworenen- und Schöffengericht  Landesgericht als Geschworenen- und Schöffengericht 

§ 32. (1) …  § 32. (1) … 
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(1a) Z 1 bis 4 … (1a) Z 1 bis 4 … 

 5. Missbrauch der Amtsgewalt gemäß § 302 Abs. 2 zweiter Satz StGB und 
Straftaten nach den §§ 304 bis 309 StGB, soweit dem Angeklagten die 
Herbeiführung eines 100 000 Euro übersteigenden Schadens oder die 
Begehung der Tat in Bezug auf einen 100 000 Euro übersteigenden 
Vorteil zur Last gelegt wird; 

 5. Missbrauch der Amtsgewalt gemäß § 302 Abs. 2 zweiter Satz StGB und 
Straftaten nach den §§ 304 und 307 StGB, soweit dem Angeklagten die 
Herbeiführung eines 100 000 Euro übersteigenden Schadens oder die 
Begehung der Tat in Bezug auf einen 100 000 Euro übersteigenden 
Vorteil zur Last gelegt wird oder sich jeweils der Vorsatz darauf erstreckt; 

 6. Finanzvergehen, soweit der angelastete strafbestimmende Wertbetrag 
1 000 000 Euro übersteigt; sowie 

 6. Finanzvergehen, soweit der angelastete strafbestimmende Wertbetrag 
1 000 000 Euro übersteigt oder sich der Vorsatz darauf erstreckt sowie 

 7. Terroristische Vereinigung (§ 278b StGB) sowie sonstige unter die 
vorstehenden Ziffern fallende strafbare Handlungen, die im Rahmen einer 
kriminellen Vereinigung oder einer kriminellen Organisation (§§ 278 und 
278a StGB) begangen werden; 

 7. Terroristische Vereinigung (§ 278b StGB) sowie sonstige strafbare 
Handlungen, die qualifiziert im Rahmen oder als Mitglied einer 
kriminellen Vereinigung (§ 278 StGB)begangen werden; 

Z 8 … Z 8 … 
 (1b) Ein Besetzungsmangel nach Abs. 1a kann nur geltend gemacht werden, 

wenn die Staatsanwaltschaft in der Anklageschrift oder der Angeklagte innerhalb 
der Einspruchsfrist (§ 213 Abs. 2) eine solche Besetzung verlangt hat. Wurde ein 
solches Verlangen rechtzeitig gestellt, so ist das Landesgericht als Schöffengericht 
unabhängig von den Voraussetzungen des Abs. 1a mit zwei Richtern und zwei 
Schöffen zu besetzen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Beigebung eines Verteidigers Beigebung eines Verteidigers 

§ 61. (1) Z 1 bis 4. … § 61. (1) Z 1 bis 4. … 

 5. in der Hauptverhandlung vor dem Landesgericht als Einzelrichter, wenn 
für die Straftat, außer in den Fällen der §§ 129 Z 1 bis 3 und 164 Abs. 4 
StGB, eine drei Jahre übersteigende Freiheitsstrafe angedroht ist, 

 5. in der Hauptverhandlung vor dem Landesgericht als Einzelrichter, wenn 
für die Straftat, außer in den Fällen der §§ 129 Abs. 2 Z 1 und 164 Abs. 4 
StGB, eine drei Jahre übersteigende Freiheitsstrafe angedroht ist, 

Z 6 und 7 … Z 6 und 7 … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Sachverständige und Dolmetscher Sachverständige und Dolmetscher 

§ 126. (1) bis (3) … § 126. (1) bis (3) … 
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(4) Für Sachverständige und Dolmetscher gelten die Befangenheitsgründe des 
§ 47 Abs. 1 sinngemäß. Soweit sie befangen sind oder ihre Sachkunde in Zweifel 
steht, sind sie von der Staatsanwaltschaft, im Fall einer Bestellung durch das 
Gericht von diesem, von Amts wegen oder auf Grund von Einwänden (Abs. 5) 
ihres Amtes zu entheben, bei Vorliegen eines Befangenheitsgrundes gemäß § 47 
Abs. 1 Z 1 und 2 bei sonstiger Nichtigkeit. Im Hauptverfahren kann die 
Befangenheit eines Sachverständigen oder Dolmetschers nicht bloß mit der 
Begründung geltend gemacht werden, dass er bereits im Ermittlungsverfahren 
tätig gewesen ist. 

(4) Für Sachverständige und Dolmetscher gelten die Befangenheitsgründe des 
§ 47 Abs. 1 sinngemäß. Soweit sie befangen sind oder ihre Sachkunde in Zweifel 
steht, sind sie von der Staatsanwaltschaft, im Fall einer Bestellung durch das 
Gericht von diesem, von Amts wegen oder auf Grund von Einwänden (Abs. 5) 
ihres Amtes zu entheben, bei Vorliegen eines Befangenheitsgrundes gemäß § 47 
Abs. 1 Z 1 und 2 bei sonstiger Nichtigkeit. Im Hauptverfahren kann die 
Befangenheit eines Dolmetschers nicht bloß mit der Begründung geltend gemacht 
werden, dass er bereits im Ermittlungsverfahren tätig gewesen ist. 

(5) … (5) … 

Verbot der Vernehmung als Zeuge Verbot der Vernehmung als Zeuge 

§ 155. (1) Z 1 und 2 … § 155. (1) Z 1 und 3 … 

 3. Personen, denen Zugang zu klassifizierten Informationen des 
Nationalrates oder des Bundesrates gewährt wurde, soweit sie gemäß § 18 
Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Informationsordnung des 
Nationalrates und des Bundesrates, BGBl. I Nr. 98/2014, zur 
Verschwiegenheit verpflichtet sind, 

 3. Personen, denen Zugang zu klassifizierten Informationen des 
Nationalrates oder des Bundesrates gewährt wurde, soweit sie gemäß § 18 
Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Informationsordnung des 
Nationalrates und des Bundesrates, BGBl. I Nr. 102/2014, zur 
Verschwiegenheit verpflichtet sind, 

 4.   4.  

(2) … (2) … 

Aussagebefreiung Aussagebefreiung 

§ 156. (1) Z 1 … § 156. (1) Z 1 … 

 2. Personen, die durch die dem Beschuldigten zur Last gelegte Straftat 
verletzt worden sein könnten und zur Zeit ihrer Vernehmung das 
vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder in ihrer 
Geschlechtssphäre verletzt worden sein könnten, wenn die Parteien 
Gelegenheit hatten, sich an einer vorausgegangenen kontradiktorischen 
Einvernahme zu beteiligen (§§ 165, 247). 

 2. Personen, die durch die dem Beschuldigten zur Last gelegte Straftat 
verletzt worden sein könnten und zur Zeit ihrer Vernehmung das 
vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder in ihrer 
Geschlechtssphäre verletzt worden sein könnten, wenn die Parteien 
Gelegenheit hatten, sich an einer vorausgegangenen kontradiktorischen 
Vernehmung zu beteiligen (§§ 165, 247). 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 161. (1) Der Zeuge ist vor Beginn der Vernehmung zu ermahnen, richtig, 
vollständig und derart auszusagen, dass er seine Aussage erforderlichenfalls vor 

§ 161. (1) Der Zeuge ist vor Beginn der Vernehmung zu ermahnen, richtig 
und vollständig auszusagen. Sodann ist er über Vor- und Familienname, 
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Gericht beeiden könne. Sodann ist er über Vor- und Familienname, Geburtsort und 
-datum, Beruf und Wohnort oder eine sonstige zur Ladung geeignete Anschrift 
sowie über sein Verhältnis zum Beschuldigten zu befragen. Im Falle der 
Anwesenheit anderer Personen ist darauf zu achten, dass die persönlichen 
Verhältnisse des Zeugen möglichst nicht öffentlich bekannt werden. 

Geburtsort und -datum, Beruf und Wohnort oder eine sonstige zur Ladung 
geeignete Anschrift sowie über sein Verhältnis zum Beschuldigten zu befragen. 
Im Falle der Anwesenheit anderer Personen ist darauf zu achten, dass die 
persönlichen Verhältnisse des Zeugen möglichst nicht öffentlich bekannt werden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Sicherheitsleistung Sicherheitsleistung 

§ 172a. (1) und (2) … § 172a. (1) und (2) … 

(3) Die Sicherheit wird frei, sobald das Strafverfahren rechtswirksam beendet 
ist, im Fall der Verurteilung des Angeklagten jedoch erst zu, sobald er die 
Geldstrafe und die ihm auferlegten Kosten des Verfahrens und gegebenenfalls 
dem Privatbeteiligten die im Strafurteil zugesprochene Entschädigung gezahlt 
sowie im Fall einer nicht bedingt nachgesehenen Geld – oder Freiheitsstrafe die 
Freiheitsstrafe angetreten hat. Als Sicherheit sichergestellte Gegenstände und 
Vermögenswerte werden auch frei, sobald der Beschuldigte die aufgetragene 
Sicherheit in Geld erlegt oder ein Dritter, dem keine Beteiligung an der Tat zur 
Last liegt, Rechte an den Gegenständen oder Vermögenswerten glaubhaft macht. 

(3) Die Sicherheit wird frei, sobald das Strafverfahren rechtswirksam beendet 
ist, im Fall der Verurteilung des Angeklagten jedoch erst, sobald er die Geldstrafe 
und die ihm auferlegten Kosten des Verfahrens und gegebenenfalls dem 
Privatbeteiligten die im Strafurteil zugesprochene Entschädigung gezahlt sowie im 
Fall einer nicht bedingt nachgesehenen Geld– oder Freiheitsstrafe die 
Freiheitsstrafe angetreten hat. Als Sicherheit sichergestellte Gegenstände und 
Vermögenswerte werden auch frei, sobald der Beschuldigte die aufgetragene 
Sicherheit in Geld erlegt oder ein Dritter, dem keine Beteiligung an der Tat zur 
Last liegt, Rechte an den Gegenständen oder Vermögenswerten glaubhaft macht. 

(4) … (4) … 

Einstellung bei mehreren Straftaten Einstellung bei mehreren Straftaten 

§ 192. (1) Z 1 …  § 192. (1) Z 1 … 
  1a. die Ermittlungen zur Aufklärung des Verdachts jener Straftaten, deren 

Nachweis im Fall gemeinsamer Führung keinen Einfluss auf den 
anzuwendenden Strafrahmen hätte, mit einem beträchtlichen Aufwand 
verbunden wären und die Erledigung in der Hauptsache verzögern 
würden, oder 

Z 2 … Z 2 … 

(2) … (2) … 
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11. Hauptstück 11. Hauptstück 

Rücktritt von der Verfolgung (Diversion) Rücktritt von der Verfolgung (Diversion) 

Allgemeines Allgemeines 

§ 198. (1) … § 198. (1) … 

(2) Ein Vorgehen nach diesem Hauptstück ist jedoch nur zulässig, wenn (2) Ein Vorgehen nach diesem Hauptstück ist jedoch nur zulässig, wenn 

 1. die Tat nicht mit mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe bedroht ist,  1. die Tat nicht mit mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe bedroht ist, 

Z 2 und 3 … Z 2 und 3 … 

(3) Abweichend von Abs. 2 Z 1 kann nach diesem Hauptstück auch im Fall 
des Missbrauchs der Amtsgewalt nach § 302 Abs. 1 StGB vorgegangen werden, 
soweit der Beschuldigte durch die Tat keine oder eine bloß geringfügige oder 
sonst unbedeutende Schädigung an Rechten herbeigeführt hat und die Tat nicht 
auch nach § 304 StGB mit Strafe bedroht ist. 

(3) Nach diesem Hauptstück darf im Fall des Missbrauchs der Amtsgewalt 
nach § 302 Abs. 1 StGB nur vorgegangen werden, soweit der Beschuldigte durch 
die Tat keine oder eine bloß geringfügige oder sonst unbedeutende Schädigung an 
Rechten herbeigeführt hat und die Tat nicht auch nach §§ 304 oder 307 StGB mit 
Strafe bedroht ist. Im Übrigen ist ein Vorgehen nach diesem Hauptstück 
ausgeschlossen, soweit es sich um eine im Zehnten Abschnitt des Besonderen 
Teils des StGB geregelte strafbare Handlung handelt, die mit mehr als dreijähriger 
Freiheitsstrafe bedroht ist. 

Tatausgleich Tatausgleich 

§ 204. (1) … § 204. (1) … 

(2) Das Opfer ist in Bemühungen um einen Tatausgleich einzubeziehen, 
soweit es dazu bereit ist. Das Zustandekommen eines Ausgleichs ist von seiner 
Zustimmung abhängig, es sei denn, dass es diese aus Gründen nicht erteilt, die im 
Strafverfahren nicht berücksichtigungswürdig sind. Seine berechtigten Interessen 
sind jedenfalls zu berücksichtigen (§ 206). 

(2) Das Opfer und sein Vertreter ist in Bemühungen um einen Tatausgleich 
einzubeziehen, soweit es dazu bereit ist. Das Zustandekommen eines Ausgleichs 
ist von seiner Zustimmung abhängig, es sei denn, dass es diese aus Gründen nicht 
erteilt, die im Strafverfahren nicht berücksichtigungswürdig sind. Seine 
berechtigten Interessen sind jedenfalls zu berücksichtigen (§ 206). 

(3) Die Staatsanwaltschaft kann einen Konfliktregler ersuchen, das Opfer und 
den Beschuldigten über die Möglichkeit eines Tatausgleichs sowie im Sinne der 
§§ 206 und 207 zu informieren und bei ihren Bemühungen um einen solchen 
Ausgleich anzuleiten und zu unterstützen (§ 29a des Bewährungshilfegesetzes). In 
diesem Fall hat die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung vorläufig 
zurückzutreten. 

(3) Die Staatsanwaltschaft kann einen Konfliktregler ersuchen, das Opfer und 
den Beschuldigten und ihre Vertreter über die Möglichkeit eines Tatausgleichs 
sowie im Sinne der §§ 206 und 207 zu informieren und bei ihren Bemühungen um 
einen solchen Ausgleich anzuleiten und zu unterstützen (§ 29a des 
Bewährungshilfegesetzes). In diesem Fall hat die Staatsanwaltschaft von der 
Verfolgung vorläufig zurückzutreten. 
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(4) … (4) … 

Rechte und Interessen der Opfer Rechte und Interessen der Opfer 

§ 206. (1) Bei einem Vorgehen nach diesem Hauptstück sind stets die 
Interessen des Opfers zu prüfen und im größtmöglichen Ausmaß zu fördern. Das 
Opfer hat das Recht, eine Vertrauensperson beizuziehen. Es ist jedenfalls so bald 
wie möglich umfassend über seine Rechte und über geeignete 
Opferschutzeinrichtungen zu informieren. Wenn noch keine volle 
Schadensgutmachung erfolgt ist oder dies zur Wahrung seiner Interessen sonst 
geboten erscheint, ist dem Opfer vor einem Rücktritt von der Verfolgung 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 206. (1) Bei einem Vorgehen nach diesem Hauptstück sind stets die 
Interessen des Opfers zu prüfen und im größtmöglichen Ausmaß zu fördern. Das 
Opfer hat das Recht, eine Vertrauensperson beizuziehen. Jedenfalls sind Opfer vor 
einem Rücktritt von der Verfolgung im Sinne von § 70 Abs. 1 über ihre Rechte, 
insbesondere jenes auf Prozessbegleitung zu informieren. Soweit dies zur 
Wahrung ihrer Interessen und Rechte geboten erscheint, ist ihnen und ihrer 
Vertretung, jedenfalls im Fall von Gewalt in Wohnungen (§ 38a SPG) und bei 
Opfern im Sinn des § 65 Z 1 lit. a vor einem Rücktritt von der Verfolgung 
ausreichend Zeit zur Stellungnahme zu geben. 

(2) … (2) … 

§ 230. (1) … § 230. (1) … 

(2) Richter und Staatsanwälte des Dienststandes, Richteramtsanwärter und 
Rechtspraktikanten sowie die in § 48 Abs. 1 Z 4 genannten Personen dürfen 
niemals ausgeschlossen werden. Angeklagte, Opfer, Privatbeteiligte oder 
Privatankläger können verlangen, dass drei Personen ihres Vertrauens der Zutritt 
gestattet werde. § 160 Abs. 2 und 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Richter und Staatsanwälte des Dienststandes, Richteramtsanwärter und 
Rechtspraktikanten sowie die in § 48 Abs. 1 Z 5 genannten Personen dürfen 
niemals ausgeschlossen werden. Angeklagte, Opfer, Privatbeteiligte oder 
Privatankläger können verlangen, dass drei Personen ihres Vertrauens der Zutritt 
gestattet werde. § 160 Abs. 2 und 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 355. Die Staatsanwaltschaft oder der Privatankläger kann die 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens wegen einer Handlung, hinsichtlich der der 
Angeklagte rechtskräftig freigesprochen worden ist, nur aus den in § 352 Abs. 1 
genannten Gründen beantragen. 

§ 355. Die Staatsanwaltschaft oder der Privatankläger können die 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens wegen einer Handlung, hinsichtlich der der 
Angeklagte rechtskräftig freigesprochen worden ist, nur aus den in § 352 Abs. 1 
genannten Gründen beantragen. 

§ 409a. (1) … § 409a. (1) … 

(2) Z 1 … (2) Z 1 … 

 2. bei Entrichtung einer 180 Tagessätze übersteigenden Strafe in 
Teilbeträgen nicht länger als zwei Jahre und 

 2. bei Entrichtung einer 180, nicht aber 360 Tagessätze übersteigenden 
Strafe in Teilbeträgen nicht länger als zwei Jahre und 

  2a. bei Entrichtung einer 360 Tagessätze übersteigenden Strafe in 
Teilbeträgen nicht länger als drei Jahre sowie 

Z 3 … Z 3 … 
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(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 445. (1) und (2) … § 445. (1) und (2) … 
 (2a) Die vorstehenden Absätze gelten sinngemäß auch für eine Anordnung 

der Konfiskation (§ 19 StGB), wenn das Verfahren wegen Straftaten, die mit dem 
Vorsatz der unrechtmäßigen Bereicherung oder der Erlangung eines Vorteils 
begangen wurden, wegen Krankheit oder Flucht nach § 197 abgebrochen wurde, 
jedoch auf Grund ausreichend geklärten Sachverhalts nahe liegt, dass im Fall einer 
Verurteilung eine Konfiskation (§ 19a StGB) ausgesprochen würde und der 
Angeklagte gemäß §§ 164 oder 165 zum Anklagevorwurf und zu den 
Voraussetzungen der Anordnung der Konfiskation vernommen wurde. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 489. (1) Gegen die vom Landesgericht als Einzelrichter ausgesprochenen 
Urteile kann außer dem Einspruch gemäß § 427 Abs. 3 nur das Rechtsmittel der 
Berufung wegen der in § 281 Abs. 1 Z 1 bis 5 und 6 bis 11 und § 468 Abs. 1 Z 1 
und 2 aufgezählten Nichtigkeitsgründe oder gegen die im § 464 Z 2 und 3 
genannten Aussprüche ergriffen werden. Für das Verfahren gelten die §§ 281, 282 
Abs. 2, 285 Abs. 2 bis Abs. 5, 465 bis 467, 469 bis 476 und 479 sinngemäß. Für 
den Nichtigkeitsgrund des § 281 Abs. 1 Z 3 gelten die in § 468 Abs. 1 Z 3 zitierten 
Bestimmungen. 

§ 489. (1) Gegen die vom Landesgericht als Einzelrichter ausgesprochenen 
Urteile kann außer dem Einspruch gemäß § 427 Abs. 3 nur das Rechtsmittel der 
Berufung wegen der in § 281 Abs. 1 Z 2 bis 5 und 6 bis 11 und § 468 Abs. 1 Z 1 
und 2 aufgezählten Nichtigkeitsgründe oder gegen die im § 464 Z 2 und 3 
genannten Aussprüche ergriffen werden. Für das Verfahren gelten die §§ 281, 282 
Abs. 2, 285 Abs. 2 bis Abs. 5, 465 bis 467, 469 bis 476 und 479 sinngemäß. Für 
den Nichtigkeitsgrund des § 281 Abs. 1 Z 3 gelten die in § 468 Abs. 1 Z 3 zitierten 
Bestimmungen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

24. Hauptstück 24. Hauptstück 

Verfahren bei bedingter Strafnachsicht, bedingter Nachsicht von 
vorbeugenden Maßnahmen, Erteilung von Weisungen und Anordnung der 

Bewährungshilfe 

Verfahren bei bedingter Strafnachsicht, bedingter Nachsicht von 
vorbeugenden Maßnahmen, Erteilung von Weisungen und Anordnung der 

Bewährungshilfe 
I. Bedingte Nachsicht einer Strafe, der Unterbringung in einer Anstalt für 

entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher und einer Rechtsfolge 
I. Bedingte Nachsicht einer Strafe, der Unterbringung in einer Anstalt für 

entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher und einer Rechtsfolge 
§ 492. (1) Die bedingte Nachsicht einer Strafe, der Unterbringung in einer 

Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher und einer Rechtsfolge ist in das 
Urteil aufzunehmen. 

§ 492. (1) Die bedingte Nachsicht einer Strafe, der Unterbringung in einer 
Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher, der Unterbringung in einer 
Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher und einer Rechtsfolge ist in das Urteil 
aufzunehmen. 
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(2) … (2) … 

6. TEIL 6. TEIL 

Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 514. (1) bis (26) … § 514. (1) bis 26 … 

(26) § 155 Abs. 1 Z 3 und § 157 Abs. 1 Z 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 101/2014 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft. 

(27) § 155 Abs. 1 Z 3 und § 157 Abs. 1 Z 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 101/2014 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft. 

(26) § 32 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2014 tritt mit 
1. Jänner 2015 in Kraft. 

(28) § 32 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2014 tritt mit 
1. Jänner 2015 in Kraft. 

(26) § 183 Abs. 2 und Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 13/2015 treten mit 1. Juli 2015 in Kraft. 

(29) § 183 Abs. 2 und Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 13/2015 treten mit 1. Juli 2015 in Kraft. 

(27) § 20a Abs. 1 Z 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 34/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

(30) § 20a Abs. 1 Z 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 34/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

 (31) § 126 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx 
tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, §§ 20a Abs. 1 und Abs. 3, 30 
Abs. 1, 31 Abs. 2 und Abs. 3, 32 Abs. 1a und Abs. 1b, 61 Abs. 1, 155 Abs. 1, 156 
Abs. 1, 161 Abs. 1, 172a Abs. 3, 192 Abs. 1, 198 Abs. 2 und 3, 204 Abs. 2 und 3, 
206 Abs. 1, 230 Abs. 2, 355, 409a Abs. 2, 445 Abs. 2a, 489 Abs. 1, 492 Abs. 1 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit xx.xxxx.xxxx in 
Kraft. 

Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union 

§ 516a. (1) und (2) … § 516a. (1 ) und (2) … 
 (3) § 445 Abs. 2a in der Fassung des Bundesgesetzblattes BGBl. I 

Nr. xxx/xxxx dient der Umsetzung der Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Sicherstellung und Einziehung von Erträgen 
aus Straftaten in der EU ABl. Nr. L 127 vom 29.04.2014 S 39 in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 138 vom 13.05.2014 S 114. 
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Artikel 4 

Änderung des Aktiengesetzes 

DREIZEHNTER TEIL DREIZEHNTER TEIL 

Strafbestimmung Strafbestimmung 
§ 255. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 

Tagessätzen ist vom Gericht zu bestrafen, wer als Mitglied des Vorstandes oder 
des Aufsichtsrates, Beauftragter oder Abwickler 

 

 1. in Berichten, Darstellungen und Übersichten betreffend die Gesellschaft 
oder mit ihr verbundene Unternehmen, die an die Öffentlichkeit oder an 
die Gesellschafter gerichtet sind, wie insbesondere Jahresabschluss 
(Konzernabschluss) und Lagebericht (Konzernlagebericht), 

 

 2. in einer öffentlichen Aufforderung zur Beteiligung an der Gesellschaft,  

 3. in Vorträgen oder Auskünften in der Hauptversammlung,  

 4. in Auskünften, die nach § 272 UGB einem Abschlussprüfer oder die 
sonstigen Prüfern der Gesellschaft zu geben sind, oder 

 

 5. in Berichten, Darstellungen und Übersichten an den Aufsichtsrat oder 
seinen Vorsitzenden 

 

die Verhältnisse der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen oder 
erhebliche Umstände, auch wenn sie nur einzelne Geschäftsfälle betreffen, 
unrichtig wiedergibt, verschleiert oder verschweigt. 

 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Mitglied des Vorstandes oder als 
Abwickler einen gemäß § 81 Abs. 1 angesichts einer drohenden Gefährdung der 
Liquidität der Gesellschaft gebotenen Sonderbericht nicht erstattet. 

 

(3) Das Strafverfahren obliegt den Gerichtshöfen erster Instanz.  
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FÜNFZEHNTER TEIL FÜNFZEHNTER TEIL 

Übergangs- und Schlußbestimmungen Übergangs- und Schlußbestimmungen 

 ERSTER ABSCHNITT ERSTER ABSCHNITT 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 262. (1) bis (34)…. § 262. (1) bis (34)…. 
 (35) § 255 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

Artikel 5 

Änderung des GmbH-Gesetzes 

VIII. Hauptstück. VIII. Hauptstück. 

Strafbestimmungen, Schlußbestimmung. Strafbestimmungen, Schlußbestimmung. 
§ 122. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 

Tagessätzen ist vom Gericht zu bestrafen, wer als Geschäftsführer, Mitglied des 
Aufsichtsrates, Beauftragter oder Liquidator 

 

 1. in Berichten, Darstellungen und Übersichten betreffend die Gesellschaft 
oder mit ihr verbundene Unternehmen, die an die Öffentlichkeit oder an 
die Gesellschafter gerichtet sind, wie insbesondere Jahresabschluss 
(Konzernabschluss) und Lagebericht (Konzernlagebericht), 

 

 2. in einer öffentlichen Aufforderung zur Beteiligung an der Gesellschaft,  

 3. in Vorträgen oder Auskünften in der Generalversammlung,  

 4. in Auskünften, die nach § 272 UGB einem Abschlussprüfer oder die 
sonstigen Prüfern der Gesellschaft zu geben sind, oder 

 

 5. in Berichten, Darstellungen und Übersichten an den Aufsichtsrat oder 
seinen Vorsitzenden 
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die Verhältnisse der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen oder 
erhebliche Umstände, auch wenn sie nur einzelne Geschäftsfälle betreffen, 
unrichtig wiedergibt, verschleiert oder verschweigt. 

 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer  

1. als Geschäftsführer in den zum Zweck der Eintragung der Gesellschaft 
oder der Eintragung der Erhöhung oder Herabsetzung des Stammkapitals nach den 
§ 10 Abs. 3 oder § 56 Abs. 2 abzugebenden Erklärungen falsche Angaben macht 
oder erhebliche Umstände verschweigt, 

 

2. als Geschäftsführer oder Liquidator bei Angaben nach § 26 die 
Vermögenslage unrichtig wiedergibt oder erhebliche Umstände verschweigt oder 

 

3. als Geschäftsführer oder Liquidator einen gemäß § 28a Abs. 1 angesichts 
einer drohenden Gefährdung der Liquidität der Gesellschaft gebotenen 
Sonderbericht nicht erstattet. 

 

(3) Das Strafverfahren obliegt den Gerichtshöfen erster Instanz.  

§ 127. § 127. 

(1) bis (18)… (1) bis (18)… 
 (19) § 122 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

Artikel 6 

Änderung des SE-Gesetzes 

5. Hauptstück 5. Hauptstück 

Strafbestimmungen und Zwangsstrafen Strafbestimmungen und Zwangsstrafen 
Strafbestimmungen Strafbestimmungen 

§ 64. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen ist vom Gericht zu bestrafen, wer als Mitglied des Vorstands, des 
Aufsichtsrats oder des Verwaltungsrats oder als geschäftsführender Direktor, 
Beauftragter oder Abwickler einer Europäischen Gesellschaft (SE) 
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 1. in Berichten, Darstellungen und Übersichten betreffend die Gesellschaft 

oder mit ihr verbundene Unternehmen, die an die Öffentlichkeit oder an 
die Gesellschafter gerichtet sind, wie insbesondere Jahresabschluss 
(Konzernabschluss) und Lagebericht (Konzernlagebericht), 

 

 2. in einer öffentlichen Aufforderung zur Beteiligung an der Gesellschaft,  

 3. in Vorträgen oder Auskünften in der Hauptversammlung,  

 4. in Auskünften, die nach § 272 UGB einem Abschlussprüfer oder die 
sonstigen Prüfern der Gesellschaft zu geben sind, oder 

 

 5. in Berichten, Darstellungen und Übersichten an den Aufsichtsrat, den 
Verwaltungsrat oder deren Vorsitzende die Verhältnisse der Gesellschaft 
oder mit ihr verbundener Unternehmen oder erhebliche Umstände, auch 
wenn sie nur einzelne Geschäftsfälle betreffen, unrichtig wiedergibt, 
verschleiert oder verschweigt. 

 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Mitglied des Vorstands, als 
geschäftsführender Direktor oder als Abwickler einen gemäß § 81 Abs. 1 AktG 
oder gemäß § 58 Abs. 1 angesichts einer drohenden Gefährdung der Liquidität der 
Europäischen Gesellschaft (SE) gebotenen Sonderbericht nicht erstattet. 

 

(3) Das Strafverfahren obliegt den Gerichtshöfen erster Instanz.  

6. Hauptstück 6. Hauptstück 

Schluss- und Übergangsbestimmungen Schluss- und Übergangsbestimmungen 
In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 67. (1) bis (8)… § 67. (1) bis (8)… 
 (9) § 64 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
689 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

79 von 83 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 7 

Änderung des Genossenschaftsgesetzes 

IV. Hauptstück IV. Hauptstück 

Strafbestimmungen. Strafbestimmungen. 
§ 89. (1) Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates, ferner 

Liquidatoren und sonstige Beauftragte der Genossenschaft, welche in den 
Generalversammlungsprotokollen, in den Rechnungsabschlüssen, Bilanzen und 
Geschäftsberichten, in dem Register der Mitglieder (§ 14), sowie in den durch 
§ 35 angeordneten Mitteilungen falsche oder in irreführender Weise 
unzureichende Angaben machen oder bestätigen, sind, wenn die Tat nicht nach 
einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, vom Gericht mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

 

(2) Das Strafverfahren obliegt den Gerichtshöfen erster Instanz.  

V. Hauptstück. V. Hauptstück. 

Schlußbestimmungen. Schlußbestimmungen. 
 § 94g. § 89 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 
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Artikel 8 

Änderung des ORF-Gesetzes 

10. Abschnitt 10. Abschnitt 

Zuständigkeit der Gerichte Zuständigkeit der Gerichte 
Strafbestimmungen Strafbestimmungen 

§ 43. Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen ist vom Gericht zu bestrafen, wer als Mitglied eines Stiftungsorgans 
oder als Beauftragter 

 

 1. in Darstellungen oder in Übersichten über den Vermögensstand der 
Stiftung, insbesondere in Jahresabschlüssen, die Verhältnisse der Stiftung 
unrichtig wiedergibt oder erhebliche Umstände verschweigt; 

 

 2. in Auskünften, die nach § 272 UGB den Mitgliedern der 
Prüfungskommission oder den sonstigen Prüfern der Stiftung zu geben 
sind, erhebliche Umstände verschweigt, die Verhältnisse der Stiftung 
unrichtig wiedergibt oder sonst falsche Angaben macht oder 

 

 3. über die im Anhang (§§ 236 bis 239 UGB) oder im Lagebericht (§ 243 
UGB) anzugebenden Tatsachen falsche Angaben macht oder erhebliche 
Umstände verschweigt. 

 

11. Abschnitt 11. Abschnitt 

Übergangs- und Schlussbestimmungen Übergangs- und Schlussbestimmungen 
In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 49. (1) bis (15)… § 49. (1) bis (15)… 
 (16) § 43 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 
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Artikel 9 

Änderung des Privatstiftungsgesetzes 

Artikel I Artikel I 

Privatstiftungsgesetz Privatstiftungsgesetz 
Strafbestimmung  

§ 41. Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen ist vom Gericht zu bestrafen, wer als Mitglied des Stiftungsvorstands 
oder des Aufsichtsrats, als Beauftragter oder Abwickler 

 

 1. in Darstellungen oder in Übersichten über den Vermögensstand der 
Privatstiftung, insbesondere in Jahresabschlüssen, die Verhältnisse der 
Privatstiftung unrichtig wiedergibt oder erhebliche Umstände 
verschweigt, 

 

 2. in Auskünften, die nach § 272 HGB einem Stiftungsprüfer oder die 
sonstigen Prüfern der Privatstiftung zu geben sind, erhebliche Umstände 
verschweigt, die Verhältnisse der Privatstiftung unrichtig wiedergibt oder 
sonst falsche Angaben macht oder 

 

 3. über die im Anhang (§§ 236 bis 239 HGB) oder im Lagebericht (§ 243 
HGB) anzugebenden Tatsachen falsche Angaben macht oder erhebliche 
Umstände verschweigt. 

 

Artikel XI Artikel XI 

Inkrafttreten, Vollziehungsklausel Inkrafttreten, Vollziehungsklausel 
(1) bis (1b)… (1) bis (1b)… 

 (1c) § 41 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

(2)… (2)… 
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Artikel 10 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016 

13. Hauptstück 13. Hauptstück 

Strafbestimmungen Strafbestimmungen 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit  

§ 323. (1) Wer als Mitglied des Vorstandes oder des Aufsichtsrats, als 
Beauftragter oder als Abwickler eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit 

 

 1. in Berichten, Darstellungen oder Übersichten betreffend den Verein oder 
mit ihm verbundene Unternehmen, die an die Öffentlichkeit oder an die 
Mitglieder des obersten Organs gerichtet sind, wie insbesondere 
Jahresabschluss (Konzernabschluss) und Lagebericht 
(Konzernlagebericht), 

 

 2. in Vorträgen oder Auskünften in der Versammlung des obersten Organs,  

 3. in Auskünften, die nach § 272 UGB einem Abschlussprüfer oder den 
sonstigen Prüfern des Vereins zu geben sind oder 

 

 4. in Berichten, Darstellungen und Übersichten an den Aufsichtsrat oder 
seinen Vorsitzenden 

 

die Verhältnisse des Vereins oder mit ihm verbundener Unternehmen oder 
erhebliche Umstände, auch wenn sie nur einzelne Geschäftsfälle betreffen, 
unrichtig wiedergibt, verschleiert oder verschweigt oder sonst in wesentlichen 
Punkten falsche Angaben macht, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

 

(2) Wer als Mitglied des Vorstands oder als Abwickler einen gemäß § 81 
Abs. 1 AktG angesichts einer drohenden Gefährdung der Liquidität des Vereins 
gebotenen Sonderbericht nicht erstattet, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

 

(3) Das Strafverfahren obliegt den Gerichtshöfen erster Instanz.  

(4) § 255 AktG ist auf die Geschäftsleitung der Zweigniederlassung eines  
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Drittland-Versicherungsoder eines Drittland-Rückversicherungsunternehmens 
anzuwenden. 

Artikel 11 
Änderung des Spaltungsgesetzes 

4. Teil: 
 

Strafbestimmung  

§ 18. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen ist vom Gericht zu bestrafen, wer als Mitglied des Vorstands (der 
Geschäftsführung), als Mitglied eines Aufsichtsrats oder als Abwickler 
(Liquidator) einer an der Spaltung beteiligten Gesellschaft bei der Spaltung in den 
Unterlagen, Erklärungen und Auskünften, welche die Spaltung einschließlich der 
Gründung der neuen Gesellschaft und der Behandlung des Spaltungsvorgangs bei 
der aufnehmenden Gesellschaft betreffen, die Verhältnisse der Gesellschaft, 
einschließlich ihrer Beziehungen zu verbundenen Unternehmen, unrichtig 
wiedergibt oder erhebliche Umstände verschweigt. 

 

(2) Die Strafbarkeit gemäß Abs. 1 wird unter den Voraussetzungen des § 167 
StGB durch tätige Reue aufgehoben. 

 

5. Teil: 5. Teil: 
In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 19. (1) bis (5)… § 19. (1) bis (5)… 
 (6) § 18 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 
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